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Seite 325. Jahrestag Tschernobyl
Informationspolitik damals und heute

Die Bilder und Berichte der 
Atomkatastrophe im japani-
schen Atomkraftwerk Fukus-

hima machen uns alle seit dem 11. 
März fassungslos. Der Verdacht, die 
Verantwortlichen für die Atomanlage 
Fukushima-Daiichi - japanische Re-
gierung und Kraftwerksbetreiber Tokio 

Electric Power Company (TEPCO) 
- hätten das Ausmaß der Katastrophe 
von Anfang an verschwiegen, bestätigt 
sich immer mehr.

Der Nuklearingenieur Mitsuhiko 
Tanaka, der am Design des Reaktors 4 
beteiligt war, schließt aus den offi ziellen 
Daten, dass der Reaktor 1 in Fukushi-

ma schon vom Erdbeben am 11. März 
zerstört worden sei. Das Beben sei 
zumindest im Reaktor 1 der Grund für 
einen Kühlwasserverlust gewesen, der 
zum schleichenden Super-GAU geführt 
habe. Tanaka vermutet einen Rohrbruch 
direkt am Reaktordruckbehälter. Mit 
dem Versagen der Notkühlung sei 

das wichtigste Instrument im Kampf 
gegen die Katastrophe ausgefallen. 
Der Reaktor sei damit von Beginn an 
außer Kontrolle. 

Es war und ist unklar, ob die für die 
Reaktoren 1 bis 3 im AKW-Fukushima 

Atomkraft abschalten - Energiewende jetzt!
Die Atomkatastrophen von Tschernobyl und Fukushima mahnen 
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EditoriaL
Am 18. September fi ndet die Wahl 

zum Berliner Abgeordneten-
haus statt. Die Naturschutzorga-

nisationen Berlins wollen diese nutzen, 
um die öffentliche Aufmerksamkeit auf 
ihre Anliegen zu richten. Sie haben 
deshalb elf naturschutzpolitische Er-
wartungen formuliert, die als Grundlage 
für die Diskussionen in den kommenden 
Wahlkampfmonaten 
dienen sollen. 

Berlin soll 
grüner werden

Berlin ist eine ar-
tenreiche Metropole. 
Mit dem Beitritt zum 
„Countdown 2010“ 
hat sich die Stadt ver-
pflichtet, den Arten-
rückgang zu stoppen. 
Unsere Erwartung ist 
es, dass den Worten nun 
konkrete Taten folgen. 
Die Ausweisung von 
Schutzgebieten muss 
fortgesetzt und der Bi-
otopverbund unter Ein-
schluss der Gewässer 
realisiert werden. Dies muss auch in den 
entsprechenden Planwerken verankert 
werden. Überholte Bauvorhaben und 
Vorhaltefl ächen sind zu streichen.

Weniger Beton und mehr Grün, 
das stünde Berlin gut zu Gesicht. In 
den letzten Jahren sind leider wertvolle 
Naturschutzfl ächen durch Bebauung 
verloren gegangen. Zukünftig müssen 
alle Möglichkeiten fl ächensparenden 
Bauens ausgeschöpft werden, um die 
Netto-Neuversiegelung tatsächlich auf 
Null zu bringen.

Die Hof-, Fassaden- und Dachbe-
grünung muss stärker gefördert, das 
Hofbegrünungsprogramm wieder auf-
gelegt werden. So kann Berlin noch lie-
bens- und lebenswerter werden. Leider 
erleben wir derzeit das ganze Gegenteil: 
Den Bezirken geht das Geld für Parks 
und Blumen aus. Die Grünpfl ege leidet 

unter drastisch gekürzten Budgets und 
der Halbierung der Personalstellen. 

Starke Ämter – aktive Bürger

In den Grünverwaltungen und 
Naturschutzbehörden Berlins hat sich 
die Betreuungs- und Umsetzungssitu-
ation erheblich verschlechtert. Diese 

Entwicklung muss gestoppt werden. 
Widersinnig ist die Trennung von pla-
nenden und unterhaltenden Abteilungen 
der Bezirksämter, sie gehören wieder in 
eine Hand. Wir erwarten, dass sowohl 
die fi nanzielle als auch die personelle 
Ausstattung für den Naturschutz deut-
lich verbessert wird. 

Berlin muss beim Natur- und Ar-
tenschutz und bei der Grünpfl ege auch 
auf das Engagement seiner Bürger/-
innen setzen. Hier erwarten wir mehr 
Förderung und Unterstützung - sie zahlt 
sich aus! Zu nennen ist hier beispiels-
weise die fachgerechte Anleitung beim 
Pfl anzen von Bäumen in Höfen oder 
bei der ehrenamtlichen Betreuung von 
Naturschutzarealen. 

Die Umweltbildung muss gestärkt 
werden, insbesondere im schulischen 
Bereich. Wir erwarten, dass die Berliner 

Schulen und Umweltbildungseinrich-
tungen hierfür eine sachgerechte Perso-
nal- und Sachausstattung erhalten.

Naturverträglich 
wirtschaften

Ökologische Landwirtschaft ist gut 
für den Naturschutz. Deshalb erwarten 
wir, dass die öffentlichen Einrichtun-
gen - einschließlich der Bildungsein-
richtungen - bis 2015 mindestens 15 
Prozent ihrer Lebensmittel aus dem 
ökologischen Anbau beziehen und 
mindestens 25 Prozent aus der Region. 
Damit unterstützen wir auch regionale 
Wirtschaftskreisläufe. Die gestaltende 
Zuständigkeit für die Landwirtschaft, 
die derzeit beim Land Brandenburg 
liegt, soll wieder nach Berlin zurück-
geholt werden. 

Torsten Ehrke
Stellvertretender Landesvorsitzender 

GRÜNE LIGA Berlin

Die konkreten Forderungen können 
nachgelesen werden unter:
www.grueneliga-berlin.de

Natürlich Berlin
Umweltverbände formulieren Erwartungen an die Naturschutzpolitik 2011-2016

Urbanität durch 
Naturschutz
Dienstag, 24.5.

19-21.30 Uhr 

Eine Diskussion der Umwelt-
verbände mit Sprecher/innen 

von SPD, CDU, Die Linke, 
Bündnis 90/Die Grünen 

und FDP
Abgeordnetenhaus Berlin, 

Niederkirchner Str.5 
(Nähe Potsdamer Platz)

Für Eintritt bitte Personal-
dokument mitbringen!

Foto: Evelin Bulling

Wettbewerb „Grüne Höfe - Gutes Klima“ startet

16. UMWELTFESTIVAL 2011
SONNTAG 5. JUNI AM BRANDENBURGER TOR . 11 - 19 UHR

„KLIMASCHUTZ BEWEGT“

Europas größte ökologische Erlebnismeile
Klimafreundliche Mobilität . Biologische Vielfalt . Fahrradmesse

ADFC Fahrradsternfahrt . Talkrunden . Familienfest . Musik auf zwei Bühnen

Anmeldungen und Infos: www.umweltfestival.de . Telefon: 030 - 44 33 91 - 0

Liebe RABE RALF-Leser/-innen,

die Katastrophe im japanischen 
Atomkraftwerk Fukushima macht 
uns alle fassungslos. Vor 25 Jahren, 

am 26. April 1986, ereignete sich 
der Super-GAU im AKW-Tscher-
nobyl.
Am 26. März demonstrierten in 
Deutschland 250.000 Menschen 
für die Abschaltung aller Atom-
kraftwerke. Lesen Sie dazu unser 
Schwerpunkt- und Titelthema.
Erneuerbare Energien sind die 
einzige Alternative zur Atomkraft. 
Hierzu der Bericht zur Kürzung der 
Solarförderung und ein Besuch bei 
der Bürgerinitiative „AG Windkraft 
Schlalach“.
Im Redaktionsteam unserer Zeitung 
gibt es eine Veränderung: Tibor Jung 
beendete Ende Februar sein Frei-
williges Ökologisches Jahr (FÖJ) 
beim RABEN RALF. Wir danken 
Tibor ganz herzlich für seine sehr 
gute journalistische und organisato-
rische Arbeit. Der neue FÖJ-Kollege 
Vincent Nörig hat im März seine 
Tätigkeit für den RABEN RALF 
begonnen.
Die Redaktion wünscht viel Spaß bei 
der Lektüre der neuen Ausgabe. 
Für Anregungen, Kritik und Lob sind 
wir immer dankbar - schreiben Sie 
uns! 
                         Jochen Mühlbauer
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Am 26. April 1986 explodierte 
Block 4 des Atomkraftwerks 
Tschernobyl (bei Pripjat, Ukrai-

ne). Als Ursachen für den GAU gelten 
heute schwerwiegende konstruktive 
Mängel des Kraftwerktyps, ungenügen-
des Havarietraining sowie Planungs- 
und Bedienfehler der Mannschaft.

Nur eine zügellose 
Kampagne?

Erst zwei Tage nach dem verhee-
renden Unglück in Tschernobyl meldete  
die sowjetische Nachrichtenagentur 
TASS um 21 Uhr zunächst einen Un-
fall. Dreißig Minuten später sprach 
die Nachrichtensendung „Wremja“  
von einer Havarie und formulierte 
euphemistisch, dass der Reaktor in 
Tschernobyl beschädigt worden sei. Es 
musste noch ein weiterer Tag vergehen, 
bis eine sowjetische Nachrichtenquelle 
sich zu einer „Katastrophe mit zwei 
Toten“ durchrang.

Auch in Staaten des damaligen 
Ostblocks operierten die zentral gesteu-
erten Medien nach gleichem Muster. 
So beglückte die „Berliner Zeitung“ 
ihre Leser mit optimistischen Repor-
tagen, die sich über die „vorbildliche 
Ordnung und Solidarität unter den So-
wjetmenschen im Katastrophengebiet“ 
verbreiteten. 

Und Partei- und Staatschef Gor-
batschow verstieg sich in einer Fern-
sehansprache zu einer der typischen 
Formulierungen, indem er -die Kata-
strophe bewusst herunterspielend- von 
einer „zügellosen antisowjetischen 
Kampagne“ in den „Massenmedien 
einiger NATO-Länder“ fabulierte. 
Einer der im AKW Beschäftigten 
phantasierte damals vor laufenden 
Kameras, auftragsgemäß und in Hel-
denpose: „Sowjetische Strahlung ist 
die beste Strahlung…“ Ginge es hier 
nicht um Menschenleben, könnte man 
nur lachen.

Die sich in den Westmedien in-
formierenden Ost-Berliner machten 
ab Mai/Juni 1986 einen weiten Bogen 
um plötzlich angelieferten „frischen“ 
grünen Salat und andere ungewöhnliche 
Raritäten. 

Die radioaktive Wolke, die in 
Tschernobyl freigesetzt wurde, ver-
seuchte weite Teile der Ukraine, 
Weißrusslands und Russlands. Ganze 
Landstriche in der Umgebung des AKW 
wurden völlig unbewohnbar. Hundert-
tausende Einwohner der Ukraine und 
des benachbarten Weißrussland muss-
ten deswegen (zwangs-)umgesiedelt 
werden.

Gut einen Monat nach der verhee-
renden Explosion erklärte kaltschnäuzig 
der 1. Stellvertretende Gesundheitsmi-
nister der UdSSR: 

„Der Genuss von täglich zwanzig 
Zigaretten schadet der Gesundheit mehr 
als gegenwärtig der ständige Aufenthalt 

rund um die 30-Kilometer-Gefahrenzo-
ne des Reaktors“.

Soweit einige Schlaglichter auf 
Teile damaliger Informationspolitik.

Januskopf aktueller 
Berichterstattung 

Wie werden heute, 25 Jahre danach, 
die atomare Katastrophe und ihre Folgen 
in der Öffentlichkeit wahrgenommen? 

Im Jahre 2007 beschreibt ein deut-
sches Nachrichtenmagazin unter der 
bezeichnenden Schlagzeile „Legen-
den vom bösen Atom“ die Zustände 
im sibirischen Atomwerk „Majak“. 

Hier sei lange Zeit die nukleare Ver-
seuchung überschätzt worden, meint 
der Autor, der in seinem Beitrag die 
Arbeitsbedingungen zwar als nicht 
ungefährlich einschätzt, aber zu der 
Feststellung kommt, dass „die Schre-
cken weit geringer sind als gedacht.“ 
So hätten die „Sowjetarbeiter“ nicht 
einmal Mundschutz bei aufsteigenden 
Plutoniumdämpfen getragen, „dennoch 
war die Schädigung der Betroffenen 
erstaunlich gering.“  Und weiter heißt 
es in der Reportage: Mitarbeiter eines 
EU-Projekts hätten über 6.000 Män-
ner untersucht, von denen bisher 301 
Personen an Lungenkrebs verstorben 
seien. Lediglich 100 Fälle könnten auf 
ionisierende Strahlung zurückgeführt 
werden - alle anderen auf Folgen hohen 
Zigarettenkonsums. Wie hatte doch der 
Stellvertretende Gesundheitsminister 
der UdSSR getönt?

Weiter wird eine Bilanz zitiert, die 
fünfzehn Jahre nach dem Tschernobyl- 
GAU veröffentlicht wurde. Hier seien 
angeblich etwa 500.000 Tote aufgelistet 
worden. 

Das wäre  „Untergangsfolklore“, 
also schlicht Unsinn. Mehr Tote gäbe es 
- man höre und staune! - angeblich unter 
den Urankumpeln Ostdeutschlands. Der 

Autor des „aufklärenden“ Beitrages un-
terstellt im weiteren Text  „Bedrohungs-
psychosen“ und gebraucht den Begriff 
„Nuklear-Phobiker“ für Personen, die 
nur ungern kontaminierte Pilze aus 
bayerischen Wäldern verzehren. 

Erst am Ende seines Elaborats 
deutet der Autor in einem Anfl ug von 
Realitätssinn an, dass die Wirkung der 
Transurane und schnellen Neutronen, 
der  Alpha-, Beta- und Gamma-Strahlen 
bedrohlich bleibe und den Forschern 
noch immer Rätsel aufgebe.

Im September 2010 vermeldet das 
gleiche Nachrichtenmagazin zur üppi-
gen Flora von Tschernobyl, dass diese 

der Verstrahlung trotze. Es grüne und 
blühe ringsum, und das lokale Ökosys-
tem habe sich an die kontaminierten 
Zustände erstaunlich gut angepasst. 

Nun muss sich nur noch der geneigte 
Leser mit seinen Vorbehalten ein wenig 
anpassen…

In seinem 1992 in deutscher Spra-
che  erschienenen Buch „Tschernobyl: 
Die Wahrheit“ schreibt dagegen der 
renommierte ukrainische Kernphy-
siker Wladimir M. Tschernousenko 
(1996 in Deutschland verstorben), 
einer der drei „Chefliquidatoren“ 
von Tschernobyl, dass es 1988 bei 
allen beobachteten Pfl anzenarten zu 
einer bemerkenswerten Zunahme der 
Chromosomenaberrationen kam. Und 
weiter führt er aus, dass bei Menschen 
zu den schwerwiegendsten physischen 
Auswirkungen einer Strahlenexposition 
Leukämie und Tumore zählen. Hinzu 
kämen die Verminderung der Fortpfl an-
zungsfähigkeit, Grauer Star und allge-
mein die Verkürzung der Lebenszeit. 
Genetische Schäden zeigten sich erst 
bei den Nachkommen bestrahlter Per-
sonen und könnten über Generationen 
unentdeckt bleiben.

Zu den technischen Problemen 
meint Tschernousenko, dass kein Land 

der Welt genügend Erfahrung mit der 
Aufbereitung radioaktiv verseuchten 
Materials habe.  Auch deshalb fordert er 
explizit die Entwicklung und Nutzung 
alternativer Energiequellen.

Plänen, die verstrahlte Zone wieder 
in den Zustand vor dem Unfall zurück-
zuversetzen, erteilt der Wissenschaftler 
eine klare Absage.

Abschließend ein Zitat aus der 
„Berliner Zeitung“ vom März 1999, er-
schienen aus Anlass des 1979 erfolgten 
Störfalls in Harrisburg (USA):

„Zwanzig Jahre nach dem Störfall 
von Harrisburg sind noch immer nicht 
alle radioaktiv belasteten Kraftwerkstei-
le entsorgt. 20 bis 80 Millionen Dollar 
sollte die Sanierung…nach Schätzun-
gen von 1979 kosten. Bis jetzt wurde 
bereits mehr als eine Milliarde Dollar 
ausgegeben. Ein Ende der Arbeit ist 
nicht absehbar.“

Und der SPIEGEL (Nr. 51, 2010) 
informiert in einem kurzen Bericht 
(„Moskaus teure Sünden“) zum Stand 
des sogenannten „Sarkophags“ von 
Tschernobyl: „Die russische Regierung 
will für die Folgen des Atomunfalls von 
Tschernobyl nicht zahlen…“

„…Rund zwei Milliarden Euro 
kostet das Projekt (die neue Schutz-
hülle), derzeit fehlen jedoch noch 740 
Millionen. Russland, das sich gern als 
Rechtsnachfolger der Sowjetunion 
bezeichnet, hat von allen Geberländern 
den kleinsten Beitrag zugesagt…“

„…Ungleich großzügiger zeigt sich 
der Kreml bei der Finanzierung neuer 
Atommeiler… Den Überlebenden von 
Tschernobyl zahlt der Kreml eine Mo-
natsrente von nur rund 50 Euro.“

Nach wie vor ist die Atomkraft eine 
nicht hundertprozentig zu beherrschen-
de Technologie mit enormen Risiken. 
Trotz jahrzehntelangem Einsatz „im 
Dienste der Menschheit“ kann die Ato-
mindustrie noch immer keine Lösung 
der Abfallproblematik vorweisen.

Warum also wider besseres Wissen 
und gegen alle Erfahrungen an dieser 
Technologie festhalten?

Bei Redaktionsschluss erreichen uns 
apokalyptische Bilder und Nachrichten 
aus Japan. Ohne die Situation endgül-
tig beurteilen zu können, erscheint es 
jedoch zwingend, dass die politisch 
und wirtschaftlich Verantwortlichen in 
Deutschland und der EU das Problem 
AKW neu bewerten und notwendige 
Schlussfolgerungen ziehen.

Christoph Vinz

25. Jahrestag der Katastrophe von Tschernobyl
Informationspolitik damals und heute

Foto: Marco Fieber-www.fl ickr.com

Tödliche Idylle

Hilfl osigkeit...
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angenommene Kernschmelze in Rich-
tung Grundwasser durchbrennt, oder ob 
es zu weiteren Explosionen kommt.

Das radioaktive, hochgiftige Pluto-
nium, das inzwischen in Bodenproben 
gefunden wurde, bleibt über tausende 
Jahre gefährlich. Plutonium ist schon 
ab einer Dosis im zweistelligen Milli-
grammbereich tödlich.

Außerdem bereitet die hohe radi-
oaktive Verstrahlung in der Gegend 
von Fukushima große Sorgen. Mes-
sungen der japanischen Behörden und 
der Umweltorganisation Greenpeace 
zeigen zum Teil extrem erhöhte lokale 
Strahlenwerte auch weit außerhalb der 
20-Kilometer-Zone, die zunächst eva-
kuiert wurde. Umweltverbände forder-
ten deshalb, diese Zone auf mindestens 
40 Kilometer rund um die Atomruine 
von Fukushima auszudehnen.

Der schleichende Super-GAU im 
AKW-Fukushima wird in Japan hof-
fentlich dazu führen, dass die dortige 
Energiepolitik ab sofort konsequent auf 
die erneuerbaren Energien setzt.

Tschernobyl heute

Die vor Fukushima größte atomare 
Katastrophe ereignete sich vor 25 Jahren 
am 26. April 1986 in der Ukraine. In der 
4.300 Quadratkilometer großen Zone 
um den explodierten Reaktor Block 4 
und die tote Stadt Pripjat herum ist bis 
heute kein normales Leben vorstellbar 
(siehe auch Seite 3). Mehr noch, es ist 
weder Ackerbau noch gesundes anthro-
pogenes Leben möglich. Die Einzigen, 
die sich wohl fühlen und das Gebiet 
förmlich erobern, sind die Wildschwei-
ne. Wenn sich menschliches Leben dort 
dauerhaft ansiedelt, ist es von Krebs, 
Missgeburten und Leiden geprägt. 

Die „Todeszone“ wird seit einiger 
Zeit allerdings auch kommerziell ge-
nutzt. Es hat sich ein richtiger Atom- und 
Zonentourismus entwickelt. Täglich 
kommen mehrere Reisebusse in die 
verstrahlte und kaum erholte Region. 
Das ist skurril, aber wohl angeblich nicht 
gefährlich. Der „Tschernobyl-Tourist“ 
setzt sich allerdings in einigen Stunden 
der sonst jährlichen Strahlendosis aus. 
Gesund ist das auch nicht.

Es ist an dieser Stelle überhaupt 
nicht verständlich, wie Brasilien und vor 
allem China davon unbeeindruckt weite-
re Atomkraftwerke bauen wollen. 

Das BMU doktert herum

Am 16. März erschien ein geheimes 
Papier des Bundesumweltministeriums 
(BMU) mit dem Titel „Erste Überlegun-
gen zu Konsequenzen Fukushima“. Die 
Rede ist von „Nachrüstmaßnahmen“, 
„Ertüchtigung“ auf „Stand von Wis-
senschaft und Technik“, „unverzügliche 
Umsetzung“ und der Untersuchung von 
„Kombinationswirkungen“, wie sie in 
Japan vorfi elen.

Vieles im Geheimpapier des BMU 
resultiert aus den schrecklichen Ereig-
nissen in Japan und insbesondere in Fu-
kushima. Doch rational betrachtet, fragt 
man sich, was sich für die Kernkraftwer-
ke in Deutschland überhaupt verändert 
hat. Welche neuen Erkenntnisse hat man 
gewonnen und welche erwartet man 
noch? Die Antwort lautet, dass man kei-
ne relevanten Erkenntnisse bekommen 
wird. Die Atomkraft ist in Deutschland 

und überall sonst mit genauso großem 
Restrisiko behaftet wie denn je. Die 
AKW sind hierzulande genauso wenig 
zu 100 Prozent sicher wie sonstwo. 
Wenn man dem Bundesumweltminister 
Röttgen (CDU) noch Glauben schenken 
darf, müssten folglich alle deutschen 
Reaktoren vom Netz gehen, da sie eben 
bewiesenermaßen nicht zu 100 Prozent 
sicher sind.

Atomkraft durchgefallen

Es gibt nichts mehr zu prüfen und 
auf den „Stand von Wissenschaft und 
Technik“ (BMU) zu bringen. Jedes 
Ertüchtigen und Nachrüsten, jedes 
Moratorium ist verlorene Zeit. Jeder, der 
prüft und nachrüstet, betreibt letztlich 
Lobbyarbeit für die Energiekonzerne. 
Die Atomkraft hat ausgestrahlt! Zwei 
Einschätzungen bringen dieses noch 
einmal auf den Punkt: Die Internati-
onal Association Of Lawyers Against 
Nuclear Arms (IALANA) meint: „Als 
zu brüchig hat sich die Brücke der 
Kernenergie erwiesen, auf der wir an 
das sichere Ufer erneuerbarer Energien 
geführt werden sollen“. Die Nutzung 
der Atomenergie sei ein Krieg gegen 
die Zukunft, heißt es sinngemäß bei 
den NaturFreunden.

Natürlich bleibt die Frage, wie es 
im Postatomzeitalter energiepolitisch 
weitergeht. Die Konzepte gibt es. Rund 

die Hälfte der 17 deutschen Meiler 
abzuschalten, ist sofort möglich. Damit 
könnten wenigstens schon einmal die 
ältesten und marodesten Kraftwerke 
stillgelegt werden. 

Schneller Ausstieg möglich

Der Präsident des Umweltbundes-
amtes (UBA), Jochen Flasbarth, wird 
deutlich. Gegenüber der Süddeutschen 
Zeitung behauptet er, dass ein Atomaus-
stieg bis 2017 ohne höhere Kosten mög-
lich sei: „Dies ist ohne Einschränkungen 
der Versorgungssicherheit und ohne 
zusätzliche Stromimporte möglich“.

Spiegel Online spricht von einem 
„Turbo-Ausstieg“ in den nächsten zehn 
Jahren. Michael Sterner vom Fraun-
hofer-Institut meint, man müsse selbst 
die „BMU-Szenarien nur geringfügig“ 
anpassen. Zudem nennt Spiegel Online 
den „Turbo-Ausstieg (…) sehr teuer“. 
„230 Milliarden“ seien dafür notwen-
dig. Das ist sicherlich kein Pappenstiel. 
Aber mal ehrlich! Auch wenn es nicht 
so kostengünstig wird, wie vom UBA-
Präsidenten suggeriert, was kosten 
Katastrophen wie in Japan, wie viel 
Steuergelder verschlang die Kernkraft 
bis dato, wie viele neue Arbeitsplätze 
entstehen dabei im Sektor der erneu-
erbaren Energien und welch eine tolle 
Vorreiterrolle kann Deutschland hier 
einnehmen. Angesichts dieser Fragen 
relativiert sich die große Summe. 

Zumal nach Warnungen der Deut-
schen Umweltstiftung bei einer AKW-
Kernschmelze in Deutschland aufgrund 
der hohen Bebauungsdichte Millionen 
Menschen akut gefährdet wären. So 
viele sind es in Japan nicht. Jochen 
Stay von ausgestrahlt weist darauf hin, 
dass „die AKW Isar-1, Philippsburg-
1, Brunsbüttel und Krümmel (…) im 
Prinzip baugleich mit den Reaktoren in 
Fukushima-Daiichi“ seien. Der einzige 
Unterschied bestehe darin, „dass die 
deutschen Reaktoren allesamt größer“ 
seien als die japanischen. Es ist eine 
Milchmädchenrechnung, dass dement-
sprechend auch der Schaden und die 
radioaktive Gefahr größer wären. 

Urgewald e.V. und attac deckten auf, 
dass deutsche Banken (genannt werden 
die Deutsche Bank, die ING Diba und 
die West LB) die AKW-Betreiber in 
Japan mitfi nanzieren. Die beiden Or-
ganisationen fordern daher nicht nur 
zum Stromwechsel, sondern jetzt auch 
beispielsweise im Rahmen der attac-
Kampagne „Krötenwanderung jetzt 
- Banken wechseln, Politik verändern“ 
zum Bankenwechsel auf. 

Proteste der 
Atomkraftgegner 

Das von der schwarz-gelben Bun-
desregierung verkündete Drei-Monate-
Moratorium der Laufzeitverlängerung 
und ein vorläufi ges Abschalten der 

sieben ältesten deutschen AKW plus 
Pannenmeiler Krümmel sind nicht 
ausreichend. Die Atomkraftgegner 
misstrauen den plötzlich atomkritischen 
Aussagen der Bundesregierung. 

Zu den Plänen und Debatten 
innerhalb der Regierungsparteien 
(CDU/CSU-FDP) zur Atompolitik 
erklärt Jochen Stay, Sprecher der Anti-
Atom-Organisation ausgestrahlt: „Wir 
trauen dem Braten nicht. Noch ist in 
Sachen Atomausstieg nichts gewonnen, 
denn noch kein AKW ist endgültig 
stillgelegt. (...) Die neu erstarkte Anti-
AKW-Bewegung lässt sich nicht durch 
Lippenbekenntnisse abspeisen. Wir 
werden weiter auf die Straße gehen, bis 
die Atomkraftwerke wirklich stillgelegt 
werden“.

In diesem Sinne wird die Anti-
Atombewegung in Deutschland in 
den nächsten Wochen und Monaten 
keine Ruhe geben. Die bundesweiten 
Großdemos „Fukushima mahnt: Alle 
AKW abschalten“ am 26. März in 
Berlin, Hamburg, Köln und München 
mit 250.000 Teilnehmer/-innen zeigten 
eine neue Qualität des Widerstandes.

Besonders für das Osterwochenen-
de und den Tschernobyl-Jahrestag (22. 
bis 26. April) sind weitere bundesweite 
Anti-Atom-Proteste an Kraftwerks- und 
Zwischenlagerstandorten angekün-
digt.  Felix Eick

Jochen Mühlbauer

www.ausgestrahlt.de
www.umweltbundesamt.de

www.attac.de/meine-kroeten
www.tschernobyl-info.de/tschernobyl-

heute
www.tschernobyl25.de

Foto: pedro moura pinheiro-www.fl ickr.com

In 25 Jahren verrottete jeglicher Spaß

Ostermarsch Berlin
Eine Zukunft ohne 
Atomwaffen 
und Atomkraftwerke

Samstag 23. April, 12 Uhr

Treffpunkt: Vattenfallzentrale
Chausseestr. 23, Berlin-Mitte
Infos: www.antiatomberlin.de
www.naturfreunde.de

Demonstration in Lubmin 
„Sonne, Strand und See-
Atomkraft nee!“

Montag  25. April, 13 Uhr

Vor dem Zwischenlager Nord 

Busse: 9 Uhr ab Berlin 
Karten: GRÜNE LIGA Berlin 
Prenzlauer Allee 8, 
10405 Berlin
Kosten: 15 Euro
Treffpunkt: O2 –Arena, 
nahe Ostbahnhof.
Infos: www.anti-atom-reisen.de 
lubmin-nixda.de
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In Lubmin ist der zweite 
Castor-Transport inner-
halb weniger Wochen 

angekommen. Massive Pro-
teste hatten eine Verspä-
tung von rund 10 Stunden 
zur Folge. Ähnlich wie 
Gorleben wird auch das 
Zwischenlager Nord bei 
Lubmin immer mehr zum 
Zeichen des Widerstandes 
gegen die Atompolitik der 
Bundesregierung.

Geschichte des 
Protests

Widers tand  gegen 
Atomkraft ist in Greifs-
wald kein neues Thema. 
Erste Umweltgruppen gegen das AKW 
Greifswald bildeten sich bereits vor 
mehr als 20 Jahren. Und das mit Erfolg: 
Von acht geplanten Reaktorblöcken 
wurden nur sechs gebaut. Reaktorblock 
fünf wurde noch während der Probezeit 
abgeschaltet und Reaktorblock sechs 
ist nie in Betrieb genommen worden. 
Aufgrund von Sicherheitsrisiken wurde 
das Atomkraftwerk Greifswald 1990 
abgeschaltet.

Neben dem alten AKW wurde das 
Zwischenlager Nord (ZLN) errich-
tet. Unter der Bedingung, dass hier 
ausschließlich atomare Abfälle der 
ehemaligen DDR-Atomkraftwerke 
Rheinsberg und Greifswald gelagert 
werden dürfen, stimmten 
vor rund 20 Jahren die Lan-
despolitiker Mecklenburg-
Vorpommerns dem Bau 
zu. Fast zehn Jahre später, 
im Dezember 1999, wurde 
der erste Castor-Behälter 
im Zwischenlager Nord 
eingelagert.

Castor? - Nein 
danke!

Schon seit Jahren gibt 
es immer wieder kleinere 
Aktionen gegen die Castor-
Transporte ins ZLN. Diese 
waren in der Teilnehmerzahl 
immer sehr begrenzt. Erst 
die Transporte im Dezem-
ber 2010 und im Februar 
2011 lösten große Proteste aus. Der 
Grund hierfür ist unter anderem die 
Tatsache, dass dieser Müll nicht aus 
der Region Mecklenburg-Vorpommern 
kommt. Dieser Wortbruch der Politiker 
macht die Anwohner wütend. Das 
Anti-Atom-Bündnis NordOst fürchtet 
den schleichenden Ausbau des ZLN 
und fordert einen sofortigen Stopp des 
„Atommülltourismus“. Denn so lange 
es keine Endlager gibt, kann der Müll 
nur von einem Zwischenlager ins an-
dere transportiert werden. Dabei sind 
Atommülltransporte immer mit Risi-

ken verbunden.  Unnötige Transporte 
werden damit zu unnötigen Risiken, 
daher sollten alle Castor-Transporte 
ausgesetzt werden, bis es eine Lösung 
für die Entsorgung von atomaren Ab-
fällen gibt. Das fordern nicht nur das 
Anti-Atom-Bündnis NordOst, sondern 
auch die Südwest Initiativen. Diese hat-
ten beim letzten Castor-Transport eine 
Sitzblockade vor der Wiederaufberei-
tungsanlage Karlsruhe gemacht. Rund 
700 Atomkraftgegner hatten dadurch 
nicht nur symbolisch, sondern auch 
ganz praktisch die Castoren für einige 
Stunden daran gehindert aus der Anlage 
hinauszufahren. Damit zeigten sie, dass 
die Menschen im Süden nicht gewillt 

sind, das Risiko eines Unfalls während 
des Transportes zu tolerieren.

Noch mehr Müll

Obwohl die Energiewerke Nord 
behaupten, dass die Transporte im 
Winter die vorerst Letzten waren, gibt 
es bereits einen Antrag auf Einlagerung 
des Reaktors des Forschungsschiffes 
„Otto Hahn“. Außerdem wird sich bald 
auch die Frage stellen, wohin mit dem 
Müll aus der Asse? Da das Versuchs-
endlager in Niedersachsen langsam 

vollläuft,  muss 
der Müll rausgeholt 
werden. Und weil 
der Asse-Müll mitt-
lerweile bundesei-
gener Müll ist und 
das ZLN das ein-
zige bundeseigene 
Zwischenlager, ist 
die Wahrschein-
lichkeit nicht allzu 
gering, dass der 
Müll ebenfalls nach 
Lubmin kommt. 
Dagegen wehren 
sich aber nicht nur 
das Anti-Atom-
Bündnis NordOst, 
sondern auch der 
Koordinationskreis 

Asse II. Sie fordern, dass der Müll so nah 
wie möglich an der Asse gelagert wird, 
um das Risiko von Transportunfällen 
zu reduzieren. 

Damit zeigt sich die bundesweite 
Anti-Atomkraft-Bewegung vereint. Es 
geht darum, die Atomstrom-Produktion 
zu stoppen, und nicht darum, den Müll 
an andere abzuschieben.

Tag X: Wir stellen uns quer 
- kleine Chronik

Mittwoch, 16. Februar, 4 Uhr 

Der Castor-Transport startet aus der 
Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 

mit dem Ziel Lub-
min. 700 Atom-
kraftgegner sind 
bereits in Karlsruhe 
auf die Schienen 
gegangen und ha-
ben die Castoren 
blockiert. Und ihr 
Protest zeigt Wir-
kung: Die große 
Teilnahme an der 
Nachttanzblockade 
der Südwest-Initia-
tiven bewirkt eine 
erste Verspätung 
des Transportes 
von drei Stunden.

Fast 20 Stun-
den später mache 
ich mich auf den 
Weg zur Mahnwa-

che Kemnitzerhagen bei Greifswald. Es 
herrscht ein enormes Polizeiaufgebot. 
Anscheinend werden sämtliche Autos 
auf der Strecke zwischen Greifswald 
und Lubmin kontrolliert. Nur das 
Auto, in dem ich sitze, wird einfach 
durchgelassen.

Die Mahnwache in Kemnitzerhagen 
ist in einer großen Scheune. Mittlerweile 
haben sich dort 40 Aktivisten eingefun-
den. Nachdem wir uns bis 2 Uhr nachts 
ausruhen können, kommt langsam 
Hektik auf. Vor der Scheune sammelt 
sich viel Polizei, die niemanden mehr 

hinauslässt. Ortskundige Einwohner 
trommeln uns zusammen und erklären 
uns den Plan. Mit einer Leiter sollen 
wir die vier Meter hohen Betonwände 
hochklettern, durch die Öffnung zwi-
schen Wand und Dach in den nächsten 
Raum und uns dort sammeln. Gesagt, 
getan. Also klettern wir alle eine wack-
lige Leiter hoch und sammeln uns leise 
auf der anderen Seite. Die Stimmung ist 
gespannt. Es gibt bereits Nachrichten 
von Verletzten bei Kemnitzerhagen. 
Doch dann geht es los. Als die Polizisten 
begreifen, was passiert, ist es bereits 
zu spät, um uns aufzuhalten. Sobald 
wir durch den Hinterausgang aufs Feld 
hinausgehen, verschluckt uns die Nacht 
und macht uns unsichtbar für sämtliche 
Beamten. 

Im Dunkeln klettern wir über kleine 
Zäune und schleichen in Richtung Glei-
se. Immer wieder stoppen wir, damit 
wir uns nicht verlieren. Als die Gleise 
bereits in Sicht sind, bemerken uns die 
Beamten vor Ort. Die meisten von uns 
schaffen es dennoch auf die Gleise.

Jetzt heißt es warten. Es herrschen 
Minusgrade. Der Boden ist komplett 
gefroren, und am Morgen setzt dann 
auch noch eisiger Wind ein. Die Stim-
mung ist dennoch gut. Immer wieder 
durchbrechen Sprechchöre die Stille. 
Wir unterstützen uns alle gegenseitig 
so gut wir können mit Rettungsdecken 
oder Essen. Es ist diese Solidarität, die 
das hier zu etwas Besonderem macht. 
Uns ist klar, wir alle sitzen hier für eine 
gemeinsame Sache.

Nach rund drei Stunden geht dann 
alles sehr schnell. Unsere Versammlung 
wird aufgelöst, ein paar Demonstran-
ten werden weggetragen und in einen 
Polizeikessel gebracht. Viele verlassen 
die Schiene freiwillig und versuchen 
noch an anderer Stelle auf die Schienen 
zu gelangen. Dies gelingt heute aber 
nicht mehr. Nach kurzer Zeit fährt der 
Castor-Transport an uns vorbei. Es ist 
ein mulmiges Gefühl für die Aktivisten, 
aber auch den Beamten vor Ort kann 
man die Anspannung ansehen.

Donnerstag, 17. Februar
8:12 Uhr

Nach rund 10 Stunden Verspätung 
erreicht der Castor das Zwischenlager 
Nord in Lubmin. Innerhalb weniger 
Minuten werden alle Aktivisten aus dem 
Polizeigewahrsam entlassen und sämt-
liche Beamte sind verschwunden. Wie 
erwartet, hat auch diesmal wieder der 
Atommüll-Transport sein Ziel erreicht, 
aber auch wir haben viel erreicht. 

Bundesweit beteiligten sich zwi-
schen dem 12. und 17. Februar rund 
6.000 Menschen an den Protesten, die 
ihrer Ablehnung gegen die Atompolitik 
der Regierung Ausdruck verliehen 
haben. Alwine Maeting

lubmin-nixda.de

Atommüll an der Ostsee
Bundesweite Proteste gegen Castor-Transport nach Lubmin

Der Platz ist mit Widerstand und Protest „gefüllt“

Fotos: Alwine Maeting 

Was ist dem noch hinzuzufügen ?
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MITTE 
Arkonaplatz Freitag 12:00 - 19:00 Uhr

Mauerpark Sonntag 10:00 - 16:00 Uhr

TIERGARTEN Thusneldaallee Mittwoch 12:00 - 18:00 Uhr

PRENZLAUER BERG Kollwitzplatz 
Donnerstag 12:00 - 18:00 Uhr

Samstag 09:00 - 16:00 Uhr

KREUZBERG Lausitzer Platz Freitag 12:00 - 18:00 Uhr

NEUKÖLLN
Maybachufer

Dienstag 11:00 - 18:00 Uhr

Freitag 11:00 - 18:00 Uhr

Samstag 11:00 - 17:00 Uhr

Schillermarkt Samstag 10:00 - 16:00 Uhr

CHARLOTTENBURG Karl-August-Platz
Mittwoch 08:00 - 13:00 Uhr

Samstag 08:00 - 14:00 Uhr

FRIEDENAU Breslauer Platz Donnerstag 12:00 - 17:00 Uhr

Weitere LichtBlick-Standorte unter 030-39 50 64 41.

Auf Ökomärkten und Wochenmärkten können Sie jede 
Woche Ihren persönlichen Atomausstieg vollziehen.

Unseren kompetenten Wechselservice fi nden Sie hier:

Der LichtBlick kommt.

Ökostrom statt Atomstrom.

An zei ge

An der Grenze des Berliner 
Bezirks Steglitz-Zehlendorf 
nach Potsdam steht der Atom-

forschungsreaktor des Helmholtz-
Zentrums Berlin für Materialien und 
Energie. Unmittelbar neben einem 
Wohngebiet. Einige hundert Meter 
entfernt befi ndet sich ein öffentlicher 
Kinderspielplatz. In einer „Informati-
onsbroschüre“ für die Anwohner sagt 
der Betreiber, der Reaktor sei durch 
eine zwei Meter dicke Betonwand sicher 
umschlossen. 

Er verschweigt, dass der nach oben 
offene Schwimmbadreaktor gegen 
unverhoffte innere und äußere Scha-
densereignisse und erst recht gegen 
Gefährdung durch terroristische An-
schläge ungeschützt in einer einfachen 
40 Jahre alten Werkhalle untergebracht 
ist; ihr Dach ist lediglich für Schneelas-
ten ausgelegt. Eine Reaktorkatastrophe 
hätte bei ungünstiger Wetterlage zur 
Folge, dass eine 20 Kilometer breite 
Zone evakuiert werden muss. Das ist das 
Ergebnis einer im Auftrag der Berliner 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Umweltschutz durchgeführten 
Studie des Öko-Instituts Darmstadt von 
Mai 1990. Die Bundesrepublik würde 
also mit einem Schlag ihr Regierungs-
zentrum verlieren. Große Teile Berlins 
und Potsdams könnten für Jahrzehnte 
unbewohnbar bleiben.

Der Reaktor entspricht nicht den 
geltenden Sicherheitsvorschriften, 
aber die Betriebsgenehmigung ist 
unbefristet. Nicht nur das Fehlen eines 
Schutzmantels (Containment) beun-
ruhigt. Eine weitere Schwachstelle ist 
die kalte Neutronenquelle (KNQ). Sie 
enthält auf minus 250 Grad gekühlten 
Wasserstoff und dient der Verlangsa-
mung der Reaktorneutronen zum Zweck 
der Untersuchung und Entwicklung 
neuer Materialien. Wasserstoff bildet 
mit Sauerstoff leicht das hochexplo-
sive Knallgas, das insofern gefährlich 
werden kann, als sich die KNQ in 
unmittelbarer Nähe zum Reaktorkern 
befi ndet und es keine Materialien gibt, 
die auf Dauer der Neutronenstrahlung 
standhalten. Die Firma Siemens, deren 
Tochterunternehmen Interatom den 
Berliner Forschungsreaktor errichtet 

hat, behauptete wider besseres Wissen 
bis 1995, zutage getretene Material-
fehler seien nicht strahlungsbedingt. 
Doch schon 1967 hatte Siemens in 
einem internen Grundsatzpapier be-
schrieben, wie schnell und unversehens 
Stähle durch Neutronenbestrahlung 
verspröden und wie dann Risse und 
Brüche entstehen können. Und das ist 
nur einer der Gründe zur Sorge um die 
gemäß Paragraph 7 des Atomgesetzes 
erforderliche Zuverlässigkeit dieser 
Atomanlage. Nicht zuletzt wegen des 
hohen Risikopotentials der KNQ ist 
der vergleichbare Forschungsreaktor 
in Garching bei München mit einem 
Containment umbaut worden. 

Hinter der Bezeichnung „For-
schungsreaktor“ verbirgt sich mit zehn 
Megawatt zwar nur ein Hundertstel 
der Leistung des Unfallreaktors von 
Tschernobyl; aber man sollte die Strah-
lungsgefahren nicht unterschätzen. Das 
besonders gefährliche Tritium wird in 
weit größeren Mengen freigesetzt als 
in den meisten deutschen Atomkraft-
werken. 

Selbst das wegen hoher Leukämie-
häufi gkeit in die Schlagzeilen gekom-
mene Atomkraftwerk Krümmel leitet 
nach den Jahresberichten des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit mit der Abluft 
weniger Tritium ab als der Berliner For-
schungsreaktor. Laut der im Dezember 
2007 veröffentlichten, vom Bundesamt 
für Strahlenschutz in Auftrag gegebenen 

Kinderkrebsstudie (KiKK) erhöht sich 
die Krebsrate bei Kindern unter fünf 
Jahren, die im Umkreis von fünf Ki-
lometern eines Atomkraftwerks leben, 
um 60 Prozent, das Leukämierisiko 
sogar um 120 Prozent. Nach Ansicht der 
Internationalen Ärzte gegen Atomkrieg 
(IPPNW) ist diese Studie die weltweit 
aufwendigste und exakteste zu diesem 
Thema. Da die Emissionen der unter-
suchten Kernanlagen deutlich unter den 
bisher geltenden Grenzwerten lagen, 
ist laut Strahlentelex vom 2.10.2008 
jetzt erwiesen, dass die für zulässig 
erachtete Strahlendosis „generell falsch 
errechnet“ ist. Zu diesem Ergebnis 
kam bereits die aus Anlass der Reak-

torerweiterung im Mai 1997 erstellte 
Expertise der Bremer Wissenschaftler 
Heike Schröder und Heiko Ziggel. Sie 
belegt, dass überall auf der Welt, wo 
Untersuchungen in der Umgebung von 
Atomanlagen durchgeführt worden 
sind, vermehrt Leukämieerkrankungen 
auftreten, vor allem bei Kindern. 

Professionelle Öffentlichkeitsarbeit 
sorgt dafür, dass die auch im Normal-
betrieb abgegebene Radioaktivität der 
Bevölkerung unbekannt bleibt. Das 
Helmholtz-Zentrum verbreitet die Mär, 
beim Betrieb entstehende radioaktive 
Stoffe blieben in jeder Betriebsphase 
durch eine Vielzahl von Vorsorgemaß-
nahmen sicher eingeschlossen. Selbst 
der Informationskreis Kernenergie, eine 
PR-Agentur der Stromkonzerne, gab in 
einer Werbebroschüre zu, man könne 

nicht gewährleisten, dass alle Hüllen der 
Brennelemente hundertprozentig dicht 
sind („… können vereinzelte Undichtig-
keiten nicht ausgeschlossen werden“). 
Beim Betrieb des Reaktors entstehen 
in den Brennelementen jährlich 200 
Gramm des hochgiftigen Plutoniums. 
Einmal eingeatmet, reicht die Menge 
von einem Millionstel Gramm aus, 
tödlichen Lungenkrebs zu erzeugen. 
Warum sind eigentlich Forschungs-
reaktoren bei der Kinderkrebsstudie 
ausgeklammert worden?

Ein weiteres Problem ist die unge-
löste Entsorgungsfrage. Laut Paragraph 
9a des Atomgesetzes sind radioaktive 
Abfälle schadlos zu verwerten oder 
geordnet zu beseitigen. Die Nichterfül-
lung dieser Vorschrift (weltweit gibt es 
nach wie vor kein geeignetes Endlager) 
führte Ende 1990 zur Versagung der 
Betriebsgenehmigung durch die von der 
Alternativen Liste gestellte Senatorin 
Michaele Schreyer. Deren Amtsnach-
folger Norbert Meisner (SPD) hob die 
Entscheidung mit der Begründung auf, 
ein Mitarbeiter der Genehmigungsbe-
hörde sei befangen gewesen. 

Die Frage stellt sich, warum die 
Regierenden an einer nicht beherrsch-
baren Technik der Energieerzeugung 
festhalten - gegen das Recht auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit, gegen 
den erklärten Willen der Mehrheit der 
Bevölkerung, gegen wirtschaftliche 
Vernunft (denn die Atomindustrie mit 
wenigen Arbeitsplätzen ist mit einer 
Förderung von bisher 164 Milliarden 
Euro um ein Vielfaches höher subven-
tioniert worden als alternative Energien 
mit vielen Arbeitsplätzen). 

Berücksichtigt man, dass der 
Schaden eines atomaren Unfalls für 
die Betreiber willkürlich auf eine „ver-
sicherbare Geldmenge“ begrenzt und 
der immense Rest des Risikos auf die 
Steuerzahler abgewälzt wird, liegt nahe, 
dass hierbei auch ein anderes Interesse 
verfolgt wird, ein militärisches. Mit dem 
zielgerichteten Aufbau von Forschungs-
, Atomkraft- und Urananreicherungsan-
lagen wäre es in Deutschland möglich, 
atomar aufzurüsten. 

Dietrich Antelmann 

Ein Atomreaktor bedroht Berlin
Der Forschungsreaktor des Helmholtz-Zentrums Berlin für Materialien und Energie

Foto: Dietrich Antelmann

Wannsee-Reaktor mit Abluftkamin



7April / Mai 2011BERLIN

Der 13. Febru-
ar 2011 ist ein 
Termin, den sich 

die Menschen merken 
werden, denn die Ber-
liner haben Geschichte 
geschrieben: Der erste 
Volksentscheid wurde 
gewonnen. Mehr als 
660.000 Menschen sind 
an diesem Sonntag in 
das Abstimmungslokal 
gegangen und stimmten 
für ein Gesetz, dass die 
vollständige Offenlegung 
aller Verträge, Beschlüs-
se und Nebenabreden 
vorsieht, die im Zusam-
menhang mit der Teilpri-
vatisierung der Berliner 
Wasserbetriebe stehen. 

Unterdessen ist das 
beim Volksentscheid beschlossene Ge-
setz im Verordnungs- und Gesetzesblatt 
offi ziell verkündet und in Kraft getreten. 
Doch der Weg vom Gesetzesblatt in die 
Realität der Rechtspraxis ist steinig 
und es bestehen nach wie vor erheb-
liche Zweifel, dass mit der amtlichen 
Bekanntmachung nun auch wirklich 
alles veröffentlicht ist. Kurz vor dem 
Volksentscheid gelangte 
beispielsweise ein Be-
richt der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft KPMG 
ans Tageslicht mit Hin-
weisen auf weitere nicht 
veröffentliche Verträge. 
Die Reaktion der Po-
litik: Es handele sich 
hier um „konzerninterne 
Dokumente“, die von der 
Offenlegungspfl icht des 
Volksgesetzes NICHT 
berührt seien… 

Moment mal: Das 
Gesetz regelt klar und 
unmissverständlich, was 
offen zu legen ist und 
welche Informationen 
von der Offenlegungs-
pflicht ausgenommen 
sind. Ausgenommen sind einzig und 
allein personenspezifi sche Daten, alles 
andere ist offen zu legen. Und jetzt 
wird in den Gesetzestext etwas hinein 
interpretiert, wofür keine Grundlage 
vorhanden ist! Alle sollten sich fragen: 
Was soll das?  

Damit das Gesetz nicht nur offi -
ziell verkündet ist, sondern auch in 
den Köpfen der Senatsverwaltung 
ankommt und „vollzogen“ wird, müsste 
folgendes geschehen: Der Regierende 
Bürgermeister müsste, alle Senatoren 
verpflichtend, termingebunden und 
schriftlich anweisen, dass diese in ihren 
Senatsverwaltungen ein Dokumenten-
register anfertigen, in welchem alle 
Verträge, Beschlüsse und Nebenabreden 
aufgelistet werden. Wichtig wäre auch 
der Hinweis, dass die Rechtsdokumente, 

die nicht in dem Register aufgelistet 
werden, nach dem Gesetz unwirksam 
werden. Dieses Dokumentenregister 
wäre dann die Grundlage, damit das 
Gesetz zur Anwendung kommen kann. 
Doch statt diesem Verfahren will die 
Politik externe Gutachter beauftragen, 
die überprüfen sollen, was veröffent-
licht werden soll. Wie auch immer 

- möglicherweise wird der Vollzug des 
ersten Volksentscheids in Berlin noch 
gerichtlich eingefordert werden müssen, 
was ein interessanter Präzedenzfall auch 
für die junge Geschichte der direkten 
Demokratie werden könnte.

Unterdessen müssen natürlich auch 
die bisher veröffentlichten Dokumen-
te einer öffentlichen, kritischen und 
unabhängigen Überprüfung zugeführt 
werden, denn das war schließlich die 
Zielsetzung des Volksentscheids. Nun 
kann sich jeder vorstellen, dass die ein-
gehende und umfassende Überprüfung 
von mehr als 1.000 Seiten seine Zeit 
kostet und es traurig genug ist, dass die 
Politik zwar die mangelhafte Qualität 
der Verträge beklagt, aber die Prüfung 
und Anfechtung der Zivilgesellschaft 
aufbürdet! Zu diesem Zweck hat 

die Juristin Sabine 
Finkenthei, die den 
Volksentscheid von 
Beginn an unterstützt 
hat, ein Netzwerk 
von ehrenamtlichen 
Juristen aufbauen 
können. Es zeichnet 
sich bereits jetzt ab, 
dass die zugängli-
chen Verträge juris-
tisch auf mehreren 
Ebenen anfechtbar 
sind. (*)

Es bleibt somit 
spannend, wobei al-
len klar ist, dass die 
seriöse Vorbereitung 
und Durchsetzung 
von Klageverfahren 
sich über mehre-
re Jahre hinziehen 

kann, womit sich die Frage stellt, was 
in der Zwischenzeit zu tun ist und wie 
der Druck erhöht werden kann.

Berliner Wasserpreise 
zu hoch

Wichtig ist vor allem, sich nicht 
verunsichern zu lassen. In den jüngsten 

Meldungen ging es um die Kritik des 
Bundeskartellamts an den Wasser-
preisen, die in Berlin um 50 Cent pro 
Kubikmeter zu hoch seien. Daraufhin 
begann zwischen den politischen 
Parteien ein heftiger Streit um die 
Schuldfrage. Abgesehen davon, dass 
das Bundeskartellamt nur die Trink-
wasserpreise untersucht, es jedoch im 
Städtevergleich die Abwassertarife 
sind, die in Berlin extrem hoch aus-
fallen, blieb auch das Grundwasse-
rentnahmeentgelt im Preisvergleich 
unberücksichtigt. Die Versuche der 
Politik, sich gegenseitig den Schwar-
zen Peter in die Schuhe zu schieben, 
erinnern an ein Schmierentheater, mit 
dem vor allem eines verdeckt wird, 
nämlich die Gesamtschuld aller politi-
schen Parteien an dem gegenwärtigen 
Zustand: Die hohen Wasserpreise 

hängen zum einen mit den vertraglich 
zugesicherten hohen Gewinngarantien 
zusammen, zum anderen aber mit dem 
Berliner Betriebe-Gesetz, welches das 
Teilprivatisierungsgesetz abgelöst hat. 

Im Berliner Betriebe-Gesetz hat 
das Abgeordnetenhaus beschlossen, 
den Wirtschaftssenator zu ermächtigen, 
die Verzinsung des betriebsnotwendigen 
Kapitals bei den teilprivatisierten Ber-
liner Wasserbetrieben - die wichtigste 
Stellschraube bei den Wasserpreisen 
- per Rechtsverordnung (!!!) festzulegen 
und zu erlassen. Das bedeutet: Obwohl 
der Wirtschaftssenator Vertragspartner 
der Konzerne und Aufsichtsratsvor-
sitzender der Berliner Wasserbetriebe 
ist, stimmt das Abgeordnetenhaus trotz 
dieser interessenspolitischen Befangen-
heit des Wirtschaftssenators diesem 

Ermächtigungsmechanismus zu und 
entmachtet sich dadurch zugleich selbst, 
indem es jede Mitbestimmung bei der 
Frage nach der Höhe der Verzinsung 
des betriebsnotwendigen Kapitals aus 
der Hand gibt. 

Nun mag der eine oder die andere 
Leser/-in einwenden, dass doch nur die 
Regierungsfraktionen dieser Ermächti-
gungsklausel zugestimmt haben, aber 
die Fraktionen der Opposition doch 
„unschuldig“ sind. Diese Sicht greift 
zu kurz, denn die Opposition hätte 
wenigstens gegen dieses Gesetz eine 
Normenkontrollklage beim Verfas-
sungsgerichtshof anstrengen können. 
Genau dazu ist es nicht gekommen und 
dafür müssen heute alle Berliner teuer 
bezahlen. Übrigens, einmal angenom-
men, die Verzinsung des betriebsnot-
wendigen Kapitals würde so gering wie 
möglich angesetzt werden, dann hätte 
das zur Folge: 
1. Die Wasserpreise würden sinken. 
2. Die vertraglich zugesicherten 

Gewinngarantien könnten nicht 
mehr über die Wasserpreise erzielt 
werden. 

3. In diesem Fall würde die vertrag-
lich vereinbarte Ausgleichsver-
pfl ichtung greifen und die Gewinn-
garantien müssten entweder durch 
Gewinnverzicht des Landes oder 
gar aus dem Haushalt eingebracht 
werden. 

Was dadurch gewonnen wäre? 
Ziemlich viel: Denn wenn die Gewinne 
für RWE und Veolia mit Steuermitteln 
aus dem Haushalt eingebracht werden, 
dann wäre das eine Subvention und 
ein unmittelbarer Verstoß gegen das 
EU-Beihilferecht. Und was glauben 
Sie, wie schnell die EU-Kommission 
diese Praxis beenden und den Vertrag 
kassieren würde? Ziemlich schnell. Wie 
so oft gibt es mehrere Wege, die ans Ziel 
führen! 

 Thomas Rudek 
Sprecher des Volksentscheids für die 

GRÜNE LIGA und den 
Berliner Wassertisch.

Kontakt:
ThRudek@gmx.de 

Tel. 030/ 2613389 (AB) oder 0176/ 
25213726

Der Verfasser kann auch für Vorträge 
zum Thema: „Rekommunalisierung - 
wie die Daseinsvorsorge bürgernah und 
kostengünstig gerettet werden kann“ 
gerne angefragt werden.

*Wer das juristische Netzwerk unter-
stützen möchte, wendet sich bitte an 
Sabine Finkenthei (Tel. 030/ 693 08 42 
oder 0176/ 2521 3726 oder per mail: 
S.Finkenthei@gmx.de)

Weitere Infos: 
www.berliner-wassertisch.net 

www.grueneliga-berlin.de

Wie geht es weiter?
Traumhaftes Ergebnis für den Wasser-Volksentscheid gewonnen! 

Foto: Andreas Jost 

Abschlusskundgebung vor Volksentscheid

Grafi k: www.berliner-wassertisch.net 
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An zei ge

Die Einspeisevergütung für Strom 
aus Photovoltaikanlagen soll 
ab Juli um bis zu 15 Prozent 

gesenkt werden. Diesen Vorschlag 
gaben Bundesumweltminister Norbert 
Röttgen (CDU) und der Präsident des 
Bundesverbandes Solarwirtschaft, 
Günther Cramer, Mitte Januar gemein-
sam bekannt. Ende Februar winkte der 
Bundestag die Kürzung durch.

Schon seit längerer Zeit steht die 
Solarindustrie in der Kritik. Die hohen 
Förderkosten sind für viele ein Anlass, 
die erneuerbaren Energien insgesamt als 
zu teuer abzulehnen. Dass die Atome-
nergie jedoch deutlich stärker subven-
tioniert wird als die Solarbranche, ist 
in der Öffentlichkeit kaum Anlass für 
Diskussionen. Die Förderkosten für 
Atomstrom tauchen schließlich auf 
keiner Rechnung auf, ganz im Gegen-
satz zur Umlage aus dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG).

Dennoch ist die Aufregung ver-
ständlich, denn zuletzt stieg die Umlage 
von 2,05 Cent/kWh auf 3,5 Cent/kWh 
für 2011. Für viele ist es also gerecht-
fertigt, dass die Solarförderung gekürzt 
wird. Das ist natürlich Ansichtssache, 
doch einige Zahlen, die in der breiten 
Öffentlichkeit als gültig angenommen 
werden, sind schlichtweg falsch. 

So gab das Bundesumweltmi-
nisterium im Dezember 2010 eine 
Aktualisierung der Langfristszenarien 
für erneuerbare Energien heraus. Darin 
wurde folgendes festgestellt: „Die von 
den Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) 
für 2011 festgelegte EEG-Umlage von 
rund 3,5 Cent/kWh liegt über den hier 
vorgestellten Ergebnissen. […] Ohne 
diese bilanziellen Faktoren müsste die 
EEG-Umlage im Bereich von 2,7 bis 
2,8 Cent/kWh liegen“. Der Verbraucher 
zahlt also 0,7 bis 0,8 Cent pro Kilowatt-
stunde zu viel, doch diese Tatsache ist 
kaum bekannt. Die fehlerhaft berechne-
ten Mehrkosten sind jedoch weder die 
Schuld der Solarstromanbieter noch des 
Solarstroms selber. Die Übertragungs-

netzbetreiber legen die Höhe fest, und 
diese sind unter anderem, vor allem im 
Südwesten Deutschlands, gleichzeitig 
Anbieter von Strom aus fossilen und 
atomaren Energiequellen.

Was sieht die Novelle 
im Detail vor?

Laut dem EEG sollte die Zulage für 
eingespeisten Strom ab 2012 jährlich 
um den festen Satz von neun Prozent 
gesenkt werden, zusätzlich war eine 
variable Senkung ab 2012 abhängig 
von der Marktlage vorgesehen.

Dieser variable Satz wird nun auf 
Juli 2011 vorgezogen. Als Grundlage 
für die Senkung dienen die Neuein-
speisungen der Monate März, April und 
Mai, diese werden auf das gesamte Jahr 
hochgerechnet. Ergibt sich eine voraus-
sichtliche Neueinspeisung von mindes-
tens 3.500 MW, werden die Förderungen 
um drei Prozent gekürzt, bei 7.500 MW 
um 15 Prozent. Die Staffelung erfolgt 
in drei-Prozent-Schritten.

Für Norbert Röttgen und Günther 
Cramer ist die EEG-Novelle eine posi-
tive Entwicklung, allerdings kann dies 
nur im Vergleich mit einer Deckelung 

Solarförderung gekürzt
Der Druck auf die Solarbranche war hoch, jetzt stellte sie selber ein Konzept vor

Ungewöhnliche Solaranlage in Wietow

Foto: Arwens Abendstern-www.fl ickr.com

der Neueinspeisungen gemeint sein. 
Eine feste Mengenbegrenzung wäre 
besonders für kleine Firmen eine kaum 
zu tragende Belastung, und nicht zuletzt 
hat Deutschland die führende Rolle 
beim Ausbau der Solartechnik. Das 
bedeutet, dass die Entscheidungen der 
Regierung als Vorbild für andere Staaten 
dienen könnten.

Doch auch der energiepolitische 
Sprecher der Grünen Bundestagsfrak-
tion, Hans-Josef Fell, zeigt sich positiv 
gestimmt. Er hält eine Absenkung der 
Förderung für Photovoltaik grundsätz-
lich für richtig, man müsse allerdings 
darauf achten, die Zukunft der Industrie 
nicht zu gefährden.

Die Vertreter aus Politik und Solar-
branche verabschiedeten die Novelle im 
Schulterschluss. Bürgernahe Initiativen 
beurteilen die Neuerung allerdings 
anders.

So erklärte uns Wolf von Fabeck, 
Geschäftsführer des Solarfördervereins 
Deutschland e.V. (SFV): „Solarstroman-
lagen auf Deutschlands Dächern speisen 
mittags bereits die elektrische Leistung 
von mehr als sieben, von acht, ja sogar 
von 11 Atomkraftwerken ins Stromnetz 
ein. Vorausschauende Energiepolitik 
müsste jetzt die Einrichtung dezentraler 
Stromspeicher fördern, um den immer 
reichlicher fl ießenden Solarstrom bis in 
die Abend- und Nachtstunden zu stre-
cken. Aber die schwarz/gelbe Regierung 
will lieber die Solarenergie bremsen. Je 
niedriger die Einspeisevergütung ist, 
desto weniger Solaranlagen werden 
gebaut und umso länger können die 
Atomanlagen laufen. Das ist rückwärts 
gewendete Energiepolitik“.

Für viele ist die Novelle also nur 
eine Einschränkung des Ausbaus der 
Solarenergie. Tatsächlich sollte sich 
die Regierung fragen, ob die derzeitige 
Energiepolitik den erneuerbaren Ener-
gien die Möglichkeiten bietet, die sie 
brauchen. Dass Anbieter von konventi-
onellem Strom in solchem Maß Einfl uss 
auf das Image von Solarenergie nehmen 
können, ist schwer vertretbar.

Ob die vorgezogene Kürzung den 
Boom der Solarzellen aufhalten kann, 
ist jedoch fraglich. Die nahende Sen-
kung der Einspeisevergütung könnte 
einen Run auf die Solaranlagenbauer 
auslösen, wie in den vergangenen Jahren 
auch. 

 Vincent Nörig

www.sfv.de

Nicht im Bild: Atomkraftwerk

Foto: bby-www.fl ickr.com
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Bambus - ein 
nachwachsender Rohstoff

Mit Bier und Zigaretten stehen 
ein paar Männer im Hinterhof 
in Wedding. Sie quatschen, 

im Dunkeln dampft der Atem genau 
wie der Zigarettenrauch. Es ist eine 
entspannte Runde. Ich nicke ihnen zu 
und frage, ob ich hier richtig bin bei 
Bamboo-Bikes Berlin, dem Bambus-
radworkshop. Ich bin.

Nach einer lockeren Begrüßung 
steigen wir die Metallstufen hinab in 
den Keller. Ein weiter Bambusrad-
bauer steht in seine Arbeit vertieft 
am langen Holztisch. Er bemerkt uns 
kaum. Die Wände hängen voller alter, 
unbrauchbarer Räder. „Die schlachten 
wir aus“ erklärt Thomas Finger, Leiter 
des Workshops. „Die alten Schrotträder 
kaufen wir billig. Jeder nimmt sich eins, 
als Vorlage und Materialspender.“ 

Wie wird ein 
Bambusrad gebaut? 

Thomas: „Wir fl exen den Rahmen 
auf. Im Prinzip werden die Rahmenrohre 
aus Metall durch Rohre aus Bambus 
ersetzt“. Die Verbindungsteile, Fach-
jargon „Muffen“, werden einfach vom 
alten Rad übernommen. Doch wenn 
das Rad fertig ist, sieht man das kaum, 
denn zur Stabilisierung werden das Ende 
des Rohrs und das Verbindungsteil mit 
Hanffasern umwickelt. Bio-Epoxid-
Harz dient als knallharter Kleber. Ob 
das hält? Thomas grinst, er fährt mit 
seinem Rad auch mal Treppen runter. 
Wie lange es wirklich hält, dazu kann 
er auch nichts sagen, doch ihm ist noch 
keins seiner Räder auseinander gefallen. 
Und die sind mittlerweile auch schon 
einige Jahre alt.

Thomas hat drei Räder gebaut, 
zwei davon in Zusammenarbeit mit 
Johannes, dem zweiten Workshoplei-
ter. Doch bei jedem Rad, das in ihrem 
Workshop gebaut wurde, stand er zur 
Seite, so dass über die Jahre einiges an 
Erfahrung zusammen gekommen ist. 
Mittlerweile ist er Tutor für das Projekt 
„NaWaRo - Nachwachsende Rohstoffe 
auf zwei Rädern“ an der TU Berlin. 
NaWaRo, das steht für nachwachsen-
de Rohstoffe. Damit bezeichnet man 
organische Rohstoffe, die nicht für die 
Nahrungsmittelproduktion verwendet 
werden. Die bekanntesten Vertreter sind 
Holz und Pfl anzenfasern.

Inspiriert wurden die beiden Rad-
bauer von Bildern aus Asien, auf denen 
Arbeiter Bambusgerüste für den Bau 
von Häusern benutzen. Das habe sie 
beeindruckt, und so kamen sie auf 
die Idee, Bambus doch auch für den 
Rahmen von Rädern zu verwenden. Zu 
viert wurde ein erstes Bambusfahrrad 
gebaut. Eigentlich als Promo-Aktion 
gedacht, entstand daraus der Workshop. 
Jetzt können sich Interessierte auf 
www.berlin-bamboo-bikes.org infor-
mieren. Wer sich entschließt, ein Rad 
zu bauen, kann sich online für den 

nächsten Workshop anmelden. Kos-
tenlos ist das nicht, momentan beträgt 
die Teilnahmegebühr 222 Euro. Das ist 
erst mal viel, doch: „Ich habe überlegt, 
für ein paar Tage nach Hamburg zu 
fahren“, sagt Jan, der gerade an seiner 
Doktorarbeit für Psychologie schreibt. 
„Aber dann dachte ich: was ist geiler, 
ein Wochenende in Hamburg oder hier 
bleiben und am Ende mit ´nem selbst-
gebauten Rad nach Hause fahren...“ 
Außerdem sieht so ein Rad wirklich 
gut aus, da sind wir uns beide einig. 
Wie er auf Bamboo-Bikes gekommen 
ist, frage ich ihn. „Facebook“ ist seine 
laxe Antwort.

Doch es gibt auch andere Informa-
tionsquellen. Ein weiterer Teilnehmer 
des Workshops, Mario, ist seit seiner 
Jugend von Fahrrädern begeistert. 
Mittlerweile ist er 40 und war schon 
nahezu überall auf der Welt mit seinen 
Rädern. Als Mitglied des ADFC erhält er 
alle zwei Monate die Vereinszeitschrift 
„Radwelt“. Dort wurde das Workshop-

Projekt vorgestellt. Als wir auf die Bilder 
zu sprechen kommen, auf denen die 
Bambusgerüste zu sehen sind, sagt er 
locker: „Aber das ist auch nur in den 
kleineren Städten, eigentlich eher auf 
dem Land. In Großstädten habe ich das 
nie gesehen, für Hochhäuser nehmen sie 
da auch Metall“. Wir gucken verdutzt, 
woraufhin er erklärt, er sei vor eini-
gen Jahren mit dem Rad durch Asien 
getourt. Wie auch durch Südamerika. 
Den Vorschlag einer gemeinsamen 
Bambusradtour an die Ostsee lehnt er 
eher ab. „Find ich nicht so spannend…“ 
erklärt er verlegen. Verständlich.

Ich unterhalte mich noch ein wenig 
mit Thomas. Wir reden wieder über die 
Anfangszeiten der Bambuswerkstatt. 
„Als ich angefangen habe mit dem 
Workshop, war das Interesse in den Me-
dien riesig. Auch jetzt noch bekommen 
wir immer wieder Anfragen von der 
Presse“, erzählt Thomas. Und tatsäch-
lich, Spiegel-Online, Financial Times 
Deutschland, RBB, sie alle berichteten 

Bamboo-Bikes
Der umweltverträgliche Fahrrad-Selberbau-Kurs

- ist kein Holz, sondern eine 
Grasart

- wächst extrem schnell, bis 
zu einem Meter am Tag

- ist so stabil wie Stahl
- wird in Asien sogar zum 

Bau von Häusern verwen-
det

- kann man essen 
- bindet CO2 und ist daher 

sehr klimafreundlich

Also: Je mehr Bambus wir 
verbrauchen, desto besser für 
die Umwelt!
Es sei denn, der Bambus wird 
aus Asien importiert…

über das Projekt. „Hauptsächlich geht es 
darum, das Potenzial von nachwachsen-
den Rohstoffen aufzuzeigen. Momentan 
planen wir, mit Bambusanbauern aus 
dem Umland zusammenzuarbeiten.“

Ziel ist 
einheitlicher Standard

Es gibt noch eine weitere Neuerung 
bei den Rädern: nachdem vereinzelte 
Probleme mit Rissen in den unbehan-
delten Bambusrohren auftraten, werden 
nun alle Bambusteile vorsorglich la-
ckiert. „Das ist zwar ein bisschen teurer, 
weil wir dafür biologischen Bootslack 
nehmen, aber es lohnt sich wirklich. 
Es sieht auch einfach besser aus.“ Zu-
sätzlich werden bald die Schutzbleche 
umbenannt werden müssen. Thomas 
zeigt ein gebogenes Stück Bambus, 
dass als Spritzschutz über dem Reifen 
angebracht werden soll.

Zusammen mit den Muffen, die 
bald in Eigenfabrikation hergestellt 
werden, ergibt sich nach den Plänen der 
Schrauber ein einheitlicher Standard. 
Dieser soll gleichbleibende Qualität 
gewährleisten, was bei dem Umbau 
von Schrotträdern nicht direkt mög-
lich ist. Im Moment wird mit einem 
Fahrradladen zusammengearbeitet. In 
Kooperation soll für eine Messe ein 
Prototyp entstehen. 

Insgesamt ist Bamboo-Bike ein sehr 
schönes Projekt. Die Leute sind ent-
spannt, und es ist mehr ein gemeinsames 
Basteln und Tüfteln als ein Volkshoch-
schulkurs in ökologisch verträglichem 
Fahrraddesign. Sogar Radeln geht noch 
alternativer! Und Stil hat es auch, auf 
seinem selbstgemachten Rad aus Bam-
bus durch Berlin zu fahren. 

Vincent Nörig

www.berlin-bamboo-bikes.org 

Das Vorzeige-Rad, man beachte: Auch der Lenker ist aus Bambus

Workshopteilnehmer Jan, bambussägend
Fotos: Vincent Nörig
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Fehlstart oder Bruchlandung des 
Flughafens Berlin-Brandenburg-
International (BBI)? Und? Oder 

wird der BBI zur Erfolgsstory, der sich 
so nicht nennen darf, weil bereits ein 
indischer Flughafen diese Abkürzung 
führt? Es ist ein mit 
vielen angekündigten 
Eröffnungsterminen und 
Skandalen gespickter 
Weg für den künftigen 
Willy-Brandt-Interna-
tional (WBI) bis ein 
Jahr vor dessen ange-
kündigter Eröffnung im 
Juni 2012. Nicht nur 
voller Skandale ist der 
Flughafen WBI, sondern 
diese Black-Box-Irra-
tional ist zugleich eine 
unglaublich trickreiche 
Mogelpackung, die der 
Berliner und Branden-
burger Bevölkerung, 
den Steuerzahlern, Mietern und Woh-
nungseigentümern sehr teuer zu stehen 
kommen wird. 

Bis 1994 - Jahr des 
Raumordnungsverfahrens 

Wahrscheinlich begann alles mit 
dem Baufeld-Ost-Skandal (BOS). 
Der Ankauf falscher Flächen für eine 
Flughafenerweiterung im Jahr 1992 
belastete die Vorgängergesellschaft 
der Flughafen Berlin Schönefeld 
GmbH (FBS), die Berlin Brandenburg 
Flughafenholding (BBF), extrem und 
dauerhaft. Aber hier musste bereits der 
kritische Beobachter aufhorchen: Wie 
kann denn wirklich jemand so blöd sein, 
„aus Versehen“ falsche Flughafenfl ä-
chen in einer Größe von 118 Hektar zu 
erwerben, die die Landesentwicklungs-
gesellschaft Brandenburg im Auftrag 
der BBF kaufte. Wenn dieser irrationale 
Flächenankauf kein Kalkül war, muss 
konstatiert werden, dass uns (schon) 
damals eine völlig unfähige Regierung 
regierte beziehungsweise eine absolut 
inkompetente staatliche BBF agierte. 
Im Jahr 2004 wurde das BBI-Raum-
ordnungsverfahren beendet, in dessen 
Ergebnis Schönefeld als schlechtester 
Standort abschnitt.

Bis 1998 - Jahr der 
Flugroutendivergenz-Regel

Der Konsensbeschluss der Lan-
desregierungen von Berlin und Bran-
denburg sowie der Bundesregierung 
von 1996, wonach entgegen der 
Ergebnisse des Raumordnungsver-
fahrens der Standort Schönefeld für 
den BBI unter verwertungsorientierter 
Einbeziehung der Baufeldostfl ächen 
politisch festgelegt wurde, war die 
endgültige Programmierung des BBI-
Skandals: Denn fachlich war der BBI 
als Drehkreuz/Frachthub an diesem 

stadtnahen/intraurbanen Standort ab-
solut nicht begründbar: nur politisch 
und damit willkürlich! 

Im Jahr 1997 scheiterte der erste 
Privatisierungsversuch der Flugha-
fenholding BBF wegen wiederholter 

Unfähigkeit. Die BBF sollte durch 
die Privatisierung entschuldet werden. 
Nur man fand keinen Dummen, der die 
Schulden in Höhe von 500 Millionen 
DM übernehmen wollte. 

Ab 1998 wurde die von der Deut-
schen Flugsicherung (DFS) bekannt 
gemachte zwingende Flugroutendiver-
genz-Regel (beziehungsweise später 
deren Verordnung) zu den um 15 Grad 
abknickenden Flugrouten bei einem 
unabhängigen Parallelbahnbetrieb bis 
2010 (sogar im Planfeststellungsbe-
schluss) verheimlicht. 

Bis 2002 - Beginn der 
Billigfl ug-Subventionen

Im Jahr 2002 wurde die BBF wegen 
des Baufeld-Ost-Skandals mit sehr viel 
Steuergeld durch ihre Gesellschafter 
entschuldet (2002 betrug der Kon-
zernbilanzverlust noch 356 Millionen 
Euro und 2003 dann „nur noch“ 53 
Millionen Euro). 

Im selben Jahr wurde auch noch auf 
Kosten der Bürger mit der rechtswidri-
gen Subventionierung der Billigfl ie-
ger (Low Cost Carrier) begonnen, um 
den Schein eines boomenden Luftver-
kehrs in Schönefeld zu erwecken. Klaus 
Wowereit machte den Flughafen BBI zu 
seiner „BOS(S)“-Sache.

Bis 2006 - Jahr des BBI-
Baubeginns 

Im Jahr 2003 scheiterte auch noch 
der zweite Privatisierungsversuch der 
Flughafengesellschaft. Das heißt, die 
Privatwirtschaft lehnte Bau und Betrieb 
des  BBI am Standort Schönefeld durch 
dessen fehlende Wirtschaftlichkeit 
dankend ab, nicht zuletzt wegen des 
zu erwartenden Nachtfl ugverbotes. Im 
Jahr 2004 wurde der Planfeststellungs-
beschluss durch die landeseigene Plan-
feststellungsbehörde für den Staatsfl ug-

hafen mit einem de facto durchgängigen 
Nachtfl ug erlassen (117 Nachtfl üge), 
gegen das im Jahr 2006 vor dem Bun-
desverwaltungsgericht geklagt wurde. 
Im vom Bundesverwaltungsgericht 
geforderten ergänzenden Planfeststel-

lungsbeschluss wurde 
durch die staatliche Plan-
feststellungsbehörde für 
den Staatsfl ughafen das 
weitgehende Nachtfl ug-
verbot mit „nur noch“ 
113 Nachtflügen sehr 
weitgehend ignoriert. 
Die Klage gegen den 
ergänzenden Planfest-
stellungsbeschluss zum 
Nachtfl ug ist vor dem 
Bundesverwaltungsge-
richt immer noch an-
hängig. 

Auch wurden im 
Planfeststellungsbe-
schluss und vor dem 

Bundesverwaltungsgericht die Konse-
quenzen der Flugrouten-Divergenz-Re-
gel beziehungsweise deren Verordnung 
weiter verheimlicht. Ebenso wurde aus 
taktischen Gründen der Täuschung 
in diesem Umfeld und im Planfest-
stellungsbeschluss beziehungsweise 
-verfahren nicht mehr ein Drehkreuz 
unterstellt beziehungsweise es war auch 
plötzlich nicht mehr von einem Groß-
fl ughafen, sondern von einem „Ausbau“ 
von Schönefeld die Rede. Im Jahr 2006 
erfolgte kurz vor der mündlichen Ver-
handlung vor dem Bundesverwaltungs-
gericht eine trickreiche rückwirkende 
Änderung des Landesentwicklungs-
plans Flughafenstandortentwicklung 
(LEPFS), um das Scheitern des BBI 
vor dem Bundesverwaltungsgericht 
zu verhindern. 

Bis 2010 - Jahr der 
Bekanntgabe der Flugrouten

Die im Jahr 2002 begonnene 
rechtswidrige Subventionierung der 
Billigairlines verlief sehr „erfolg“- 
und folgenreich, da in deren Resultat 
der Umsatz pro Passagier bis heute 
dauerhaft sinkt und 2010 mit 11,34 
Euro weit unter dem bundesdeutschen 
Durchschnitt in Höhe von etwa 26 
Euro lag. Durch das Anwachsen der 
Billigairlines auf circa 70 Prozent stieg 
unter anderem ebenso der Anteil des 
Kurzstreckenfl ugverkehrs auf über 50 
Prozent. Im Jahr 2009 wurden zur BBI-
Finanzierung Kredite in Höhe von 2,4 
Milliarden Euro aufgenommen. 

Im Dezember 2010 wurde der ersten 
Flugroutenentwurf der DFS vorgestellt, 
der auf der bis dorthin verheimlichten 
Flugrouten-Divergenz-Regel basiert, 
was zur hellen Empörung der plötzlich 
betroffenen Bürger und zur Gründung 
von etwa 30 Bürgerinitiativen in Berlin 
und Brandenburg führte. Bis 2010 ist hin 
und wieder davon die Rede, dass sich 

Air Berlin auf dem BBI stärker enga-
gieren wolle und ein kleines Drehkreuz 
aufbauen möchte.

Ab 2011: Klagen gegen 
Planfeststellungsbeschluss

Plötzlich wird im Februar publik, 
dass die Flughafengesellschaft FBS 
ein riesiges Drehkreuz mit 50 Prozent 
Umsteigern plant, was im Gegensatz 
zum Landesentwicklungsprogramm 
steht, wonach dort nur fünf bis zehn 
Prozent Umsteiger für den BBI fest-
geschrieben werden. Das wird mit der 
räumlichen Nähe des BBI zu Berlin 
durch das „Hauptaufkommensgebiet 
Berlin“ begründet. 

Ebenso wird bezüglich der subven-
tionierten Kurzstreckenfl iegerei gegen 
die Landesentwicklungspläne LEPFS 
und LEPro verstoßen, weil diese festle-
gen, dass Kurzstreckenfl üge im erheb-
lichen Maße auf die Schiene verlagert 
werden sollen. Durch diese zusätzlichen 
Flugbewegungen der Umsteiger eines 
Drehkreuzes und der Kurzstreckenfl ie-
gerei müssten jedoch über 50 Millionen 
Passagiere pro Jahr abgefertigt werden. 
Es würde ein riesiger Fluglärmteppich 
entstehen, falls diese Planungen Wirk-
lichkeit werden. 

Außerdem würde mit einem der-
artigen Drehkreuz gegen den Planfest-
stellungsbeschluss verstoßen, weil in 
diesem maximal 360.000 Flugbewe-
gungen genehmigt wurden. 

Fazit

Erst wurde mit Tricks und Täu-
schungen der Planfeststellungsbe-
schluss erschlichen, danach wird dieser 
mit weiteren Tricks und Täuschungen 
ausgehöhlt. Wenn der Rechtsstaat 
hierbei zuschaut wird dieser zur reinen 
Willkür und er existiert nicht mehr. Die 
Täuschung und Manipulation hat Sys-
tem und die Skandale sind ebenso kein 
Zufall wie der Schuldenberg Berlins. 

Hinzu kommt die Verheimlichung 
der Flugrouten, wodurch die Zahl der 
Fluglärmbetroffenen erheblich herun-
termanipuliert wurde. Jedoch ist inzwi-
schen von über 600.000 „Lärmopfern“ 
die Rede, die unter einem Lärmteppich 
im Ausmaß von 60 mal 60 Kilometern 
zu leiden hätten. Allerdings noch ohne 
Berücksichtigung der geplanten zu-
sätzlichen 50-Prozent-Umsteiger eines 
Drehkreuzes! 

Insgesamt ist dieser Skandal rund 
um den Flughafen BBI vor dem Hinter-
grund des dramatischen Klimawandels 
und dem bevorstehenden Versiegen 
der Erdölquellen ohnehin antiquiert. 
Deshalb muss die Forderung lauten: 
BBI-Baustopp sofort!

Dr. Frank Welskop

www.frank-welskop.de
www.bvbb-ev.de

Berlin-Brandenburg irrational
Die nicht zufälligen Skandale rund um das Flughafenprojekt BBI in Schönefeld

Flughafenbaustelle BBI-Schönefeld im April 2010

Foto: BerlinMoritz-www.fl ickr.com
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Infodienst Gentechnik 
Nachrichten zu gentechnisch veränderten Organismen

EU für Aufhebung 
der Null-Toleranz

Die EU-Mitgliedsstaaten stimm-
ten Ende Februar für die Aufhebung 
der Null-Toleranz in Futtermitteln. 
Demnach dürfen Futtermittelimporte 
künftig mit in der EU nicht zugelassenen 
gentechnisch veränderten Organismen 
verunreinigt sein. Die EU gibt damit 
dem Druck der Futtermittelindustrie 
nach, die immer wieder behauptet, dass 
durch die geltende Null-Toleranz eine 
Futtermittelknappheit erzeugt würde.

Ein Freund der Agro-
Gentechnik

Der neue Parlamentarische Staats-
sekretär Peter Bleser wurde durch 
Bundesministerin Ilse Aigner zu seinem 
Amtsantritt im Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV) begrüßt. 
Bleser sieht die Gentechnik als „nutz-
bringende Zukunftstechnologie“ und 
plädierte im Deutschen Bundestag 
öffentlich gegen den Anbaustopp des 
Gentechnik-Mais MON810. 

Welternährung im Fokus 
der Biofach 2011 

In diesem Jahr stand die weltgrößte 
Bio-Fachmesse BioFach (16. bis 19. 
Februar) unter dem Fokus Welter-
nährung. Dass die Agro-Gentechnik 
keinen Lösungsansatz zum Thema 
Welternährung leistet, wird aus dem 
Weltagrarbericht, der von über 500 in-
ternationalen Wissenschaftlern erstellt 
wurde, der Studie der Deutschen Bank 
sowie dem Arbeitsbericht des Büros 
für Technikfolgenabschätzung beim 
Deutschen Bundestag deutlich.

Groß-Initiative gegen 
Agro-Gentechnik

Die Initiative Vielfalterleben wurde 
auf der weltweit größten Bio-Fachmesse 
BioFach vorgestellt, die ein Anbaumo-
ratorium von Gentechnik-Pfl anzen zum 
Ziel hat. Nun läuft eine mehrmonatige 
Unterschriften-Aktion, die sich an 
Bundeslandwirtschaftsministerin Ilse 
Aigner richtet.

Gründe für nationale 
Gentechnik-Verbote 

Die EU-Kommission hat eine Liste 
von Gründen vorgelegt, die zukünftig 
dazu führen könnten, dass ein nationales 
Anbau-Verbot von Gentechnik-Pfl anzen 
verhängt wird. Hintergrund sind Pläne 
der EU-Kommission, die Gentechnik-
Gesetzgebung zu ändern.

Besetzung der 
Sachverständigen blockiert

Seit einem Jahr liegt der Bundes-
regierung ein Vorschlag des Deutschen 
Naturschutzrings (DNR) zur Besetzung 
des Bereichs Umweltschutz bei der Zen-
tralen Kommission für die Biologische 
Sicherheit (ZKBS) vor, die sich aus 
insgesamt 12 Sachverständigen zusam-
mensetzt. Die Besetzung wird jedoch 
von Teilen des zuständigen Ministeri-
ums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz blockiert.

Imker-Klage: Null-Toleranz 
bestätigt

In dem Rechtsstreit mehrerer Im-
ker gegen den Freistaat Bayern folgte 
Anfang Februar der Generalanwalt des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) im 
Wesentlichen der Argumentation der 
klagenden Imker. Demnach ist Honig, 
der mit gentechnisch veränderten Pollen 
verunreinigt ist, nicht verkehrsfähig, 
wenn er nach der EU-Verordnung 
1829/2003 keine Zulassung als gen-
technisch verändertes Lebensmittel hat. 
Dies entspricht dem Prinzip der Null-
Toleranz, das im Moment von der EU-
Kommission in Frage gestellt wird.

Gen-Öle auch in 
Berliner Restaurants

Berliner/-innen aufgepasst! In 
diversen Berliner Restaurants wird 
höchstwahrscheinlich Öl aus gentech-
nisch veränderten Pfl anzen eingesetzt 
und zwar ohne dass es gekennzeichnet 
ist. Wie das Aktionsbündnis gentech-
nikfreie Landwirtschaft Berlin-Bran-
denburg am 22. Februar mitteilte, gab 
es im Jahr 2009 in mindestens acht 
von zwölf Berliner Bezirken Verstöße 
gegen die Kennzeichnungspfl icht. Dort 
haben Kontrolleure in Restaurants 
„Gen-Öl“ entdeckt, ohne dass es, wie 
vorgeschrieben, auf der Speisekarte 
vermerkt war.

Keine Gentechnik im 
Essen für Kinder

Die städtischen Einrichtungen in 
Wolfratshausen sind aufgerufen, in 
Zukunft auf Lebensmittel mit gen-
technisch veränderten Bestandteilen zu 
verzichten. Dieser Empfehlung aus den 
Reihen der CSU stimmte der Stadtrat in 

seiner Sitzung Mitte Februar mit großer 
Mehrheit zu.

Kritik an DFG-Broschüre 
„Grüne Gentechnik“

Die DFG-Broschüre „Grüne 
Gentechnik“ genügt ihrem eigenen 
Anspruch nicht: Wissenschaftler 
kritisieren die Broschüre der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft we-
gen falschen Informationen und 
unangemessen positiven Urteilen zur 
Gentechnik.

Aktion Genzucker stoppen

In Deutschland ist dieses Jahr 
wieder ein Freisetzungsversuch mit 
Gen-Zuckerrüben beantragt worden. 
Die Zuckerrübe ist ein Gemein-
schaftsprodukt der deutschen KWS 
Saat AG und Monsanto. In den USA 
hat die Gen-Rübe schon einen großen 
Teil des Marktes erobert. Obwohl 
die Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht vollständig durchgeführt wurde, 
überzeugte die Industrie US-Landwirt-
schaftsminister Vilsack davon, den 
Anbau zuzulassen. Das Umweltinstitut 
München ruft zu einer E-Mail-Aktion 
an Landwirtschaftsministerin Ilse 
Aigner auf. Fordern Sie das Verbot 
von Freisetzungsversuchen mit gen-
technisch veränderten Zuckerrüben! 
(umweltinstitut.org/genruebe)

Nichts geht mehr - ein Jahr 
Amfl ora-Zulassung

Ein Jahr nach der Zulassung zum 
Anbau in der EU ist das Gen-Produkt 
Amfl ora der BASF am Tiefpunkt ange-
langt. Offenbar wird die gesamte Ernte 
der letzten Anbausaison vernichtet. 
Die Bürgerinitiative „Müritzregion 
gentechnikfrei“ zieht insgesamt ein 
vernichtendes Urteil: Weder eine von 
der BASF erwartete Anbaufl äche von 
1000 Hektar noch Einnahmen von 100 
Millionen Euro in der gesamten Wert-
schöpfungskette seien erreicht worden. 
Nachdem der Anbau in Mecklenburg-
Vorpommern aufgegeben wurde, soll 
die Gen-Kartoffel dieses Jahr nur noch 
auf zwei Hektar in Sachsen-Anhalt 
wachsen. Außer zusätzlichen 15 Hektar 
in Schweden bleibt „der Rest der Welt 
2011 gänzlich Amfl ora-frei“, freut sich 
die Bürgerinitiative.

Simone Knorr
Informationsdienst Gentechnik

Ausführliche und aktuelle Texte:
www.keine-gentechnik.de
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An zei gen

Wir haben die erste 
Hälfte unseres 
Rundgangs hin-

ter uns, wechseln über die 
Herkulesbrücke auf die 
gegenüberliegende Seite 
des Kanals und sind am 
Lützowufer. 

Nun führt uns der Weg 
wieder zurück in Richtung 
Kreuzberg, und wir bewe-
gen uns bald am gleich-
falls recht verkehrsreichen 
Schöneberger Ufer.

Jetzt rückt ein reprä-
sentativer Bau vom ausge-
henden 19. Jahrhundert ins 
Blickfeld.  Das ehemalige 
Dienstgebäude der König-
lichen Eisenbahndirekti-
on war bis 1989/90 Sitz 
der Reichsbahndirektion 
und wurde ab 1958 als 
Poliklinik der Deutschen 
Reichsbahn genutzt. Architektonisch 
bemerkenswert ist auch der Erweite-
rungsbau in Richtung Gleisdreieck, 
der noch in den Jahren 1929-38 im 

Stil der Neuen Sachlichkeit entstand. 
1991-95 wurde das Haus generalsaniert 
und ist seit 2006 Sitz der Bombardier 
Transportation.

Im Abschnitt zwischen Potsdamer- 
und Flottwellstraße passieren wir einen 
kleinen, älteren Park, der sich zwischen 
Schöneberger Ufer und der Straße Am 
Karlsbad erstreckt. Letztere Straße mit 
einigen sanierten Mehrfamilienhäusern 
der Gründerzeit und moderner Wohn-
bebauung hat ihren etwas seltsamen 
Namen von einem böhmischen Kauf-
mann, der das Terrain am ehemaligen 
Schafgraben schon vor 1800 erwarb 
und hier eine Badeanstalt eröffnete. 

Aus Verehrung für den Prinzen Carl von 
Preußen durfte Herr Schmelik damals 
seine Privatstraße „Auf dem Carlsbade“ 
nennen. Seit etwa 1920 hat sich der heu-

tige Name „Am Karlsbad“ eingebürgert. 
Hier hat sich noch ein kleines, ruhiges 
Wohnviertel erhalten, das von einem 
alten Baumbestand umgeben ist.

Der erst 1996-98 errichtete elegante 
Neubau der Marshall-Brücke lenkt den 
Verkehr zur B96 und dem Tiergarten-
tunnel.

Vorbei unterm Bomber

Weiter führt uns der Weg entlang 
des viel befahrenen Tempelhofer Ufers. 
An der Trebbiner Straße werden jährlich 
steigende Besucherzahlen registriert, 
die das „Deutsche Technikmuseum“ 

Am Wasser zwischen Kreuzberg und Mitte
Zurück über Schöneberger- und Tempelhofer Ufer - Teil 2

bei einem Luftangriff so 
schwere Zerstörungen, 
dass diese den späteren 
Neubau erforderlich mach-
ten. Heute erblicken in der 
Geburtsklinik des Beton-
klotzes jährlich mehr als 
1.100 Babys das Licht 
der Welt.

Doch wir bleiben in 
Ufernähe des Landwehr-
Kanals und können schon 
bald die alte Admiralbrü-
cke erspähen. Auf unserer 
Route haben wir neben 
viel Geschichte und oft 
üppigem Grün am Wasser 
immerhin fünfzehn Stra-
ßen- oder Fußgängerbrü-
cken passiert - quasi eine 
Berliner Brückentour per 
pedes. 

Damit ist unser heuti-
ger Ausfl ug zu Ende, und 

wir suchen uns in der Gegend einen 
gastfreundlichen Ort. Haben wir uns 
die „Molle“ nicht verdient?

Christoph Vinz

Verkehrsanbindung
U-Bahnhof Kottbusser Tor (U1/U8)

Urbanhafen mit Krankenhaus

erleben wollen, von dessen gläsernem 
Neubau ein legendärer „Rosinenbom-
ber“ zu starten scheint. Seit 1982 hat sich 
das ehemalige „Museum für Verkehr 

und Technik“  zu einer he-
rausragenden Einrichtung  
von internationalem Rang 
gemausert. Neben einer 
umfassenden Darstellung 
der technischen Kultur-
geschichte in historischen 
Gebäuden des früheren 
Anhalter Güterbahnhofs 
und dem modernen Anbau 
mit Ausstellungen zur Ent-
wicklung der  Luft- und 
Schifffahrt hat dieses Mu-
seum eine weitere Beson-
derheit: den sechs Hektar 
großen Museumspark mit 
den früheren Bahnanlagen, 
funktionstüchtigen Wind- 
und Wassermühlen, einer 
Original-Brauerei des frü-
hen 20. Jahrhunderts und der 
alten Hammerschmiede.

Doch uns zieht es wei-
ter, und wir erreichen am 
Waterloo-Ufer die Ame-
rika-Gedenk- Bibliothek. 
Diese öffentliche Einrich-
tung gilt noch immer als 

eine der größten ihrer Art in der Stadt 
und wurde - ein Geschenk der USA 
nach der Blockade - im Jahre 1954 er-
öffnet. Noch heute erinnern sich ältere 
Ostberliner gern an die Zeit bis zum 
Mauerbau, als sie das Haus mit seinen 
reichen Informationsmöglichkeiten 
nutzen konnten.

Über Brachvogelstraße und Carl-
Herz-Ufer gelangen wir wieder zum 
Urban-Hafen. Auf unserer Seite erhebt 
sich beinahe drohend der Neubau des 
Urban-Krankenhauses von 1966-70 
in den Himmel über Kreuzberg. Das 
alte „Urban“ war das dritte städtische 
Krankenhaus in Berlin und erlitt 1943 

Fotos: Christoph Vinz

Romantik und Moderne am Wasser

www.froschrad.de

Wiener Straße 15
Berlin-Kreuzberg

Telefon 611 43 68    
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BERLIN

Ein alter Kalauer berichtet, dass 
jeder Gärtner in einer Gartene-
cke seinen Haufen mache. Denn 

schon seit alters her schätzen Garten-
freunde die wertvollen Produkte der 
Kompostierung.

Wenn allerdings aus einem über-
schaubaren Areal eine Fläche von 
mehr als 40 Hektar wird, auf der über 
22.000 verschiedene Pflanzenarten 
wachsen, blühen und gedeihen, erreicht 
die klassische Kompostierung schnell 
ihre Grenzen.

So müssen aus dem Botanischen 
Garten Berlin-Dahlem jährlich rund 
1.500 Kubikmeter Holz- und Pfl anzen-
schnitt teuer entsorgt werden. Ähnlich 
wird die hinterlassene Notdurft aller 
Mitarbeiter und der jährlichen Vier-
telmillion an Besuchern auch zum 
schmerzhaften Kostenfaktor. 

Nicht nur die Entsorgungskosten 
von rund 15.000 Euro pro Jahr waren 
daher Ausgangpunkt von Überlegun-
gen, sondern auch die Tatsache, dass 
insbesondere die Verbrennung der 
vielen Pfl anzenreste noch zusätzlich 
bis zu 600 Tonnen Kohlendioxid in die 
Berliner Luft bläst.

Kreislaufwirtschaft mit 
Umweltplus

Jetzt soll ein zunächst auf drei Jahre 
begrenztes Pilotprojekt Voraussetzun-
gen schaffen, die bisher notwendigen 
Zukäufe an Kompost- und Fertigerden 
sowie anderer Zuschlagstoffe durch 
eine intelligente „Eigenproduktion“ 
abzulösen. Dafür wurde ein sogenanntes 
Integriertes Abfall- und Humusmanage-
ment entwickelt, und im Botanischen 
Garten Berlin (BGB) entsteht eine ganz 
neuartige Versuchsanlage.

Das Projekt, an dem außer der FU 
und dem BGB zwei weitere Unterneh-
men aus Berlin und Rüdersdorf beteiligt 

sind, hat folgende Ziel-
stellungen:
- Schließung betriebsin-

terner, kleinräumiger 
Stoffkreisläufe

- Herstellung von 
Pfl anzsubstraten

- Untersuchung der Um-
weltwirkungen

- Nachweis einer stabi-
len Dauerhumusform 
sowie Verbesserung 
der Bodenqualität

- Bilanzierung von 
Nährstoffen und CO2

In diesem Pilotprojekt 
spielt die sogenannte Ter-
ra Preta (portugiesisch: 
schwarze Erde) - eine an-
thropogene Schwarzerde 
- die seit langem von den 
Indios im Amazonasge-
biet für ihren Ackerbau 
genutzt wird, eine zentrale 
Rolle. Die hochwertige Erde, Produkt 
einer alten bäuerlichen Kultur, besteht 
ursprünglich aus einer Mischung aus 
Holzkohle, Dung, Kompost und sogar 
Keramikscherben. 

Holzkohle, so haben neuere wissen-
schaftliche Untersuchungen erwiesen, 
besitzt eine hohe Speicherfähigkeit, 
verhindert Auswaschungen von wert-
vollen Stoffen aus dem Boden und 
verbessert die Anteile pfl anzenverfüg-
barer Stoffe.

Vergleichbar fruchtbare Schwarz-
erden sind in Deutschland höchstens 
noch als „Reliktböden“ wie in der 
Magdeburger Börde vorhanden. 

So werden Schwarzerden in Verbin-
dung mit Holzkohle, oder eben „Terra 
Preta“, schon als wahre Wundererde 
bezeichnet.

Denn diese Schwarzerde verbessert 
erheblich landwirtschaftlich genutzte 
Böden, reduziert Kohlenstoff- und 

Nährstoffverluste und trägt damit lang-
fristig zur CO2-Reduzierung bei.

Das Forschungsprojekt, das die 
Herstellung und Verwendung der 
beschriebenen „Wundererde“ zum 
Ziel hat, wird gleichzeitig mit einem 
innovativen Sanitärsystem verbunden. 
Damit planen die Wissenschaftler die 
Gewinnung von Stickstoff, Phosphor, 
Kalium und Kohlenstoffverbindungen, 
die künftig Grundlage für Dünger und 
Fermentierungsbeimischungen sein 
sollen.

Wundererde bald ein 
weiteres Wunder der Erde?

Das „Terra- Preta- Verfahren“ als 
zentrale Komponente des Projektes 
soll anthropogene Schwarzerde für 
Pflanzsubstrate erzeugen. Eine in-
novative Technologie, die auf einer 
Milchsäurefermentation unter Nutzung 
von Holzkohle basiert, bringt nach 

einem anschließenden 
Vererdungsprozess den 
benötigten wertvollen 
Humus. Die hier ver-
wendete Holzkohle 
soll durch Verkohlung 
(Pyrolyse) aus holzar-
tigen Pfl anzenabfällen 
gewonnen werden.

Interessant ist in 
dem Zusammenhang, 
dass bei diesem Prozess 
weniger Kohlenstoff-
verluste als bei der 
konventionellen Kom-
postierung auftreten.

Alle Beteiligten 
an diesem Vorhaben 
erhoffen in den nächs-
ten drei Jahren das 
Funktionieren einer 
fast  vollständigen 
Kreislaufwirtschaft mit 
deutlichen Emissions-
reduzierungen.

„Berliner Schwarzerde“ - Erbe der Indios?
Pilotprojekt der FU Berlin im Botanischen Garten

Unscheinbare Zutaten für die “Wundererde“

Fotos: N. König, Botanischer Garten und Botanisches Museum Berlin-Dahlem

Im Falle positiver Ergebnisse würde 
in Berlin ein hervorragendes Anschau-
ungsobjekt entstehen, das geeignet 
erscheint, als Multiplikator für ähnliche 
Vorhaben im In- und Ausland zu dienen. 
Vielleicht für Fachleute sogar ein kleines 
Wunder der Erde! Christoph Vinz

www.terraboga.de

Kompost - begehrter Ausgangsstoff
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Der Wald sei „Erholungsraum, 
Lebensraum für Tiere und Pfl an-
zen, Klimaregulator, Trinkwas-

ser- und Luftfi lter, und vieles mehr“, so 
steht es in der Einleitung des Entwurfes 
der „Waldstrategie 2020 - Nachhaltige 
Waldnutzung -eine gesellschaftliche 
Chance und Herausforderung“. Auf der 
Internetseite des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV) heißt es, 
man entwickle die 2005 von Ilse Aig-
ners (CSU) Vorgängerin Renate Künast 
(Grüne) eingebrachte „Charta für Holz“ 
weiter. Das ist nicht gelungen. 

Leider ist es eigentlich bei jeder 
Aufzählung so, dass die „Erhaltung der 
Produktionsgrundlagen und Sicherstel-
lung der Rohstoffversorgung“ vor den 
wichtigeren Themen „Klimaschutz 
durch Erhaltung der Kohlenstoffspei-
cher im Wald und Substitution von 
energieintensiven Materialien durch 
Holzverwendung“ oder „Klimaschutz 
durch verstärkte Nutzung von Holz als 
erneuerbarer Energieträger“ und vor 
allem der „Erhaltung der biologischen 
Vielfalt“ zur Sprache kommt. An die-
ser Stelle sind Arbeitsplätze eindeutig 
zweitrangig. Was will ein Förster ohne 
Wald? Erst sollte man den Wald schüt-
zen, dann den Förster! Das zeigt die 
Prioritätensetzung des BMELV.

Am „Entwurf zur Waldstrategie 
2020“ arbeiteten viele gesellschaftli-
che Institutionen aus den Bereichen 
Naturschutz, Holz-, Energie- und 
Forstwirtschaft und Landesvertreter. 
Der Entwurf stellt die Ergebnisse von 
vier Symposien dar. Vor etwa einem Jahr 
fand das letzte Symposium statt. Man 
beschäftigte sich mit der Frage, wie ein 
„Zukunftswald“ aussehen könne, „der 
die vielen Erwartungen, die wir zukünf-
tig an ihn haben, bestmöglich erfüllt“. 
Das nun vorliegende, 27 Seiten starke 
Werk wird dieser Komplexität und 
diesem hohen Anspruch nicht gerecht. 

Der Wald ist das Opfer

Immer wieder wird der Wald als 
„Rohstoffgrundlage für eine leistungs-
fähige Holzwirtschaft“ beschimpft. 
„Rohstoffmangel“ könne „zum Ab-
wandern von Nadelholzsägewerken, 
Holzwerkstoff- und Zellstoffbetrieben 
führen“. Eine Gefährdung von Wirt-
schaftskraft sei zu befürchten. Da kom-
men einem die Tränen.  Die wirtschaft-
liche Nutzung des Waldes im „Entwurf 
zur Waldstrategie 2020“ steht viel zu 
sehr im Vordergrund. Auch deshalb 
lautet das Motto der Umweltverbände 
„Schutz und nachhaltige Nutzung“ statt 
„Schutz durch Nutzung“, wie es das 
Aigner-Ministerium plakatiert. 

Es erscheint nahezu makaber, wenn 
das BMELV behauptet und verdreht, 
dass der Wald und die Forstwirtschaft  
der Klimaveränderung ausgesetzt seien. 
Das ist richtig, aber die Aussage hat 

kaum eine Relevanz im Vergleich zur 
Umkehrung. Die bestehende Forstwirt-
schaft hat schließlich auch beträchtli-
chen Einfl uss auf das Klima.

Es wird tatsächlich behauptet, dass 
durch eine „Steigerung der Produktivität 
der Wälder (…) ein wesentlicher Beitrag 
zur (…) Stabilität der Wälder geleistet 
werden“ könne. Das ist ungeheuerlich, 
denn am besten hilft sich die Natur im-
mer noch selbst. Nur weil der Mensch 
die Wälder mehr ausbeutet, geht es dem 
Ökosystem Wald nicht besser! 

Ohne Frage ist es an der einen oder 
anderen Stelle notwendig, als Mensch 

einzugreifen. Gemeint ist vordergründig 
die Jagd. Die Wildbestände nehmen zu 
und damit auch die Wildschäden. Das 
ist nun aber sehr vereinfacht dargestellt. 

Deshalb fordern die Umweltverbände 
eine Lösung des „Wald-Wild-Konfl ikts 
(…) durch ein ganzes Bündel von 
rechtlichen, behördlichen, waldbauli-
chen, jagdtechnischen, informellen und 
politischen Vorgaben“. Der im Entwurf 
skizzierte Ansatz ist nicht ganzheitlich 
genug.

Positives gibt es

Begrüßenswert ist die Forderung 
nach einer „Mindestpräsenz gut aus-
gebildeter Fachkräfte“. Hierbei ist 
allerdings darauf zu achten, dass die 

Fachleute nicht in Bezug auf 
Ertragssteigerung, sondern 
Erhaltung von Biodiversität 
ausgebildet werden. Der Erhalt 
von Buchen- und Mischwäldern 
ist hier die zentrale Aufgabe. 
Gerade in punkto Mischwälder 
ist der Waldumbau ein primäres 
Handlungsfeld.

Richtig ist außerdem die Un-
terscheidung zwischen Wäldern 
und Kurzumtriebsplantagen 
(KUP). Das BMELV schlägt vor, 
„außerhalb des Waldes“ KUP 
anzulegen, um die energetische 
Holzversorgung zu verbes-
sern. Hierbei ist dringlich zu 
beachten, welche Flächen dem 
Holzanbau zum Opfer fallen. 
Auf die ökologische Vernunft 
der Forstwirtschaft sollte man 
hier nicht setzen, wenn man 
sie nicht gerade, wie das Bun-
deslandwirtschaftsministerium 
selbst, als „Naturschützer im 
Wald“ versteht.  

Zu Recht will man nicht 
auf Holzimporte setzen. Man 
könne vielmehr die Nutzung von 

Landschaftspfl egeholz verstärken. Hier 
gibt es insbesondere energetisch noch 
Potenzial, das man aber auch nicht 
überschätzen sollte. 

Internationales Jahr der Rohstoffl ager?
Entwurf des Bundeslandwirtschaftsministeriums zur „Waldstrategie 2020“

Meinungen zur Strategie

Hier kann mit den Bauern, von 
denen laut Deutschem Bauernverband 
(DBV) auch die Hälfte Wald besitzt, 
zusammengearbeitet werden. Denn 
die Haltung des DBV ist bedenklich:
“ Moderne Waldwirtschaft ist der beste 
Waldnaturschutz“, prangt es über der 
Pressemitteilung des DBV.

Auch die FDP freut sich über die 
Wirtschaftsnähe der Waldstrategie. Man 
wolle eine „ausgewogene Balance“ 
und wolle „die Nutzungsansprüche der 
Gesellschaft“ wahrnehmen, erklärt die 
Sprecherin für Forstpolitik, Happach-
Kasan. Die Gewichtung zwischen 
Naturschutz und wirtschaftlicher 
Exploration ist nicht ausgewogen, und 
wer sichert dem Menschen einen recht-
lichen Nutzungsanspruch zu? Auch 
die Formulierung des „effi ziente[n] 
Naturschutzes“ ist schon in sich wi-
dersprüchlich!

Treffender ist da die Stellungnahme 
der Umweltverbände DNR, BUND, 
Greenpeace, NABU und WWF. Ilse 
Aigner (CSU) degradiere „den Wald 
zum reinen Rohstoffl ager“.  Brigitte 
Behrens,  die Greenpeace-Geschäfts-
führerin, wird deutlich: „Frau Aigner 
spricht von Klimaschutz, opfert aber 
gleichzeitig den wichtigen CO2-Spei-
cher Wald dem Energie- und Rohstoff-
hunger der Industrie“.

Die Redakteure der Zeitschrift 
„Naturschutz und Landschaftsplanung“ 
(nul) sprechen von einem „peinlichen 
Konzept“, und das im „Internationalen 
Jahr der Wälder“. Zudem fordern sie, 
dass es eine völlig neue Waldstrategie 
geben solle, die das Bundesumweltmi-
nisterium anfertigen solle. 

Immer wieder erscheint im Entwurf 
der „Waldstrategie 2020“ sehr Unkon-
kretes und Pauschales. Beispielhaft ist 
der mehrmals auftauchende Hinweis, 
dass auftretende Konfl ikte „aufgelöst 
werden“ müssen. Man fragt sich, wie 
das geschehen soll. Überhaupt enthält 
der Text viele sehr vernünftige Sätze 
und Absätze, jedoch sind diese nicht 
mit Maßnahmen gefüttert und somit 
nicht glaubwürdig. 

Der letzte Satz des vorläufi gen 
Entwurfes treibt es auf die Spitze: Die 
Bundesregierung setze „den Entwick-
lungsrahmen, der unseren Nachkommen 
den existenziellen Lebensraum ‚Wald‘ 
in seiner ganzen Vielfalt, Schönheit 
und Leistungsfähigkeit“ erhalte. Um 
dieser Aussage seine Berechtigung zu 
geben, muss aus dem wirtschaftsnahen 
Entwurf der „Waldstrategie 2020“ eine 
nachhaltige Strategie werden.

Felix Eick

www.wlad2011.de
www.wwf.de/fi leadmin/fm-wwf/pdf_

neu/Waldstrategie_2020_
10_Punkte_NGOs.pdf

Fotos: gedankenstuecke-www.fl ickr.com

Hier sieht es wie im Entwurf nach Rohstoffl ager aus

Fotos: schmaeche-www.fl ickr.com

Naturschutz muss Vorfahrt haben
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Baumfalken sind elegante Flugjä-
ger auf Schwalben, Mauerseg-
ler, Fledermäuse und Insekten. 

Ende April kehren sie aus ihren afri-
kanischen Winterquartieren zurück. 
Vogelschützer achten darauf, wann die 
ortstreuen Tiere die Brutreviere wieder 
besetzen und welchen Horst sie für 
die neue Saison beziehen. Zeigt das 
Falkenpaar den Brutbeginn an, lässt 
man die Vögel tunlichst in Ruhe, bis 
die Jungvögel ein Alter von etwa 20 
Tagen erreicht haben. Dann sind sie in 
der Regel beringungsfähig und wiegen 
etwa 240 Gramm bei einer Flügellänge 
um 15 Zentimeter. 

Im Juli 2010 stoßen wir auf dem 
Weg zu einem bisher unbekannten 
Horst südlich von Berlin auf einen 
toten Vogel, der fl ach am Boden mit 
ausgebreiteten Flügeln liegt - etwa 50 
Meter vom Horstbaum entfernt. Es ist 
ein Baumfalke. 

An seinem rechten Fuß hängt der 
abgerissene Fuß eines etwa 10 bis 12 
Tage alten Jungvogels (Foto oben); der 
restliche Kadaver des Kükens hängt 
als graues Etwas unter dem Altvogel 
(Foto unten) Die Füße sind von einem 
Wust an Kunststoffwolle umwickelt. 
Davon hätten sich die Vögel sicher 
noch befreien können, nicht aber von 
den feinen, reißfesten Fäden des Bin-
degarns. 

Der Zustand des toten Altvogels 
erlaubt keine eindeutige Aussage über 
Geschlecht und Körpergewicht. Den-
noch ist es höchstwahrscheinlich die 
Mutter, denn nur das Weibchen hat den 
direkten Kontakt zu den Kindern, wenn 
sie noch so klein sind. Da die Küken in 
aller Regel in wenigen Tagen hinterein-
ander schlüpfen, dürfte der Baumfalke, 
an sein Junges gefesselt, vor etwa 10 bis 
14 Tagen abgestürzt sein. Wie konnte 
so etwas geschehen? 

Einfach nicht kleinzukriegen

Baumfalken bauen selber keine 
Nester, sondern profi tieren vom sozialen 
Wohnungsbau der Rabenvögel. Bei uns 
in der Nähe von Berlin sind das vor allem 
Nebelkrähen- oder Rabenhorste. Unser 
Falkenhorst wurde vom Kolkraben 
erbaut. Aber solche Nistplätze können 
ihre tödlichen Tücken haben.

Rabenvögel sind nicht wählerisch 
bei der Beschaffung von Nistmateri-
alien. So wurden schon Kabelbinder, 
Bruchstücke von Plastikbügeln und 
anderer Abfall in Nestern eingebaut 
gefunden. Beliebt ist aber auch Bin-
degarn aus der Landwirtschaft. Es ist 
heute überall in der Kulturlandschaft 
zu fi nden, weil es einfach nicht klein-
zukriegen ist.

Bis vor etwa 40 Jahren wurden zum 
Binden gepresster Heu- und Strohballen 
Garne aus Bast, gedrehtem Papier, Sisal 
oder Viskoseseide verwendet. Weil 
diese Materialien jedoch kaum verwit-

terungsfest und empfi ndlich gegenüber 
Nagetierfraß waren, wurden sie unter 
anderem mit chlornaphtalinhaltigen 
Lösungen imprägniert, die medizini-
sche Probleme für Tier und Mensch 
mit sich brachten. Insofern erschien 

die Bereitstellung eines neuen Garns 
aus dem Kunststoff Polypropylen (PP) 
vielversprechend. Hinzu kam die hohe 
Reißfestigkeit. Das neue Material ließ 
sich technisch viel besser herstellen, 
war UV-Licht-beständig und schier 
unbegrenzt haltbar.

Gerade die Haltbarkeit führt aller-
dings zu einer Reihe schwerwiegender 
Probleme. Schon bald machten sich 
Funktionsstörungen an Landmaschi-
nen bemerkbar, weil das Garn sich 
um die rotierenden Teile festwickelte. 
Wiederkäuer, vor allem Rinder, schie-
nen geradezu eine Vorliebe für dieses 
Kunststoffgarn zu entwickeln - mit der 
Folge, dass teilweise umfangreiche 
Kunststoffreste die Pansen ausfüllten, 
bis die Tiere keine Nahrung mehr zu 
sich nehmen konnten. 

In der DDR machte das Landwirt-
schaftsministerium auf die Probleme 
aufmerksam und wies die Hersteller an, 
einen Warnhinweis zu verteilen, wonach 
das Bindegarn vor der Verfütterung und 
der Einstreu von Heu und Stroh entfernt 
werden musste. Auch die Garnrollen 
mussten sie mit Warnhinweisen ver-
sehen und das Garn einfärben, um es 
einfacher und sicherer aus den Ernte-
gutballen entfernen zu können.

Schlimme Folgen 
für Wildtiere

Kaum wahrgenommen wurden aber 
die schlimmen Folgen für Wildtiere in 
der Kulturlandschaft, vor allem für Vö-
gel. Weder in Ost noch West wurde das 
Material aus der Umwelt ferngehalten. 
Neben der Landwirtschaft kam das Garn 
auch zunehmend in der Forstwirtschaft 
zum Einsatz. Garnreste, ganze Knäule 
gelangten immer wieder in die Umwelt 
- meist, weil sie nach Gebrauch achtlos 
liegen gelassen wurden. Hier treibt das 
praktisch nicht verrottende Bindegarn 

wie ein Frankenstein-Monster sein 
Unheil, indem es sich um die Beine von 
Damhirschen, aber auch von einigen 
der ohnehin schon äußerst seltenen 
Großtrappen Brandenburgs wickelt. 
„Eigenbauer“ wie Weißstörche tragen 

dieses teufl ische Material selbst in 
ihre Horste; andere wie Baumfalken 
übernehmen solche „Fertigbauten“ mit 
tödlichen Fallen. 

1999 wurde das Problem auf einer 
Tagung der Vogelschutzwarten der Bun-
desländer auf Initiative Brandenburgs 
angesprochen. Dabei zeigte sich, dass 

in den anderen Ländern kaum Problem-
bewusstsein vorhanden war. Seitdem 
werden Bindegarn-Unfälle vom Leiter 
der Staatlichen Vogelschutzwarte Bran-
denburg, Dr. Torsten Langgemach, do-
kumentiert. Schon Mitte 2010 umfasste 
seine Liste bundesweit 500 Fälle.

Bindegarn ist des Falken Tod
Kunststoff-Bindegarn aus der Landwirtschaft lässt Wildtiere qualvoll sterben

Kennzeichnung liegt seit 
Jahren auf Eis

Vielleicht müssen Hersteller, 
Land- und Forstwirte sowie ihre 
Verbandsfunktionäre erst so drastisch 
wie wir auf das Problem aufmerksam 
gemacht werden? Bereits 1993 hatten 
die Naturschützer Katrin Koch und 
Paul Sömmer bei einem Hersteller in 
Rathenow nach gemeinsamen Problem-
lösungen gesucht - ohne Ergebnis. Erst 
2002 waren laut einem Schreiben des 
Geschäftsführers im Verband Deutscher 
Maschinen- und Anlagenbau, Bernd 
Scherer, an Torsten Langgemach „alle 
Hersteller bereit, Ihren Gedanken zur 
ordentlichen Entsorgung mitzutra-
gen“. Die Hersteller hätten „folgendes 
beschlossen: Es wird ein Hinweis auf 
den Verpackungen angebracht. Dieser 
sollte mindestens in fünf europäischen 
Sprachen sein. Mittelfristig soll dieser 
Hinweis abgelöst beziehungsweise er-
gänzt werden durch ein Bildzeichen und 
einen entsprechenden Hinweis in der 
Bedienungsanleitung der Maschine.“ 
Doch es blieb bei der Ankündigung. 

Anfang August 2010 hatte Lang-
gemach noch immer keinerlei Kennt-
nisse über derartige Warnhinweise. In 
Gesprächen mit Milchbauern wurde 
deutlich, dass diesen das Gefährdungs-
potenzial synthetischen Bindegarns 
nach wie vor nicht bewusst ist. In einem 
späteren Schreiben wies Maschinenbau-
Geschäftsführer Scherer schließlich 
auf die beschränkte Reichweite seines 
Verbandes hin, bot aber weitere Unter-
stützung an.

Wie soll es weitergehen? Das Jahr 
der biologischen Vielfalt 2010 hätte 
doch dem Herstellerverband und allen 
anderen wichtigen Akteuren in Sachen 
„Vogeltod durch Bindegarn“ (den ja 
niemand wirklich will) den Anstoß 
geben können, das Problem zu lösen. 
Aber noch immer fehlt es offensichtlich 
an Information, an Sorgfalt oder - das 
wäre wohl die sicherste Lösung - einem 
anderen Material, das leichter verrottet 
und nicht über Jahre und Jahrzehnte 
hinweg Lebewesen in Wald und Flur 
und auch im Stall einen qualvollen Tod 
bereitet. 

 Axel Goldau

Ausführliche Fassung mit Quellen-
angaben: Kritische Ökologie 25 (2) 

2010, S. 4-6 

www.kurzlink.de/bindegarn.pdf 

Bindegarn-Unfälle bei Vögeln und 
anderen Wildtieren bitte melden bei:

Dr. Torsten Langgemach
Staatliche Vogelschutzwarte 

Brandenburg
Tel. 033878/ 60257, Fax. -/60600

torsten.langgemach@lua.branden-
burg.de 

Am rechten Fuß des Baumfalken 
hängt der abgerissene Fuß eines 10 
bis 12 Tage alten Jungvogels.

Fotos: Axel Goldau

Das graue Etwas unter dem Altvogel ist der Kadaver des Kükens. Hier 
links im Bild



16 April / Mai 2011 ERNEUERBARE ENERGIE

Donnerstag, 3. März, 9 Uhr: 
Ein FÖJler macht sich auf 
den Weg in das branden-

burgische Dörfchen Schlalach. Ich 
steige auf mein Fahrrad, während 
sich Atemdampfschwaden vor Kälte 
bilden. Die aufgehende Sonne macht 
mir gute Laune. Ich verlasse Berlin 
im Südwesten, sodass ich am noch 
gefrorenen Wannsee vorbeikomme. 
Auch in der Havel an der Glienicker 
Brücke treiben noch Eisschollen. 
Selbst hier auf der Brücke ist es bei-
nahe windstill. Die Möwen kreisen 
und das Wasser glitzert; ich bekomme 
richtig Lust auf meine „Reportagerei-
se“. In Potsdam biege ich nach links in 
Richtung Beelitz. Von jetzt an scheint 
mir die Morgensonne ins Gesicht. Die 
Strecke ist hügeliger als ich dachte, 
aber das macht auch die Landschaft 
reizvoller. Im iPod dudelt „Diversity“ 
von Gentleman, was nun so gar nicht 
zu den märkischen Wäldern passen 
mag. Mit der Temperatur steigt auch 
meine Laune immer mehr. Ich ver-
gleiche das Freiwillige Ökologische 
Jahr mit den Klischees über den 
Wehrdienst, somit die Kaserne mit 
einem Tages-Reportage-Ausfl ug. Ich 
beglückwünsche mich selbst.

Mein Ziel rückt näher. Am Ab-
zweig nach Salzbrunn komme ich 
an einer Straußenfarm vorbei und freue 
mich über die Eleganz, den Witz und 
die Würde der Tiere. Und da ist es: das 
erste Windrad. Die Himmelsrichtung 
stimmt. Das muss der Schlalacher 
Windpark sein. Es werden immer 
mehr. Ich biege ein letztes Mal nach 
links und fahre nun einige Kilometer 
direkt auf ein Windrad zu. Das ist 
eindeutig die richtige Straße, der Weg 
in die Energiezukunft. 

Mir fallen nur zwei Straßen in 
Schlalach, einem Dorf in der Ge-
meinde Mühlenfl ieß, auf: „Straße der 
Einheit“ und „Straße des Friedens“. 
Ich kann mich nicht verfahren. 

Ein nett aussehender Mann mit 
Bart und Brille öffnet mir die Tür. Ich 
habe nur einmal mit Hartmut Höpfner 
von der „AG Windkraft Schlalach“ 
telefoniert und mich verabredet; es 
war sehr unkompliziert und genauso 
unkompliziert ist er auch selbst. 

Sogleich macht er den Vorschlag, 
mir mit dem Auto den leicht außerhalb 
liegenden Windpark zu zeigen. So 
könne ich mir ein Bild und Bilder 
machen. Schnell stellen sich mir viele 
Fragen. Im Internet gab es eigentlich 
nur zwei Artikel zur „Energie-Kom-
mune Dezember 2010“. Dementspre-
chend wenig ist mir bekannt.

Die Entstehung des 
Windparks

Ich frage Herrn Höpfner, wie es 
von der ersten Idee zum ersten Windrad 
kam und man merkt sogleich, dass jetzt 

eine längere Antwort folgt: „Zunächst 
wurden die entsprechenden Flächen 
um Schlalach als Windeignungsgebiet 
ausgeschrieben. Daraufhin entstand 
eine recht große Unruhe im Ort, sodass 

wir uns in der Gemeindevertretung ent-
schieden, eine Einwohnerversammlung 
einzuberufen und ein Meinungsbild 
abzufragen. Von den 40 Anwesenden 
war die deutliche Mehrheit für die Ent-
stehung eines Windeignungsgebietes 
und deren logische Folgen. Daraufhin 
gründeten wir die „Arbeitsgruppe Wind-
kraft“. Das war Mitte 2002.“ 

Wir fahren nun 
durch den Wind-
park und ich bin 
beeindruckt von der 
Größe der Anlagen. 
Herr Höpfner meint, 
bevor er nun mit der 
Antwort fortfährt, 
man könne bei ei-
nem Durchmesser 
von 15 Metern lo-
cker in ein Windrad 
einziehen. 

Schwierig sei 
des Weiteren vor 
allem die Erstellung 
eines Flächenmo-
dells gewesen, da 
es rund 120 Grund-
stückseigentümer 
gibt, von denen 
einige erst „auf-
gespürt“ werden 
mussten. Er erzählt 
viel. Ich werde hier 
nur die allerwich-
tigsten Eckdaten 
nennen, denn alles 
weitere wäre zwar 
ein tolles Beispiel 
für deutsche Büro-
kratie, aber würde 
den geneigten Leser 

langweilen. 
„Nach vielem Prüfen, Ausweisen, 

Feststellen und Vorbereiten trafen wir 
uns im Frühjahr 2003 zur ‚Eigentü-
merversammlung der Grundstücksei-

gentümerin der Gemarkung Schlalach 
des Windeignungsgebietes‘, wo ebenso 
wie bei den weiteren Treffen der 
AG Windkraft der Nutzungsvertrag, 
Betreiberanfragen und das Flächen-
pachtmodell erarbeitet wurden. Das 
Flächenpachtmodell sagt aus, dass die 
gesamten Erträge aus dem Windpark, 
die an die Pächter fl ießen, in einen Topf 

gehen. 80 Prozent werden als Flächen-
anteil ausgezahlt und 20 Prozent auf 
die Standorte selbst. Damit sind alle 
Grundstückseigentümer nach ihrem 
prozentualen Flächenanteil gerecht an 
den Erlösen beteiligt“. 

Mir wird klar, dass das natürlich 
Akzeptanz bei den Schlalachern schafft. 
Die gesamte Planungszeit habe es im 
Grunde keine Bewegung gegen den 
Windpark gegeben. Es habe immer 
solche und solche Meinungen gegeben 
und in der Kneipe werde ja immer viel 
geredet. Aber die wenigen Einwendun-
gen aus der Nachbargemeinde Deutsch 
Bork konnten bei sogenannten Erörte-
rungsterminen alle ausgeräumt werden. 
Hartmut Höpfner redet weiter, ohne dass 
ich ihm alles aus der Nase ziehen muss; 
das ist angenehm:

„Die Betreiberanfrage mit Frage-
bogen wurde letztlich an 29 Firmen 
verschickt. 19 Betreiberfi rmen gaben 
eine Rückmeldung und mit den vier 
geeignetsten wurden Einzelgespräche 
geführt. Auf der zweiten Eigentümer-
versammlung wurde dann die Enercon 
GmbH als von der AG Windkraft 
erwählter Betreiber vorgestellt. Ener-
con und wir begannen sogleich mit 
der Arbeit und kümmerten uns um die 
Eigentümer, Lageplan und Genehmi-
gungsverfahren, welches im Mai 2005 
eröffnet wurde. Ein Jahr später kam 
es zur ersten Teilgenehmigung von 21 
Windkraftanlagen. Weil die Technik 
aber mittlerweile schon weiter fortge-
schritten war, entschieden wir uns auf 

Anraten Enercons hin, vom 
Typ E70 auf den wesentlich 
leistungsstärkeren Typ E82 
umzudisponieren. Die E82 
sind schließlich besser für 
Schwachwindgebiete geeig-
net; das rechnet sich! Nach 
gleichem Prozedere erhielt 
Schlalach Anfang des Jahres 
2008 die erste Teilgenehmi-
gung, sodass endlich 2009 
mit den Wegebauarbeiten 
begonnen werden konnte 
und heute schon 16 Anlagen 
installiert sind.“ 

Diese 16 von bald 23 
Windkraftanlagen bestau-
ne ich nun. Jede Anla-
ge bringt in der Spitze 
2,3 MW Leistung. Ich wun-
dere mich sehr! Von stö-
rendem Schattenspiel kann 
keine Rede sein, was auch 
mit der Jahreszeit und dem 
niedrigen Sonnenstand zu-

sammenhängen mag, und von Lärm zu 
sprechen, tut der Wahrheit Gewalt an. 
Die Autobahn A9, auf deren Brücke wir 
stehen, ist um einiges lauter als die 150 
Meter hohen Windanlagen. 

Wir holpern auf dem besseren Feld-
weg noch ein Stück weiter bevor wir 
zurückfahren. Schlalach erscheint mir 
als Vorzeigekommune auf dem Gebiet 

Schlalach strotzt vor Energie
Ein Besuch bei der „AG Windkraft Schlalach“

Hinweg geschafft: Ich verewige mich mit dem Ortsschild

Stört das? Nein, mich stören die Windräder im Landschaftsbild nicht
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der Energieversorgung und Bürger-
beteiligung. Daher frage ich, ob eine 
Erfahrungs- und Wissensweitergabe 
zum Beispiel bei interkommunalen Tref-
fen stattfi ndet und ob es für Schlalach 
Vorbilder gab und gibt. 

Vorbilder für den 
Windpark Schlalach

Herr Höpfner antwortet etwas zö-
gerlich, dann aber doch bestimmt: „Also 
kommunizieren tun wir sehr gern! Wir 
sind aber in kein Netzwerk eingebunden. 
Vor kurzem stellten wir unser Projekt in 
Belzig vor, wo man auch verstärkt auf 
erneuerbare Energien 
setzen will. Wir be-
gleiten deren Prozess 
mit unserer Erfah-
rung. Gleichzeitig 
versuchen wir stets, 
auch neue Anregun-
gen für unsere eigene 
Weiterentwicklung 
zu bekommen. Un-
ser Vorbild ist im 
Sinne der Frage die 
Gemeinde Feldheim, 
die sich autark mit 
Energie versorgt. Wir 
sind auch schon mit 
der Gemeinde, der in 
Feldheim federfüh-
renden Firma Ener-
giequelle und Enercon 
im Gespräch, um die 
Sache vielleicht auch 
in Schlalach umzu-
setzen.“ 

Ich bekomme im-
mer mehr das Gefühl, 
dass ich in das richtige 
Dorf gefahren bin. 
Jetzt wollen sie in 
Schlalach auch noch 
eine Energieautarkie 
herstellen. Autarkie 
bedeutet für mich aber 
auch die Nutzung an-
derer Energiequellen. 
Ich erfahre von meinem Gesprächspart-
ner, dass sich die Agrargenossenschaft 
Schlalach mit dem Gedanken trägt, 
eine Biomasseanlage zu errichten. 
Wasserkraft wäre potenziell auch nutz-
bar. Hartmut Höpfner zeigt mir noch 
schnell die Wassermühle, die jedoch 
stillgelegt ist. 

Rolle des Naturschutzes

Natürlich interessiert mich noch, 
welche Rolle der Naturschutz bei der 
Planung und Umsetzung des Windparks 
spielte. Hartmut Höpfners Gesicht ver-
zieht sich kurz: 

„Auch deshalb hat sich das Ge-
nehmigungsverfahren damals so kom-
pliziert gestaltet. Denn von Seiten der 
Naturschutzbehörde in Potsdam (LUA) 
wurden sehr massiv Forderungen ge-

stellt, die eigentlich nur das Ziel haben 
konnten, dass sie den Windpark verhin-
dern wollten. Erst waren die Zugvögel 
gefährdet, was nicht durchzusetzen und 
nachzuweisen war, und danach dann die 
Fledermäuse. Aber man hat eben eine 
Lösung gefunden. Für sieben Anlagen, 
an die Gräben, Sträucher und Bäume 
zu dicht heranreichten, bestehen nun 
Abschaltzeiten, damit die Fledermäuse 
nicht bei der Jagd gestört werden. Das 
führt durchaus zu Ertragsverlusten. 
Zudem muss Enercon ein Monitoring 
durchführen. Über einige Jahre wird 
geprüft, wie groß die Verluste an 
Fledermäusen zu beklagen und ob die 

Abschaltzeiten wirklich beizubehalten 
sind.“ 

Wegen des Windparks sind außer-
dem Ausgleichszahlungen vorgesehen. 
Hierzu muss Enercon als Betreiber der 
Naturschutzbehörde Projekte vorlegen; 
beispielsweise Anpflanzungen und 
Aufforstungen. Schlalach hat es ge-
schafft, dass die Zahlungen mit einem 
Gesamtvolumen von einer Million Euro 
auch in Schlalach bleiben. 

Wieder auf dem Hof von Herrn 
Höpfner angekommen, nimmt das 
Gespräch bei Kaffee und Keksen mehr 
einen Interviewcharakter an. Ich bin 
jetzt erst etwa eine Stunde in Schlalach 
und habe schon so viel Neues erfahren 
und gesehen. Nur Dorfbewohner habe 
ich außer meinem Gesprächspartner 
noch nicht zu Gesicht bekommen. 
Ich führe meine Befragung fort. Ich 

möchte wissen, wie er die Motivation 
der Bürger und der Gemeinde bewerte, 
ob sie Überzeugungstäter seien, die aus 
ökologischen und Klimaschutzgründen 
auf den Windpark setzen oder ob sie 
vor allem die finanziellen Vorteile 
schätzen. Herr Höpfner muss nicht 
lange überlegen:

„Als erstes spielt bei den Men-
schen, die ihre Flächen verpachten, 
die fi nanzielle Seite eine Rolle. Durch 
den Windpark erhalten sie ein gutes 
Zubrot. Diese Einstellung ist ganz 
normal. In der AG Windkraft gibt es 
ein aktives Mitglied, das es aus reiner 
Überzeugung macht und zugleich auch 

größtenteils der Kopf der Arbeitsgruppe 
ist. Die AG bildet einen Querschnitt des 
ganzen Dorfes: Gemeinde, Landwirte, 
Grundstückseigentümer und Nichtei-
gentümer. Wer keine Flächen hat, der ist 
logischerweise auch fi nanziell weniger 
interessiert.“ 

Profi tabel für Bürger 
und Gemeinde

Daran schließt sich natürlich die 
Frage für mich an, wie sehr die Bürger 
und die Gemeinde denn nun wirklich 
vom Windpark profi tieren. In der Sum-
me sei es sehr profi tabel für die Bürger 
und die Gemeinde. Aber das verteile 
sich natürlich auf die 120 Eigentümer. 
Es gebe niemanden, der hier in Grö-
ßenordnungen von 50.000 Euro Pacht 
einstreiche. Dafür habe die Hälfte des 

Ortes einen direkten Verdienst durch 
die Windmüllerei. 

Das nenne ich mal eine durchschla-
gende kommunalpolitische Maßnahme! 
Auch an die übrigen Schlalacher wurde 
gedacht:

„Für den Ort Schlalach haben wir 
zudem eine Stiftung eingerichtet. 0,75 
Prozent der Einspeisevergütung fl ießen 
in die ‚Bürgerstiftung Schlalach‘, wel-
che Anfang 2010 gegründet wurde. Da 
war Enercon auch wieder großzügig. 
Man hat gleich 100.000 Euro zur Ver-
fügung gestellt. Dieser Vorschuss wird 
über die nächsten Einspeisevergütungen 
zurückgezahlt. So kann Schlalach die 

eine oder andere Maßnahme über 
die Stiftung durchführen. Es muss 
übrigens auch mal gesagt werden, 
dass wir sehr zufrieden sind mit 
unserem Partner Enercon.“

Das klingt ja nun alles ganz 
wunderbar und erfolgreich. Ich 
möchte noch wissen, ob Hart-
mut Höpfner jeder Kommune 
einen eigenen Windpark nach 
dem Schlalacher Modell mit 
Bürgerbeteiligung empfehlen 
würde. Seine Antwort klingt eher 
skeptisch:

„Empfehlen kann man schon, 
aber das muss jede Kommune 
mit sich selbst ausmachen. Ich 
denke, wir haben ein Modell 
geschaffen, um den größten Teil 
der Bürger daran zu beteiligen. 
Wir haben eine Lösung gefunden 
und sind zufrieden damit. Es gibt 
also durchaus die Möglichkeit, 
so einen Windpark gut umzu-
setzen.“

Als letztes stelle ich noch 
die Frage, welche Bedeutung 
in Schlalach der Auszeichnung 
„Energie-Kommune Dezember 
2010“, verliehen durch die Agen-
tur für erneuerbare Energien, 
beigemessen werde. 

„Wir waren selbst davon 
überrascht, dass wir diesen 
Titel erhielten. Wir haben unser 

Projekt gar nicht so hoch eingeschätzt. 
Natürlich ist es keine schlechte Sache, 
wenn man für seine Leistung, die man 
über Jahre vollbracht hat, so gewürdigt 
wird“. 

Ich bedanke mich für das Gespräch 
und die vielen Informationen, trinke 
noch meinen Kaffee aus und trete, im 
wahrsten Sinne des Wortes, den Heim-
weg an. Wieder vorbei an den Beelitzer 
Spargelfeldern, diesmal etwas rasanter, 
um es noch vor der Dunkelheit und 
dem Beginn eines Konzertes meiner 
Freundin nach Berlin zu schaffen. Ich 
resümiere: Es war ein sehr sportlicher, 
sonniger, informativer, positiver und 
erlebnisreicher Tag! Felix Eick

www.unendlich-viel-energie.de/de/de-
tailansicht/article/4/schlalach-ist-en-

ergie-kommune-des-monats.html

Fotos: Felix Eick

Riesig! Man fühlt sich klein neben diesem Energieträger der Zukunft. Nachts sollen sie wegen roter Beleuchtung 
wie “Weihnachtsbäume“ aussehen, sagt Herr Höpfner
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Es ist etwas in Bewegung gekom-
men. Es gibt eine neue Diskus-
sion um Wirtschaftswachstum. 

Sie bewegt sich zwischen den konträren 
Vorstellungen, dass Nachhaltigkeit und 
Wachstum unvereinbar seien oder sich 
im „nachhaltigen Wachstum“ versöhnen 
lassen. Immer mehr Menschen denken 
über eine Wirtschaft ohne Wachstum 
nach, einige versuchen sogar, sich in 
Nischen praktisch darauf einzulassen 
- während die Politik unbeirrt am 
Wachstumskurs festhält, national wie 
international. 

Dass die wachstumskritische Debat-
te, ausgelöst Anfang der 1970er-Jahre 
durch den Bericht des Club of Rome 
über die Grenzen des Wachstums, 
neuen Schwung erhalten hat und an 
Schärfe gewinnen konnte, hat mehrere 
Gründe. So hat die Hoffnung, dass die 
Erkenntnisse über ökologische Grenzen 
und deren Belastbarkeit auch Priorität 
im politischen und wirtschaftlichen 
Handeln bekämen, sich als Irrtum 
erwiesen. 

Zum anderen ist die These, dass 
beim Klimaschutz - wie in der Umwelt-
politik überhaupt - eine Win-win-Kon-
stellation mit positiven wirtschaftlichen 
Folgen bestehe, für Politiker/-innen 
offenbar nicht belastbar genug. Und 
sie trifft ja auch nur teilweise zu. Diese 
These hat zu oft verhindert, dass Inter-
essengegensätze zwischen Umwelt und 
Wirtschaft offen und präzise dargelegt 
und politisch ausgefochten werden. 
Denn sie stimmt zwar häufi g auf längere 
Sicht und per Saldo für die Volkswirt-
schaft, aber nicht kurzfristig und in 
machtpolitischen Auseinandersetzun-
gen zwischen Wirtschaftsbranchen und 
Unternehmen. 

Auch die optimistische Annahme, 
Wachstum und massive Reduktionen 
des Umweltverbrauchs seien gemein-
sam über technische Effi zienzsteige-
rungen erreichbar, ist ins Wanken ge-
raten, und zwar durch den empirischen 
Beleg, dass Einsparungen in der Regel 
über Rückkopplungseffekte durch 
verändertes menschliches Verhalten 
überkompensiert werden. Eine absolute 
Entkopplung von Wirtschaftswachstum 
und Ressourcenverbrauch ist bisher- mit 
Ausnahmen - nicht gelungen.

Die wirtschaftliche Entwicklung der 
Schwellenländer nach dem ressourcen-
intensiven Muster der Industrieländer 
lässt zudem die Grenzen der Ressour-
cenverfügbarkeit und der ökologischen 
Belastbarkeit immer deutlicher werden. 
Damit verbunden sind machtpolitische 
Konfl ikte zwischen westlichen Indus-
trieländern, aufstrebenden Schwellen-
ländern und Entwicklungsländern. Es 
geht dabei wesentlich um die Frage, 
wer wachsen kann und darf.

Nicht zuletzt hat die Krise der 
Finanzmärkte und der Weltwirtschaft 
auch den Letzten die Anfälligkeit des 
Wirtschaftssystems vor Augen geführt. 

Doch bis heute wird nur versucht, mit 
etwas verbesserten Regeln das System 
weniger krisenanfällig zu machen und 
in der nächsten Krise besser gewappnet 
zu sein. So kann der Wachstumskurs 
fortgesetzt werden.

Für Politiker noch immer 
ein Tabuthema

Diese und einige andere Entwick-
lungen haben das Wirtschaftswachs-
tum wieder zu einer zentralen Frage 
werden lassen. Die Debatte darüber, 
ob das ständige Wirtschaftswachstum 
notwendig und möglich ist, ob es seine 
Versprechungen von Wohlstand und 

Glück, Arbeitsplätzen und sozialem 
Ausgleich einhalten kann, national 
und weltweit, wird in vielen Facetten 
geführt. Dazu gehören Fragen wie: Ist 
das Bruttoinlandsprodukt ein geeigneter 
Maßstab unseres Wirtschaftens? Kann 
Wohlstand ohne Wachstum erreicht 
werden? Ist materieller Wohlstand 
zentral für persönliches Glück oder 
sind es soziale Beziehungen und eine 
Gesellschaft ohne große Einkommens-
unterschiede? Sollten Unternehmen in 
erster Linie nach Profi t und Manager 
nach Einkommensmaximierung stre-
ben oder bieten Social Business und 
Social Entrepreneurship sinnvollere 
Entwicklungsmöglichkeiten? Sind 
spekulative Finanzanlagen oder die 

Geldanlage mit bescheidener Rendite 
bei ethisch verpfl ichteten Banken die 
bessere Wahl? 

Doch im Parteienspektrum fi ndet 
die Wachstumskritik kaum ernsthafte 
Resonanz. Die Regierung hat sich auf 
Wachstum verpfl ichtet, die SPD ist 
mit der ökologischen Modernisierung 
der Industriegesellschaft auf einem 
angegrünten Wachstumskurs und den 
meisten Grünen kam die grundsätzliche 
Wachstumskritik spätestens mit dem 
Green New Deal abhanden, dem grünen 
Rettungsprogramm für das Wachstum. 
Die Linke fordert die Abschaffung 
des Kapitalismus, aber auch weiteres 
Wachstum. Immerhin haben die Par-

teien auf Initiative der Grünen nun 
eine Bundestags-Enquetekommission 
„Wachstum, Wohlstand, Lebensquali-
tät“ eingesetzt, um Alternativen zum 
Bruttosozialprodukt und der Vereinbar-
keit von Nachhaltigkeit und Wachstum 
zu untersuchen. 

Die meisten Ökonom/-innen an 
Universitäten und Instituten sind dem 
Wachstum ebenfalls noch eng ver-
bunden. Zwar gibt es dort neuerdings 
eine Glücksforschung, werden Allge-
meingüter wiederentdeckt und wird 
staatlichen Regulierungen wieder eine 
Funktion zuerkannt. Aber noch sind dies 
bescheidene Ansätze. 

Umso wichtiger ist es, dass die 
Umweltbewegung die Kritik am Wirt-

Eine neue Wachstumsdebatte
Die Kritik am ewigen Dogma „Wirtschaftswachstum“ wird stärker, breiter und konkreter

schaftswachstum wiederaufnimmt, 
die von Beginn an wesentlich zu ihrer 
Programmatik gehörte. Die Debatte im 
Arbeitskreis Wachstum des Deutschen 
Naturschutzrings ist deshalb ebenso 
wichtig wie die Arbeit an einem Grund-
satzpapier zum Wirtschaftswachstum 
im BUND und die Diskussionen bei 
Attac. 

Mehr Platz für Alternativen!

Die Kritik am Wirtschaftswachstum 
und die Auseinandersetzung um eine 
nachhaltige Entwicklung muss tiefer, 
stärker und breiter werden. Viele wis-
senschaftliche Grundlagen dazu liegen 
bereits vor. Genauso wichtig wie die 
öffentliche Diskussion um das Wirt-
schaftswachstum ist die Entwicklung 
von Alternativen. Denn solange diese 
nicht erkennbar sind, ist keine Verände-
rung möglich, selbst wenn eine Mehrheit 
zu der Einsicht kommt, dass die Kritik 
berechtigt ist. Für eine Wirtschaft und 
Gesellschaft ohne Wachstum oder 
zumindest ohne Wachstumsfi xierung 
muss man deshalb weiterdenken. Auch 
dazu gibt es Ansätze wie in dem Buch 
„Wohlstand ohne Wachstum“ von Tim 
Jackson oder in verschiedenen wachs-
tumskritischen Internet-Blogs. Wichtig 
ist auch der internationale Austausch, 
wie ihn zuletzt vor einem Jahr die 
„Degrowth Conference“ in Barcelona 
ermöglicht hat. Ein Beitrag zu dieser 
Zukunftsdebatte können auch neue 
Konzepte für zentrale gesellschaftliche 
Bereiche sein, wie sie unter dem Stich-
wort „Postwachstumsgesellschaft“ zur 
Diskussion gestellt werden. 

Angelika Zahrnt

Prof. Dr. Angelika Zahrnt ist Wirt-
schaftswissenschaftlerin und war bis 
2007 Vorsitzende des Umweltverban-

des BUND. 2010 erschien von ihr und 
Irmi Seidl das Buch „Postwachstums-

gesellschaft“ im Metropolis-Verlag. 
Auf ihrer Internetseite 

www.postwachstum.de wird die 
Diskussion weitergeführt. 

Beim Kongress „Jenseits des Wachs-
tums?!“ vom 20.-22. Mai an der TU 

Berlin soll das Thema erstmals 
breit öffentlich diskutiert werden: 
www.jenseits-des-wachstums.de 
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Auch in diesem Jahr erschien 
wieder pünktlich zur Grünen 
Woche der Kritische Agrarbe-

richt. Seit 1993 gibt das Agrarbündnis 
- ein Zusammenschluss von derzeit 
24 unabhängigen Organisationen aus 
Landwirtschaft, Natur- und Tierschutz 
sowie Verbraucher- und Entwicklungs-
politik mit insgesamt mehr als einer 
Million Einzelmitgliedern - mit dieser 
Arbeit eine Zusammenfassung der 
agrarpolitischen Debatte des Vorjahres 
wider und diskutiert Problemlösungen 
für die Zukunft. 

Schwerpunkt des diesjährigen 
Berichts ist „Vielfalt“, die aus 
unterschiedlichen Sichtweisen 
betrachtet wird. Dabei geht es nicht 
nur um die Artenvielfalt in der Natur 
sondern auch um Agrobiodiversität, 
also die Vielfalt der Nutztiere und 
Nutzpflanzen in der Landwirt-
schaft. Sie betrifft weiterhin andere 
Agrarbereiche wie beispielsweise 
die Vielfalt landwirtschaftlicher 
Betriebsformen. 

Ziel verfehlt

Insgesamt wird der themen-
bezogenen internationalen, eu-
ropäischen und auch nationalen 
Politik im Internationalen Jahr 
der biologischen Vielfalt 2010 ein 
beschämendes Urteil attestiert. 
Zur Erinnerung: Die Weltgemein-
schaft (UN) hatte sich 2002 im 
Rahmen der Konvention über die 
Biologische Vielfalt verpfl ichtet, 
den weltweiten Verlust von Arten, 
Lebensräumen und der genetischen 
Diversität bis 2010 zu senken. Die 
EU und mit ihr Deutschland war 
noch rigoroser in ihrer Zielsetzung, 
sie wollte eine Trendwende einlei-
ten und den Verlust an Biodiversität 
stoppen. Beide Ziele wurden deutlich 
verfehlt. Mehr noch, es kam sogar zu 
einer Beschleunigung des Verlusts an 
biologischer Vielfalt. 

Trotz dieser „katastrophalen Bilanz“ 
spricht der Kritische Agrarbericht von 
einem „Schicksalsjahr“ für die Vielfalt, 
denn Hoffnung machte im Oktober 2010 
die zehnte Vertragsstaatenkonferenz der 
Konvention zur Biologischen Vielfalt 
in Nagoya. Dort „mündete das Ver-
sagen der bisherigen Politik in neuen, 
ambitionierten Beschlüssen und der 
politisch bekundeten Absicht, in den 
nächsten zehn Jahren doch noch eine 
Umkehr im ökologischen Abwärtstrend 
einzuleiten“.

Es tut sich etwas, ...

Das zweite große Thema des 
Kritischen Agrarberichts ist die Aus-
gestaltung der künftigen gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU (GAP) nach 2013. 
In einer ganzen Reihe von Beiträgen 
wird eingeschätzt, dass die anstehende 

Agrarreform große Chancen zu Verän-
derungen bietet. Ein wichtiger Grund 
hierfür - genährt durch die sich häufen-
den Lebensmittelskandale der letzten 
Zeit - ist das zunehmende öffentliche In-
teresse für Landwirtschaftspolitik. Ein 
sehr bemerkenswerter anderer Grund: 
Erstmals wurde im Erarbeitungszeit-
raum einer europaweiten Reform durch 
die Einrichtung eines internetbasierten 
Konsultationsverfahrens die Zivilge-
sellschaft aufgefordert sich einzubrin-
gen. Wie nun sehen die Forderungen 
der Natur- und Umweltschutzverbände 
aus? Reinhild Benning, die Leiterin des 

Referats Landwirtschaft beim BUND, 
gibt hierzu in ihrem Beitrag eine tref-
fende Zusammenfassung aus Sicht der 
deutschen kritischen Nichtregierungs-
organisationen (S. 169 ff.)

… sowohl national

Diese haben sich auf ein Papier der 
Plattformverbände mit Forderungen 
zum Umwelt- und Tierschutz sowie 
zur bäuerlich-ökologischen Land-
wirtschaft geeinigt. Daneben liegt ein 
Positionspapier des Forums Umwelt 
und Entwicklung vor, das hauptsäch-
lich Reformschritte für Entwicklung 
und Hungerbekämpfung betont. Als 
übergreifend steht die Forderung, die 
Gelder der Agrarkommission - mit 
derzeit jährlich(!) rund 55 Milliarden 
Euro der mit Abstand größte EU-Teiletat 
- an Leistungen für öffentliche Güter 
wie Umwelt und Arbeitsplatzerhalt 
zu koppeln sowie die Marktregeln so 
umzugestalten, dass faire Preise für 
eine nachhaltige Erzeugung weltweit 
erreicht werden. Dabei sollen die 
gesetzlichen Standards so angehoben 

werden, dass umwelt- und entwick-
lungsschädliche Auswirkungen künftig 
vermieden werden. 

Eine weitere Forderung betrifft die 
sogenannten Agrarumweltmaßnahmen, 
das heißt die Kompensationsmaßnah-
men, die bisher als Ausgleich für durch 
Rationalisierung und Industrialisierung 
der Landwirtschaft entstandene Schä-
den geleistet wurden. Dr. Friedrich 
W. Graefe zu Baringdorf, Bundes-
vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft e.V. (Abl), 
bringt die Unsinnigkeit solchen Vorge-
hens auf den Punkt, wenn er in seinem 

Beitrag schreibt, dass „der Verlust 
der biologischen Vielfalt in der 
Magdeburger Börde nicht durch 
Naturschutz im Schwarzwald 
kompensiert werden kann“ (S. 
22 ff.). Gefragt ist vielmehr eine 
Förderung, die Anreize für be-
sonders hohe Umweltleistungen 
setzt. So fordern besonders die 
Umweltverbände, zehn Prozent 
der Fläche jedes Betriebes als öko-
logische Vorrangfl äche vor allem 
für den Schutz der Artenvielfalt 
zu gewinnen.

…als auch auf 
europäischer Zivilebene

Seit April 2010 sammelt 
der Konvent für Landwirtschaft 
und ländliche Entwicklung 
Agricultural and Rural Con-
vention (ARC), eine Initiative 
europäischer Netzwerke und 
Bündnisse, Vorschläge der eu-
ropäischen Zivilgesellschaft zur 
Reform der Agrarpolitik. In einem 
monatelangen Diskussions- und 
Abstimmungsverfahren wurde 

eine gemeinsame Erklärung erarbeitet, 
die den europäischen Institutionen 
Mitte November 2010 vorgelegt wurde 
- zwei Wochen, bevor diese selbst mit 
ersten generellen Reformvorschlägen, 
der so genannten „Mitteilung zur Ge-
meinsamen Agrarpolitik 2020“, an die 
Öffentlichkeit traten. Hannes Lorenzen, 
Berater des EU-Parlaments und Mit-
begründer des Konvents beschreibt in 
seinem Berichtsartikel die Hintergründe 
und den Entstehungsprozess der oben 
genannten Initiative und gibt die zen-
tralen Forderungen der gemeinsamen 
Erklärung wider (S. 159 ff.).

Die ARC2020 abgekürzte Erklärung 
fordert eine radikale Neuausrichtung der 
EU-Politik im Bereich Landwirtschaft 
und ländlicher Entwicklung. Ganz oben 
auf der Liste der Forderungen steht 
„ein Paradigmenwechsel (weg) vom 
heute vorherrschenden industrialisier-
ten Leitbild und einer zentralisierten 
Nahrungsmittelwirtschaft (hin) zu 
einer flächendeckend nachhaltigen 
Landbewirtschaftung mit ... lokalen 
Verarbeitungs- und Versorgungsketten, 
kurzen Wegen ... und mehr Engagement 

der Agrarpolitik für die öffentliche 
Gesundheit, die Umwelt und den 
Tierschutz.“

Weiterhin wird eine „wirtschaft-
liche, soziale und ökologische Re-
naissance in den ländlichen Räumen 
Europas“ gefordert, die den jeweiligen 
natürlichen und kulturellen Stärken 
und Fähigkeiten dieser Räume sowie 
der Vielfalt der ländlichen Gebiete 
insgesamt gerecht wird. 

Als politische Instrumente zur 
Durchsetzung dieser Ziele schlägt die 
Erklärung des Konvents die Einfüh-
rung zweier getrennter Budgets vor: 
des europäischen Agrarfonds, der auf 
die Landwirtschaft mit Bezug auf die 
Erzeugung von Lebensmitteln gerich-
tet ist und des ländlichen Fonds, der 
auf die gesamte ländliche Wirtschaft 
und die territoriale Entwicklung zielt. 
Genaue Erläuterungen zu diesen beiden 
Fonds, die das bisherige Säulenmodell 
der Agrarfi nanzierung ablösen sollen, 
sowie das gesamte Dokument der Er-
klärung fi nden sich als Download unter 
www.arc2020.eu.

Bundesregierung und 
Agrarkommission mauern

Das bisherige Echo auf diese Vor-
schläge fällt eher lau aus. So hat bei-
spielsweise Bundesministerin Aigner 
(CSU) in diversen Auftritten der letzten 
Zeit deutlich gemacht, wo für sie die 
Schwerpunkte der neuen europäischen 
Agrarpolitik aus deutscher Sicht liegen. 
Da wird zum Beispiel gebetsmühlenar-
tig die Exportorientierung der deutschen 
Agrarwirtschaft und insbesondere 
der Ernährungsindustrie beschworen. 
Das Geld für deren Förderung soll in 
Deutschland bleiben, und zwar als pau-
schale Direktzahlungen. Auch im Papier 
der Agrarkommission zur Politik nach 
2013 fi ndet sich dieses Bekenntnis zur 
Exportfi xierung. Allerdings greift die 
Kommission einige Forderungen der 
Plattformverbände wie beispielsweise 
die verbindliche Kopplung der Direkt-
zahlungen an Umweltleistungen auf und 
spricht in diesem Zusammenhang von 
einem „Greening“ der neuen Agrarpo-
litik. Bis zu den Beschlussfassungen 
2013 ist es jedoch noch ein weiter Weg 
- für die Plattformverbände und den 
Konvent Grund, in ihren Forderungen 
nicht nachzulassen. Jörg Parsiegla

Kritischer Agrarbericht 2011
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Wie schon das Weltsozialforum 
2009 im Brasilianischen Be-
lém fand das Forum in Dakar 

unter dem starken Eindruck der tiefen 
Krise des neoliberalen Globalisierungs-
projekts statt. In einigen Weltregionen 
läuft die Wirtschaft schon länger wie-
der gut, in anderen hat sie sich an der 
Oberfl äche erholt. Das kann jedoch nicht 
über die tiefen sozialen, ökonomischen 
und ökologischen Probleme 
hinwegtäuschen. Auf dem 
Forum trafen sich diejenigen 
aus den Bewegungen und 
der Zivilgesellschaft, die 
einen tiefen Bruch mit der 
neoliberalen Globalisierung 
wünschen, entweder in Form 
einer sozialen und ökologi-
schen Regulierungspolitik, 
wie etwa in einem „Grünen 
New Deal“ oder durch einen 
grundsätzlichen Bruch mit 
dem Kapitalismus. Diese 
Spannweite politischer Al-
ternativen charakterisierte 
das Weltsozialforum (WSF) 
wie auch die altermondia-
listische(*) Bewegung seit 
ihrer Gründung. Gustave 
Massiah (2011a & 2011b) 
(**) schrieb dazu vor Dakar 
ein viel beachtetes Buch und 
veröffentlichte 12 Thesen 
zur altermondialistischen 
Bewegung.

Doch während in Be-
lém die Diskussion um 
die Zivilisationskrise und 
grundlegende Alternativen 
zur Globalisierung des Ka-
pitalismus wie die Idee des 
„buen vivir“ [guten Lebens] 
die Debatten beherrschten, 
war dies in Dakar anders. Die friedlichen 
Revolutionen in Ägypten und Tunesi-
en sowie der besondere afrikanische 
Kontext mit seinen eigenen Themen 
dominierten auch das WSF.

Schon auf dem beeindruckenden 
Eröffnungsmarsch wurde deutlich, 
dass dies kein Forum der großen über-
greifenden Forderungen und Parolen 
würde. Dem Organisationskomitee 
war es gelungen, in großer Breite die 
sozialen Bewegungen und Basisinitia-
tiven Westafrikas zu mobilisieren. Dazu 
trugen auch die über Land reisenden 
Karawanen bei, die sternförmig aus 
allen Nachbarländern in den Senegal 
zogen und damit eine kostengünstige 
Anreise ermöglichten und gleichzeitig 
auf das WSF aufmerksam machten. Sie 
kamen jedoch nicht mit roten, grünen 
oder anderweitig gleichartigen Fahnen, 
sondern mit ihren eigenen Anliegen: 
Landraub („land grabbing“) durch den 
immer schärferen Druck auf das knapper 
werdende landwirtschaftlich nutzbare 
Land für die Bedürfnisse der globalen 
Konsumentenklasse. Der Schutz loka-
len Saatguts und lokaler Produktion 

vor Kontrolle der Multis und Agrar-
subventionen wurden eingefordert 
wie auch der Schutz vor Überfi schung 
(„sea grabbing“) durch die industriellen 
Fischfangfl otten auf Kosten der famili-
ären Fischereibetriebe. 

Besonders sichtbar waren überall 
auf dem Forum die starken Frauenbe-
wegungen in Afrika, sowohl in Bezug 
auf Landrechte, die Fischerei und die 

Beteiligung von Frauen an Konfl ikt-
lösung in Afrika. Schließlich war die 
Festung Europa mit ihrem menschen-
verachtenden „Grenzschutzregime“ ein 
weiteres Thema. Immer wieder wurden 
die Teilnehmer/-innen aus Europa ge-
fragt, auch von Studierenden aus dem 
Senegal: Wie kann es sein, dass ihr ohne 
Visum hierherkommen könnt und wir 
nicht einmal die Chance auf ein Visum 
haben? Immer wieder wurde die Forde-
rung nach globaler Bewegungsfreiheit 
erhoben, als Teil globaler Bürgerrechte. 
Schon vor dem Forum verabschiedete 
ein eigenes Forum zu Migration eine 
„Charta der Migranten“ (fsm2011.org/
fr/charte-mondiale-des-migrants).

Neue und alte Formen des 
Kolonialismus

Kurzum: die neuen und alten 
Formen des Kolonialismus‘ waren die 
bestimmenden Themen des Weltsozial-
forums. Anders als beim WSF in Nairobi 
2007 blieb diesmal die Beschimpfung 
oder überhebliche westliche Kritik 
an afrikanischen Basisbewegungen 

aus. Dazu trug auch bei, dass religiös 
motivierte Gruppen - ob christlich oder 
muslimisch - wenig sichtbar waren und 
damit die religiöse Intoleranz mancher 
Linker weniger provoziert wurde. Er-
freulich aktiv waren die katholischen 
und evangelischen Hilfswerke, die auch 
vielen ihrer Partnerorganisationen im 
Süden die Teilnahme am Weltsozial-
forum ermöglichten. Der Evangelische 

Entwicklungsdienst stellte auf dem 
Forum eine vielbeachtete Studie zu 
EU-Westafrikanischen Fischereikoope-
rationen vor, die massiv das Recht auf 
Nahrung der Fischer und ihrer Familien 
an den Küsten verletzen. Anders als bei 
den Foren in Lateinamerika und 2003 in 
Mumbai waren dagegen linke Parteien 
und Gewerkschaften vergleichsweise 
wenig sichtbar. Aus Deutschland war 
von aus den Gewerkschaften nur die 
GEW dabei. Die großen NGOs waren 
zahlreich vertreten, dominierten jedoch 
nicht das Forum. Auch regional ent-
sprach die Beteiligung der Verankerung 
der altermondialistischen Bewegung auf 
den verschiedenen Kontinenten. Wäh-
rend Europäer/-innen und Lateiname-
rikaner/-innen neben den zahlenmäßig 
dominierenden Afrikaner/-innen sehr 
sichtbar waren, gab es aus Asien außer-
halb von Indien nur wenig Beteiligung. 
Auch die NGOs aus Nordamerika waren 
nicht so zahlreich vertreten wie es ihrer 
Stärke eigentlich entspricht.

Anders als in Lateinamerika gibt 
es keine Regierung auf dem afrika-
nischen Kontinent, die sich auf die 

altermondialistische Bewegung bezieht. 
Somit wurden die Revolutionen in 
Tunesien und Ägypten zum macht-
politischen Bezugspunkt des Forums. 
Gerade im Maghreb hatte ein Dutzend 
Sozialforen stattgefunden und dazu 
beigetragen, den Boden für den Wandel 
vorzubereiten. Allerdings wäre es eine 
Übertreibung, die beiden Absetzungen 
undemokratischer Regime als Erfolge 

der altermondialistischen 
Bewegungen zu sehen. In 
jedem Falle reisten etliche 
Organisationen aus dem 
Weltsozialforum-Prozess 
am 20. März nach Tunesi-
en. Auch das europäische 
Attac-Netzwerk bereitet 
mit Attac Tunesien eine 
Delegation vor.

Veranstaltungen mit 
Aktionsorientierung

Bewährt hat sich wie-
derum die neue Methodik 
des WSF: Nach einem Tag 
von Veranstaltungen zu 
afrikanischen Themen gab 
es zwei Tage mit selbstor-
ganisierten Veranstaltungen 
der teilnehmenden Organi-
sationen. Große, zentral or-
ganisierte Veranstaltungen 
gab es außer der Eröffnung 
und dem Abschluss nicht. 
Wie bei vorigen WSFs 
fanden vielfach zu den glei-
chen Themen verschiedene 
Veranstaltungen statt, weil 
sich die Organisator/-innen 
schlichtweg nicht kannten. 
Am Schluss des Forums 
folgten dann eineinhalb 

Tage, die Aktionsversammlungen 
vorbehalten waren. Zu jedem rele-
vanten Thema fand hier jeweils eine 
Versammlung statt - insgesamt 38. Sie 
waren durchweg ein großer Erfolg. Oft 
basierten die beschlossenen gemeinsa-
men Aktionen auf den Vorbereitungs-
arbeiten von globalen Netzwerken, die 
schon vor einigen Jahren auf vorigen 
WSF gegründet wurden. Diese Netz-
werke - oft mit kleinen Sekretariaten, 
Mailinglisten, regelmäßigen Telefon-
konferenzen - sind eines der größten 
Erfolge der Weltsozialforen und bei 
der Kommentierung die am meisten 
übersehenen. Das Weltsozialforum ist 
ein globaler Open Space mit Aktions-
orientierung.

Es gab keine systematische Doku-
mentation der Ergebnisse der 38 Akti-
onsversammlungen. Hier sind daher nur 
einige Ergebnisse der viel beachteten 
Versammlung erwähnt. Sie binden po-
litisch nur die Teilnehmer/-innen, nicht 
jedoch das Weltsozialforum als Ganzes. 
Bei einer mit 300 Teilnehmer/-innen 
sehr gut besuchten Versammlung zu 
„land grabbing“ wurde eine ganze Reihe 

Globaler open space 
Das Weltsozialforum in Dakar (Senegal) vom 4. bis zum 13. Februar 

Leben auf Kosten der anderen - Slum in Indien

Foto: Jon Baldock nz-www.fl ickr.com
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von Aktivitäten vereinbart und dazu eine 
Erklärung zum Thema verabschiedet 
(farmlandgrab.org/post/view/18159). 
Dabei wurde klar, dass der Kampf um 
traditionelle Landnutzungsrechte und 
damit das Recht auf Nahrung jeweils vor 
Ort gewonnen werden muss. Zwar sind 
die Konsumwünsche der global gesehen 
Reichen und auch multinationale Kon-
zerne beziehungsweise mächtige Staa-
ten ursächlich für das „Land grabbing“ 
im Süden, ein entscheidender Schlüssel 
liegt jedoch bei den lokalen Behörden 
und Nationalstaaten im Süden. Sie 
müssen die Rechte der Kleinbauern 
verteidigen, statt der Exportlandwirt-
schaft in oft korrupter Art und Weise zu 
dienen. Ganz Ähnliches wurde auch bei 
einer am Rande des Weltsozialforums 
durchgeführten großen Konferenz zu 
„land and sea grabbing“ unserer Grü-
nen Fraktion im Europaparlament mit 
betroffenen Kleinbauern und Fischern 
deutlich. Natürlich müssen wir gerade 
die Bedeutung des Themas auf dem 
Weltsozialforum nutzen, um Druck 
gegen illegitime Praktiken westlicher 
Konzerne und auch die Handelspolitik 
der EU zu machen, die zum Schaden 
kleiner Produzenten im Süden ist. 
Gleichzeitig müssen wir fairen Handel 
stärken und die Bewegungen im Süden 
unterstützen, die Druck auf ihre Regie-
rungen machen.

In verschiedenen Versammlungen 
wurde auch die Mobilisierungsagen-
da der nächsten Monate deutlich. 
In Frankreich fi nden dieses Jahr der 
G8- und G20-Gipfel statt. Frankreichs 
Staatspräsident Sarkozy will sich der 
kritischen französischen Öffentlichkeit 
als Altermondialist präsentieren, der 
dann billig und folgenlos an „bösen 
anderen Staaten“ scheitert. Gleichzeitig 
bremst er in der EU bei der Regulierung 
der Finanzmärkte und der Einführung 
der Finanztransaktionssteuer. Es scheint 
klar, dass die französi-
schen Bewegungen diese 
durchsichtige Strategie 
nicht durchgehen lassen 
werden. Die Aktionsver-
sammlung zu G8/G20 be-
schloss eine entsprechen-
de Erklärung (gruenlink.
de/54). In Frankreich hat 
sich ein Organisationsko-
mitee gebildet, das auch 
europäisch vernetzt ist. 
Es sind daher starke Mo-
bilisierungen zum 21./22. 
Mai nach Deauville und 
zum 31. Oktober bis 5.No-
vember nach Cannes zu 
erwarten. Am 26./27. 
März fand in Paris eine 
weitere Vorbereitungsversammlung 
statt. Es scheint, dass es gelingt, die 
beim Thema Klimaschutz besonders 
starken politischen Spannungen zwi-
schen NGOs und sozialen Bewegungen 
auszuhalten.

Darüber hinaus orientieren viele 
Bewegungen auf die kommende Welt-
klimakonferenz vom 28. November bis 
9. Dezember im südafrikanischen Dur-
ban (COP-17) und stärker noch auf den 
Rio+20-Erdgipfel in Brasilien vom 14. 
bis 16. Mai 2011. In Rio ist ein „People‘s 
summit“ als Parallelveranstaltung der 
Zivilgesellschaft geplant. Dass diese 
beiden für Klimaschutz und Biodiversi-

tät entscheidenden Konferenzen in stark 
wachsenden Schwellländern stattfi n-
den, ist politisch spannend. Die beiden 
Regierungen sind aus sozialen Bewe-
gungen hervorgegangen. Gleichzeitig 
haben sie sich gerade im ökologischen 

Bereich alles andere als 
mit Ruhm bekleckert. Wie 
ökologische und soziale 
Krise in einer gemeinsa-
men ökonomischen Stra-
tegie angegangen werden 
können, wird zum zentra-
len Thema werden. Aus 
diesem Kalender ergibt 
sich ein Reigen von gro-
ßen Mobilisierungen für 
die altermondialistische 
Bewegung: Deauville, 
Cannes, Durban, Rio.

Leider litt das Forum 
sehr unter organisatori-
schen Problemen. Kurz 
vor Forumsbeginn hatte 
der Uni-Direktor gewech-

selt. Der neue fühlte sich an vorige 
Absprachen nicht mehr gebunden. 
Das Weltsozialforum und der reguläre 
Uni-Betrieb fanden daher parallel statt. 
Die Doppelbelegung der Räume war 
der Normalfall. Es dauerte, bis Zelte 

aufgestellt waren und oft klappte die 
Ankündigung der neuen Räume nicht 
richtig. Viele, lange vorbereitete Veran-
staltungen fi elen daher aus. Das betraf 
vor allem die kleineren.

Diese Probleme können jedoch 
den Wert und Erfolg des Forums nicht 
zerstören. Beim nachfolgenden Treffen 
des Internationalen Rates des Weltsozi-
alforums wurde das Forum so auch als 

Erfolg gewertet. Vor allem die erfolg-
reichen globalen Netzwerke und ihre 
Aktivitäten zeigen die Notwendigkeit 
und Nützlichkeit des WSF. Von einer an-
geblichen Erschöpfung der Foren oder 
einer perspektivlosen Wiederholung der 
Inhalte kann jedenfalls keine Rede sein. 
Die Weltsozialforen entwickeln sich 
regional und thematisch weiter. Was 
es jedoch nach wie vor nicht gibt und 
wohl auch bis auf weiteres nicht geben 
wird, ist eine übergreifende gemeinsame 
Theorie der sozialen Bewegungen und 

unabhängigen Zivilgesellschaft. Viel an 
der Rede von der Erschöpfung gründet 
vielmehr in einer falschen Sehnsucht 
nach Einheitlichkeit und einem großen 
vereinigenden „Ismus“. Dass es diese 
ideologische Einengung nicht gibt, ist 
jedoch nicht einfach Schwäche, sondern 
gleichzeitig demokratische Stärke der 
altermondialistischen Bewegung.

Kritik gab es im Rat allerdings 
zurecht an der Tatsache, dass ein Staats-
präsident - Evo Morales aus Bolivien 
- das weltweite Forum der Zivilgesell-
schaft eröffnete, ohne dass dies im Rat 
abgesprochen war. Schließlich gab es 
gerade aus Indien und Brasilien kritische 
Anfragen an den europäischen Sozialfo-
rum-Prozess. Es könne nicht sein, dass 
er in Europa so schwach verankert ist. 
Tatsächlich steckt der Prozess des Eu-
ropäischen Sozialforums seit Jahren in 
der Krise. Denn anderes als beim Welt-
sozialforum ist es nicht gelungen, die 
großen NGOs und Gewerkschaften mit 
den radikaleren sozialen Bewegungen 
zu vernetzen. Vielmehr haben sich fast 
alle Großorganisationen zurückgezogen 
und der Prozess ist in der Hand einer 
kleinen, schlecht legitimierten Vorbe-
reitungsgruppe. Dass diese Schwäche 
nun aus dem Süden kritisiert wird, ist 
ein gutes Zeichen. 

 Sven Giegold
Mitglied der Grünen Fraktion im 

Europaparlament

* Ich benutze hier „altermondialistisch“ 
(franz. altermondialist), der die Bewe-
gung für eine andere Globalisierung 
im französischsprachigen Raum viel 
besser beschreibt, als das deutsche 
„globalisierungskritisch“.
** Gustave Massiah (2011a): Une 
stratégie altermondialiste, Paris: La 
Découverte.

Zum Weiterlesen: 
Gustave Massiah (2011b): Les douze 
hypotheses d’une stratégie altermon-
dialiste 

www.cetri.be/spip.php?article2060
&lang=fr
www.sven-giegold.de/2011/wsfdakar/

Plakat des Weltsozialforums 2011

Grafi k: GoKick-www.fl ickr.com
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Kohlrabi, Salat, Mangold, Rote 
Bete, Kartoffeln, Lauch, Kür-
bisse und Spinat sind nur einige 

der Gemüsesorten, die Stadtmenschen, 
Familien und Naturbegeisterte ab dieser 
Saison in Berlin und Potsdam ernten 
können. 

Ganz ohne eigenen Garten 
- wie geht das?

Der Gemüsegarten zum Mieten ist 
ein neues Konzept von zwei jungen 
Unternehmerinnen, die gemeinsam 
mit landwirtschaftlichen Betrieben 
zusammenarbeiten und diese Gärten 
Stadtmenschen anbieten. Nach diversen 
Lebensmittelskandalen möchten immer 
mehr Menschen wissen, woher ihr 
Gemüse kommt und sichergehen, dass 
es ganz natürlich gewachsen ist - ohne 
Chemie. Darüber hinaus freuen sich die 
Gärtner, dass ihr Gemüse nicht lange 
transportiert oder gelagert werden muss. 
Frisch vom Feld direkt auf den Tisch! 
So können die Gärtner einen positiven 
Beitrag für die Umwelt leisten und sich 
selbst etwas Guten tun. 

„Wichtig sind uns vor allem die 
Aspekte Regionalität und Saisonalität, 
und genau das können wir nun mit den 
Gemüsegärten anbieten“ sagen die 
beiden jungen Frauen Ganders und 
Kirchbaumer. „Wir bieten unseren Gärt-
nern die Möglichkeit zu lernen, welche 
Gemüsesorten zu welcher Jahreszeit 
wachsen“, fügt Ganders hinzu.  

Was unterscheidet den Gemüsegar-
ten vom Schrebergarten? Die Gemüse-
gärtner von meine ernte müssen keine 
Ablöse für ein Häuschen oder Ähnliches 
bezahlen und keine Aufl agen in Bezug  
auf Vereinsarbeit erfüllen. Kirchbaumer 
ergänzt: „Wir möchten unseren Gärtnern 
ein besonderes Naturerlebnis und Ent-
spannung vom Alltag bieten. Daher soll 
der Gemüseacker möglichst natürlich 
bleiben. Es gibt keine Trennung durch 
Zäune oder Ähnliches“. Bei meine ernte 
legen sich die Hobbygärtner nur für eine 
Gemüsegartensaison fest. Ein weiterer, 
wesentlicher Unterschied zum Schre-
bergarten ist die Rundumversorgung: 

„Im Frühjahr wird alles bereits 

vorbereitet und der Acker mit über 20 
verschiedenen Gemüsesorten bepfl anzt 
oder besät. Sobald die Hobbygärtner 
das erste Gemüse, wie Radieschen oder 
Salate ernten, können sie natürlich nach 
Lust und Laune nachsähen und nach-
pfl anzen“, erklärt Ganders. 

Neben der Erstbepflanzung ge-
hören auch Gartengeräte, Wasser und 
umfangreiche Beratung zum Angebot, 
damit auch Gartenneulinge erfolgreich 
mit Gärtnern können. 

Das Konzept der gemieteten Ge-
müsegärten für Großstädter überzeugt 
inzwischen die unterschiedlichsten 
Menschen: Viele junge Paare genießen 
die gemeinsame Zeit im Garten. Aber 

auch Familien sind dabei, da Kinder 
im Gemüsegarten viel Spannendes 
entdecken und er ihnen eine lehrreiche 
Freizeitbeschäftigung bietet. Darüber 
hinaus haben Eltern die Gewissheit, 
dass keine Chemie im geernteten 
Gemüse steckt. Ältere verbringen ihre 
Zeit gerne im Garten und freuen sich, 
wenn sie den Gartenneulingen Tipps 
geben können.

Standorte in Berlin 
und Potsdam

In Berlin gibt es im Nord-Osten 
einen Standort in Berlin-Wartenberg. 
Die Fläche befi ndet sich hier am Weg 
„Grüne Trift“. Einen weiteren Standort 
gibt es in Rudow. Hier arbeitet meine 
ernte mit dem Hof Gericke zusammen, 
der sich im Klein-Ziethener-Weg 17 
befi ndet. Auch in Potsdam können Na-
turbegeisterte sich einen Garten mieten. 
Die Fläche befi ndet sich an der Berliner 
Chaussee in der Nähe der Hausnummer 
64 in Werder. 

Haben Sie auch Lust bekom-
men? Interessenten können sich unter 
www.meine-ernte.de umfassend infor-
mieren und direkt einen Gemüsegarten 
mieten.  Natalie Kirchbaumer

Kontakt: 
meine ernte GbR 

Tel. 0228/ 28617119
info@meine-ernte.de 
www.meine-ernte.de 

Gemüsegärten zum Mieten
Stadtmenschen in Berlin und Potsdam können ihr Gemüse selbst ernten

Viele Fragen tun sich auf: Wie gehen 
wir Menschen mit den Ressourcen 

um, die unser Leben möglich machen? 
Was passiert überhaupt mit dem Verpa-
ckungsmüll, der so zahlreich einfach 
in der Natur entsorgt wird; wie viele 
Jahre brauchen Plastik, Glasscherben 
oder Dosen um zu verrotten und was 
bedeutet Recycling? Wohin geht unser 
Abfall, was ist durch Recycling mög-
lich und was kann mein Beitrag zum 
Umweltschutz sein? 

Denn noch landet auch in Berlin 
zuviel Verwertbares in der Hausmüll-
Tonne, in den Gelben Tonnen stören 
Fehlwürfe die Verwertung. Umwelt-
gruppen und Bürgerinitiativen, Vereine, 
Verbände aber auch Privatpersonen 
und Unternehmen können sich daher 
mit ihren Ideen an die Stiftung Natur-
schutz Berlin wenden. Seit Mai 2010 
stehen dort im „Förderfonds Trennt-
stadt Berlin“ bis Ende 2012 insgesamt 
2,7 Millionen Euro zur Verfügung. 

In der Umweltszene bestens ver-
netzt, berät die Stiftung Naturschutz 
die Antragsteller inhaltlich und organi-
satorisch. Über die Vergabe entscheiden 

Stiftung und Berliner Stadtreinigung 
dann gemeinsam, denn die Mittel 
stammen aus den Lizenz-Einnahmen 
der Dualen Systeme. Ziel ist es, das 

Thema Abfalltrennung so interessant zu 
machen, dass auch Trennmuffel erreicht 
werden. Abfallvermeidung und kon-
sequente Abfalltrennung spielen eine 
wichtige Rolle beim Ressourcen- und 
Klimaschutz. Dies ist auch der Grund, 
warum die Stiftung Naturschutz Berlin 
sich dieser Frage widmet und ihre Er-
fahrungen aus 30 Jahren Fördertätigkeit 
einbringt. 

Wissen um wertvolle Ressourcen 
vermitteln die Projekte der Initiative 
2000plus-Berlin am Beispiel Papier 
und den großen Potenzialen, die hier 
im richtigen Trennen des Abfalls lie-
gen: Nach einer großen Ausstellung 
im MachMIT!-Museum steht nun eine 
mobile Ausstellung zum Thema für 
alle Schulen zum Ausleihen bereit. 
Förderprojekte können sich auch gezielt 
an Gruppen richten, die von klassischer 
Abfallberatung nicht erreicht wurden: 

Vom BUND speziell geschulte 
mehrsprachige Berater informieren 
ab April darüber: Welche Abfallarten 
gibt es? Welche Materialien lassen sich 
recyceln und was kosten die verschie-
denen Entsorgungswege? Aber auch 

kleine Umweltgruppen oder engagier-
te Bürger können Unterstützung für 
einmalige Aktionen erhalten: In einer 
öffentlichkeitswirksamen Aktion wurde 
so der Lichtenberger Fennpfuhl von 10 
Kubikmetern Müll gereinigt.

Jugendliche aus Kreuzberg und 
dem Wedding präsentieren ab April 
auf der Bühne des JugendKulturZen-
trums PUMPE ihr Musical „Die vom 
Hinterhof“. Gewaltig rumort es in 
den verschiedenfarbigen Mülltonnen: 
Vermeiden, Sortieren und Verwerten 
von Abfall war bisher nicht die Stärke 
der Hausbewohner.... Doch die Dar-
steller sind sich sicher „Wir bringen 
das cool rüber!“ Auch sie wurden wie 
zahlreiche andere Projekte vom För-
derfonds Trenntstadt Berlin unterstützt. 
Pilotprojekte können also durch eine 
Anschubfinanzierung Innovationen 
erproben. Kreative Ideen aller Art sind 
daher weiterhin gefragt.

Susanne Hakenjos

www.stiftung-naturschutz.de/wir-foer-
dern/foerderfonds-trenntstadt

www.trenntstadt-berlin.de 

Umwelt- und Klimaschutz durch Abfallvermeidung 
„Förderfonds Trenntstadt Berlin“ - 2,7 Millionen Euro für innovative Projekte zum Thema Abfall

Comic: Al Websites

Ist das der klassische Mülltrenner?

Gemüse, das man selbst anbaut, schmeckt besser

Foto: www.meine-ernte.de
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Wie kam es bei der heutigen Zu-
kunftslosigkeit der Atomenergie zu 
der Idee, einen Film über Atomkraft-
werke zu machen?

Da kamen mehrere Sachen zusammen. 
2007 war mit dem Beschluss im Bundes-
tag, die Laufzeiten für Atomkraftwerke 
(AKW) nicht zu verlängern, allgemein 
akzeptiert, dass Atomenergie keine 
Zukunft hat. Dann war 2008 der 50. 
Jahrestag der deutschen Atomenergie. 
Das gab Anlass für eine Art Bilanz: Was 
ist aus der einstigen Utopie geworden? 
Was sind ihre Hinterlassenschaften?
Eigentlicher Ausgangspunkt aber war 
ein architektonisches Erlebnis, das ich 
bei einem Besuch der Internationalen 
Atombehörde in Wien hatte. Es ist ein 
riesiger 70iger-Jahre-Bau in konzent-
rischer Form mit über 2.000 Mitarbei-
tern. Das Personal beeindruckte mich 

ebenfalls. Die Leute in ihren schicken 
schwarzen Anzügen sahen aus wie vom 
Geheimdienst. 

Diese Faszination von Architektur ist 
ihrem Film anzusehen. 

Mir ging es um die Wahrnehmung der 
Orte. So zeigte ich bei der Selbstdarstel-
lung der Mitarbeiter statt der klassischen 
redenden Köpfe das Verhältnis der 
Menschen zum Raum, zeigte ihre Argu-
mentationen innerhalb des Systems.
Ich verzichte auf alles Mögliche, das ein 
Dokumentarfi lm üblicherweise hat. Bei 
mir gibt es keine direkten Protagonisten 
und auch keine Polemik. Es geht mir um 
ein Panorama, eine Bestandsaufnahme, 
nicht um eine einzelne Figur. 
Ich werfe einen Blick auf laufende und 
ein paar stillgelegte AKW. Mich inte-
ressiert, wo Forschung stattfi ndet, wo 
der Müll hinkommt, wo Leute geschult 
werden. Wo fi ndet die Urananreicherung 
statt, wo sind die Lagerstätten? Das ist 
ein großes Netz. Mich interessiert auch: 
was verlangt das den Menschen ab? 

Woher kommt dieses Interesse?

Das hat bei mir auch biographische 
Ursachen. Ich bin in unmittelbarer 
Nähe eines Atomkraftwerkes groß ge-

worden. Tschernobyl war Teil meiner 
Sozialisation. 
Mich interessiert an Atomkraft die 
Technologie. Das bestimmt meinen 
Blick. Damit verbunden ist auch ein 
gewisses Verständnis für diese Industrie 
jenseits von emotional-  ideologischen 
Auseinandersetzungen zwischen Ato-
mindustrie und Atomkraftgegnern. Ich 
wollte mir mein eigenes Bild machen, 
wollte da selbst reingehen. 

Welche Schwierigkeiten gab es?

Die größte Aufgabe war es, das Ver-
trauen der Unternehmen zu gewinnen. 
Sie sind da gebrannte Kinder und miss-
trauen den Medien. Das war eine echte 
Hürde, denn in ein AKW kommt man 
nicht so einfach rein. Hinzu kommt die 
ständige Kontrolle gegenüber dem, was 
man dreht. Greenpeace hat jedenfalls 
keine Erlaubnis zu drehen. 

Sie hatten aber offenbar das Vertrau-
en der Atomindustrie?

Es gab eine Menge Aufl agen. Jede 
Frage, jede Aufnahme musste ab-
gesprochen werden, immer war ein 
Pressemensch dabei. Das ist natürlich 
ein fundamentaler Widerspruch zu mir 
als Filmemacher und Dokumentarfi l-

mer. Aber als sie merkten, ich lasse 
sie vor der Kamera ihren Standpunkt 
vortragen, war eine Basis da. Von da 
an betrachteten sie es vielleicht als 
ihre Öffentlichkeitsarbeit. Wir konnten 
überall drehen, wo wir wollten, auch in 
Hochsicherheitsbereichen.

Es ist ein gewisses Verständnis für 
die Perspektive der Arbeitnehmer 
zu merken.

Das sind ja alles Ingenieure, Fachleute. 
Für sie habe ich Sympathie, auch wenn 
sie etwas betreiben, was mir nicht 
passt. Ich wollte nicht, dass die Figuren 
als Gegner der Zuschauer betrachtet 
werden.

Hatten Sie während des Drehs Angst 
um ihre Gesundheit?

Durch die vielen Sicherheitsschleu-
sen ist einem die Gefahr der Konta-
minierung immer bewusst. Richtig 
konkret wurde es, als das Messgerät 
an meinem Körper sechs Mikrosievert 
anzeigte. Gekommen war ich mit null 
Mikrosievert. Das Gespräch führte 
 Angelika Nguyen

Das Gespräch wurde aus redaktionellen 
Gründen gekürzt.

„Ich wollte mir mein eigenes Bild machen“
Interview mit Volker Sattel über seinen Film “Unter Kontrolle”

Atomei - Forschungsreaktor Garching

Fotos: www.mydrive.ch

Aufzüge zum Reaktorbereich

Tschernobyl hat uns das 
Genick gebrochen”, sagt 
der Wachmann des still 

gelegten Brüters Kalkar mit 
tragischem Gesicht. Fast möchte 
man mit ihm weinen. Die atomare 
Verheißung der 1950iger Jahre, 
die saubere Utopie der Zukunft 
- jetzt ist sie futsch. 

Der Film erzählt eine kleine 
Historie der deutschen Kernen-
ergie auf besondere Art, nämlich 
ohne jede Polemik. Regisseur 
Volker Sattel, zugleich auch Ka-
meramann, erkundet Atomkraft 
räumlich, architektonisch, tech-
nisch und lässt diese Eindrücke 
auf uns wirken. Angesichts des 
ganz realen Super-GAUs im 
japanischen  Atomkraftwerk Fu-
kushima nach dem Tsunami und 
der eilig verfügten Aussetzung 
des Ausstiegs aus dem Aus-
stieg durch die Schwarz-Gelbe 
Regierung wirkt dieser Film 
hochaktuell. Nüchtern allerdings 
nimmt er aus dem Thema jede 
Leidenschaft heraus und macht 
Bestandsaufnahme. Was war, 
was ist und was wird sein? 

Sachlichkeit bedeutet für 
Volker Sattel jedoch nicht, dass 

er zu Atomkraft keine Haltung hätte. 
Die teilt der Regisseur durchaus mit, 
beispielsweise über das intensive Ge-
fühl der Beklemmung, das die Kamera 
in 600 Meter Tiefe im unterirdischen 
Endlager Morsleben einfängt.

Der Film nähert sich dem Thema 
von innen. Er dringt in die Gebäude der 
Atomkraftwerke, zeigt in Echtzeit Be-
triebsabläufe, das Herunterlassen der 
Brennstäbe, die Duschen und Dekon-
taminierungsschleusen, eine Haken-
leiste für gebrauchte Mäntel, Betriebs-
versammlungen und die Atomkuppel, 
besucht die gespenstische Investitions
ruine und den seltsamen Rummelplatz 
von Kalkar. 

Still und aufmerksam fährt die 
Kamera die riesigen Ausmaße der 
Atomkraftwerke ab. Durch diese 
filmische Unvoreingenommenheit 
bekommen wir eine Ahnung davon, 
wie  alles begann: gigantisch, selbst-
bewusst, optimistisch.

Aber wer kann heute noch im 
Ernst behaupten, Atomkraft sei sicher, 
sauber, zukunftsträchtig? Höchstens 
die Atomindustrie selbst. Und indem 
sie im Film für sich wirbt, setzt 
sie sich ganz allein dem Spott und 
besseren Wissen des Publikums aus. 
Diese Selbstdarstellung nutzte Sattel 

konzeptionell und kam dabei ohne jeden 
verbalen Kommentar aus. Das ist subtil 
und erzeugt mehr als einen Lacher.

So erschließt sich am Schluss auch 
der Filmtitel in dreifacher Bedeutung: 
Unter Kontrolle fanden die Dreharbei-
ten statt, unter Kontrolle wähnen noch 
immer Beschäftigte und Fürsprecher 
der Atomindustrie die Radioaktivität 
und “unter Kontrolle” schließlich als 
ironischer Kommentar, denn gerade 
die erwiesene Unkontrollierbarkeit 
der Atomenergie macht sie zur größten 
Zeitbombe der Geschichte. 

Auf der Berlinale 2011, wo der 
Film lief, sagte der Autor und Aktivist 
Henning Mankell: “Atomare Überreste 
werden das Letzte sein, was von der 
Menschheit bleibt. Ich fi nde, das erzählt 
viel über uns.”

Die geometrische Form der Atom-
kuppel, Symbol für Atomkraftwerke, 
stellt eine unvermeidliche Verbindung 
zur Aussage eines Mitarbeiters im Film 
her, eine Art AKW-Credo: “Was hier 
drinnen ist, bleibt auch drinnen.” 

Eine Hoffnung, die sich nicht erfüllt 
hat. Weniger denn je.

Angelika Nguyen

Voraussichtlicher Kinostart von 
„Unter Kontrolle“ ist der 1.9.2011

Filmischer Abgesang auf Atomkraft 
“Unter Kontrolle”, Dokumentarfi lm von Volker Sattel (2011)
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Wildpfl anzen
Gesundheit kostenlos

Wir genießen ihre Schein-
früchte seit Urzeiten wie ar-
chäologische Funde zeigen. 

Auch Tiere können ihren Düften und 
roten Reizen nicht widerstehen: Igel 
verzehren die Früchte laut schmatzend. 
Leiser laben sich daran Fuchs, Dachs, 
Eichhörnchen, Maus und Siebenschlä-
fer, auch viele Vogelarten, Käfer und 
Schnecken lieben sie, ja selbst die 
Ameisen. Für unsere Ahnen war sie 
vor allem Symbolpfl anze - in Mythen, 
Sagen, Märchen und Gemälden ver-
ewigt -, lange bevor die Volksmedizin 
ihre positiven Wirkungen für die Ge-
sundheit erkannte. Es ist die

Walderdbeere, 
          (Fragaria vesca) 

ein Rosengewächs, bekannt auch 
als Ardbeere, Besing- beziehungsweise 
Darmkraut, Erbel, Floh-, Hafels-, Rot- 
oder Waldbeere. Sie ist nicht verwandt 
mit der Gartenerdbeere.

Botanische Merkmale: Aus einem 
Wurzelstock wächst die ausdauernde, 
5 bis 25 cm hohe rosettenförmige 
Pfl anze. Die Stängel sind kurz, behaart 
und tragen jeweils nur wenige weiße 
Blüten. Die Blätter sind wechselständig, 
gestielt, am Rand grob gezähnt und 
in 3 Blättchen geteilt, die sich etwas 
überlappen im Gegensatz zum Erdbeer-
fi ngerkraut. Die Blüten - Blütezeit April 
bis Juni, an sehr sonnigen Standorten 
auch bis August - haben fünf 
weiße Blütenblätter, die 
sich berühren, 
w ä h r e n d 
die Blüten-
blätter des 
Erdbeer-
fi ngerkrau-
tes frei stehen. 
Aus dem Blüten-
boden entwickelt s ich  e ine 
rote Scheinfrucht, auf der kleine harte 
Nüsschen verteilt lagern, die eigentli-
chen Früchte. Die Pfl anze verbreitet sich 
durch die unverdaulichen Kernchen und 
durch Stängelausläufer.  

Vorkommen: in lichten, sonnigen, 
etwas feuchten Laub- und Nadelwäl-
dern, zwischen Gebüschen, auf Lichtun-
gen und Schneisen, auch auf Schutt- und 
Kiesplätzen sowie an Wegrändern und 
Böschungen. 

Ernte und Erntezeit: den Wurzel-
stock im zeitigen Frühjahr oder im Spät-
herbst, die Blätter bis Juli, die Blüten ab 
April, die roten Beeren ab Juni. 

Hauptinhaltsstoffe: Gerbstoffe 
in Blättern und Wurzeln, Vitamin C, 
Flavonoide, ätherische Öle. In den 
kalorienarmen Beerenfrüchten sind 
neben dem hohen Vitamin C Gehalt 
auch die Vitamine E, K und B sowie 
viele Mineralstoffe und Kohlenhydrate 
vorhanden. 

Geschmack: Die Blätter, Blüten und 
die Wurzel leicht säuerlich, an grünen 

Tee erinnernd, ältere Blätter bitter, die 
Beeren sehr aromatisch süß und lieblich, 
aromatischer als die Gartenerdbeere.

Verwendung in der Küche: Die 
Blätter, vor allem die jungen, gerbstoff-
armen bereichern Salate, Smoothies, 
Gemüsegerichte und -füllungen, Pestos, 
Kräuterbutter und -quark. Alle Blätter 
können - frisch, getrocknet oder fer-
mentiert - für Tee und Teemischungen 
verwendet werden. Mischungen mit 
Himbeer-, Waldmeister- und Brombeer-
blättern, Orangenschalen und Minze 
sind besonders wohlschmeckend. Die 
Blüten zieren und aromatisieren Obst- 
und Gemüsesalate, sie können auch 
kandiert werden. Die Walderdbeeren 
schmecken am besten frisch und roh, 
ohne weitere Zutaten. Sie heben auch 
den Geschmack von Obstsalat, süßem 
Quark, Eis, Dessert, Gelee, Marmela-
de und Konfi türe. Die Kernchen, die 
eigentlichen Früchte, werden beim 
Erhitzen schnell bitter, weshalb man 
die Walderdbeere nicht ausschließlich 
nehmen sollte. Die Wurzel wird frisch 
oder getrocknet als Tee verwendet.

Gesundheitlicher Wert: Alle Be-
standteile der Walderdbeeren wirken 
zusam- menziehend, beruhi-

gend, blutreinigend, 
harntreibend und stär-

kend. Sie lassen 
sich äußerlich und 
innerlich anwen-
den bei Erkäl-
tungen, Gicht- 
und Rheuma-
schmerzen, bei 
Herzbeschwer-
den, bei Stoff-
wechselerkran-

kungen wie Nieren-
, Galle- und Le-
berbeschwerden 
oder bei leichtem 

Diabetes, bei unreiner Haut, 
Couperose und Nervosität. Blätter und 
Wurzel helfen gegen Durchfall, die Bee-
ren dagegen bei chronischer Verstop-
fung. Auch Zahnbeschwerden sollen 
positiv beeinfl usst werden. Zahnstein 
soll gewissermaßen dahin schmelzen, 
wenn beim Putzen statt Pfl egemittel 
ein bis zwei Beeren auf die Zahnbürste 
gedrückt werden. Vom Tee trinkt man 3 
mal 1 Tasse pro Tag. Die Scheinfrüchte 
können bei empfi ndlichen Menschen al-
lergische Reaktionen auslösen. Noch ein 
kleiner Tipp nach großen Festgelagen 
mit viel Alkohol: 100 Gramm pürierte 
Walderdbeeren mit 1 Liter Wasser 
gemischt, frisch getrunken sollen den 
Kater vertreiben. Probieren Sie es!  
 Elisabeth Westphal

Die Autorin ist Ernährungsberaterin 
und Marktleiterin auf dem Ökomarkt 

der GRÜNEN LIGA 
(Donnerstag 12 -19 Uhr 

Kollwitzplatz, Berlin-Prenzlauer 
Berg), Tel. 030/ 44339148

Das Getränk überhaupt beim Inder 
ist der Lassi. Einen Lassi zu Hause 

zuzubereiten ist nicht schwierig, geht 
schnell und stillt den aufkommenden 
Hunger, solange die Hauptspeise noch 
vor sich hin köchelt. Das Wesentliche 
aber ist: Es ist super lecker.

Viel Spass beim Ausprobieren. Was 
benötigt ein guter Mango Lassi? 

Zutaten
400 g frische Mangos (alternativ 
auch aus der Dose)
360 ml Wasser (Mineralwasser)
300 g Joghurt (3,5 Prozent Fett 
oder fettarm)
2 Kardamomkapseln 
2 Nelken 
Prise Zimt
etwas Ingwer 

Gebackenes Gemüse
Gemüse mal ganz anders 

Wer schon mal beim Inder essen 
war, erinnert sich sicherlich 

an die vielen köstlichen Vorspeisen. 
Heute möchte ich Gebackenes Gemüse 
vorstellen. Es ist lecker und schnell 
zubereitet. Wer seinen Kindern gesun-
de Ernährung näher bringen möchte, 
sammelt hiermit bestimmt ein paar 
Pluspunkte.

Zutaten für 2-3 Personen
325 g Kichererbsenmehl
1 TL Salz
1/2 TL Chilipulver
1 TL Kreuzkümmel
380 ml Wasser
1/2 TL Backpulver
350 g festkochende Kartoffeln
150 g Blumenkohl
150 g Zwiebeln
2 Bananen
Öl zum Frittieren

Das Mehl in eine Schüssel geben. 
Alle Gewürze und das Backpulver 
untermischen. Langsam kaltes Wasser 
dazu gießen und glattrühren.

Kartoffeln schälen, in dünne Schei-
ben schneiden, waschen und in einem 
Handtuch trocken tupfen. Blumenkohl 
in kleine Röschen schneiden. Zwiebeln 
in feine Ringe schneiden und auseinan-
derdrücken. Bananen in 1,5 cm dicke 
Stücke schneiden. Reichlich Öl in 
eine Pfanne geben und auf 180 Grad 
erhitzen. Nacheinander Gemüse und 
Bananen im Teig wenden und im heißen 
Öl goldbraun ausbacken (jeweils etwa 
5 bis 7 Minuten). Herausnehmen, auf 
Küchenpapier abtropfen lassen und im 
Backofen bei 100 Grad warm halten. 
Mit Chutney und Raita (Würzsoße) 
servieren.

Zuerst das Fruchtfl eisch der Mangos 
lösen und zusammen mit dem Joghurt 
und dem Mineralwasser mixen bis sich 
eine fl üssige Masse ergibt.

Nun den Kardamom und die Nelken 
im Mörser zerreiben, sowie den Ingwer 
raspeln und zusammen mit dem Zimt der 
Mango-Joghurt-Masse beimengen.

Ist alles noch einmal gut püriert, 
kann der Lassi in Gläser gefüllt werden 
und mit einer Minze geschmückt wird’s 
serviert.

Das Getränk passt besonders gut zu 
indischen Gerichten oder am Nachmit-
tag als Erfrischungsgetränk!

 Guten Appetit!    Inez Wolfgramm

Mangolassi
Das Getränk der Inder
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KLEINE UMWELTHELDEN

1.
Kohlenstoff gehört ins Museum. Die Technologie für eine CO2-freie Zukunft gibt es längst. Bis 2050 ist der CO2-Ausstoß auf Null zu senken.

2.
Armut ins Museum durch Klimage-

rechtigkeit. Um die weitere Erderwärmung auf 

die versprochenen zwei Grad zu beschränken, dürfen 

bis 2050 nur noch 600 Milliarden Tonnen CO2 ausgestoßen 

werden. 600 Milliarden geteilt durch 40 Jahre macht 15 Milliarden 

Tonnen Kohlenstoffdioxid pro Jahr. Diese müssen gerecht unter der 

WWeltbevölkerung aufgeteilt werden: Jeder bekommt das Gleiche, näm-

lich 1,5 Tonnen CO2 pro Mensch und Jahr. Wer mehr will, muss zahlen. 

Dieses Prinzip der Klimagerechtigkeit sorgt dafür, dass auch 

die Armut ins Museum kommt.

Es ist sehr 
wichtig, 

dass ihr Kinder euch 
heute schon mit einigen 

Problemen der Zukunft beschäf-
tigt, weil ihr letztendlich wahrschein-

lich auch diejenigen seid, die sie lösen müs-
sen. 2011 ist das offizielle Jahr der Wälder. Mehrere tausend 

Kinder setzten sich daher mit dem verwandten Thema Umwelt- 
und Klimaschutz auseinander. Wie die Politiker führten sie ihre 
Ergebnisse zu einer Deklaration zusammen. Sie nannten sie in 
ihrer jeweiligen Landessprache „Deklaration der Kinder“.
Das Projekt begann im Jahre 2008 in Norwegen. Nachdem 
sich dort in der Stadt Stavanger viele Kinder trafen, ver-

abredeten sie sich ein Jahr später im südkoreanischen 
Daejeon, danach 2010 in Österreich in Bad Blumau 

und zuletzt am Rande des Klimagipfels im 
japanischen Nagoya.

Kinder aus 105 
Ländern wirkten an 
den Inhalten der Dekla-
ration mit. Sie bildet also die 
Meinung ganz vieler Kinder aus 

ganz verschiedenen Kulturkreisen, 
mit unterschiedlicher Religion und Haut-

farbe ab. Es ist doch schön, dass sich diese 
vielen völlig unterschiedlichen kleinen Menschen 

einigen konnten.
Sie sind für die erwachsenen Politiker ein gutes Beispiel, denn 
die können sich nicht wirklich einigen, wie man die Folgen des 
Klimawandels gemeinsam abschwächt. Die Kinder können also 
stolz auf sich sein. Umso mehr, weil ihre Deklaration auch 

noch von einem der wichtigsten Waldschutz-Gremien der 
Welt berücksichtigt wurde. Die Deklaration der Kinder 

lag in New York auf dem Verhandlungstisch der 
9. Versammlung der UNFF (Waldforum der 

Vereinten Nationen) am 2. Februar.

Deklaration der 
Kinder 

Auch Kinder wollen und können 
mitreden in der Klimapolitik
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Das Buch soll eine 
„systematische Be-
s tandsaufnahme“ 

und eine „Navigationshilfe 
für Durchbruchsstrategien“ 
sein. Gleich zu Beginn dieser 
„Bestandsaufnahme“ listet 
Hermann Scheer fünf Fragen 
auf, die er diesem Buch klären 
möchte: Welche Energie-
quelle könne die „Brücke“ 
sein, welche Speichertech-
nologien seien vorhanden 
und durchzusetzen, ob eine 
Energieversorgung zentral 
oder dezentral, lokal, national 
oder international sein solle 
und welche Akteure diesen 
Weg begleiten sollen. 

Er betont auch noch ein-
mal, dass keine Zeit mehr zu 
verlieren sei. Die „Zeitfrage“ 
sei von besonderer Relevanz. 
Vielleicht widmet er das Buch 
auch deshalb seiner siebenjäh-
rigen Enkelin Lilly Scheer. 
Bestimmt wollte Scheer, dass 
sie mit Strom und Wärme aus 
erneuerbaren Energien auf-
wächst und in einem intakten 
Ökosystem Planet Erde lebt.

Er schreibt, Befürworter und Geg-
ner der erneuerbaren Energien ließen 
sich auf ein Miteinander ein. Man hat 
den Eindruck, dass es Hermann Scheer 
lieber gesehen hätte, wenn sich die 
Energiekonzerne und die Befürworter 
der regenerativen Energien stärker 
reiben würden. Er spricht von der „Al-
lianz der Aufschieber“. Aufgeschoben 
wird in diesem Sinne der tatsächliche 
Wechsel hin zur erneuerbaren Ener-
gieversorgung. Die Energiekonzerne 
E.ON, Vattenfall, EnBW und RWE 
haben logischerweise kein Interesse an 
der aufstrebenden neuen Macht erneu-
erbare Energien. Sie wollen ihre alten 
Kraftwerksparks bis zum Sanktnimmer-
leinstag mit gigantischen Gewinnen für 
sich laufen lassen. 

Keine Ergänzung, sondern 
eine Alternative

Daher fordert Hermann Scheer, dass 
die konventionelle Energiewirtschaft 
und die Konzerne keine Zukunft haben 
dürfen. Das bedeute ganz konkret, dass 
es keine weiteren Aufträge und keine 
längere Zusammenarbeit mehr geben 
darf. Dementsprechend fällt auch sein 
Urteil zur AKW-Laufzeitverlängerung 
sehr kritisch aus. Die erneuerbaren 
Energien dürfen keine Ergänzung, 
sondern müssen laut seinem Buch der 
„energethische Imperativ“  eine Alter-
native sein.

Eine von der Bundesregierung 
vorläufig angestrebte„Koexistenz“ 
funktioniere nicht. Selbstverständlich 
sei dazu eine „politisch-kulturelle 
Kraftanstrengung“ nötig, jedoch sei 

der Wechsel bis 2035 möglich, wenn 
man alle Kräfte mobilisiere. Dieser 
Wechsel müsse „volkswirtschaftlich, 
gesamtpolitisch“ und nach ethischen 
Grundsätzen, daher ja auch der Buch-
titel, aufgebaut sein. 

Hermann Scheer verweist mit 
dem Titel seines Buches auf den Che-
mie-Nobelpreisträger 1909 Wilhelm 
Ostwald. 1912 schrieb dieser das Buch 
„Der energetische Imperativ“. Schon 
damals sagte Ostwald voraus, dass die 
fossilen Energieträger endlich seien und 
allein die Nutzung solarer Energie eine 
Zukunft habe. Das sei naturgesetzlich. 

Mit dem zusätzlich eingefügten „h“ 
möchte Scheer das ungeheure gesell-
schaftliche Potenzial der erneuerbaren 
Energien hervorheben. Sie seien ein 
gesellschaftliches Phänomen und eben 
mehr als nur die Gewinnung von Strom 
und Wärme. Es gehe um die „Befreiung 
von existenziellen Abhängigkeiten“. 
„Dezentraler Konsum und dezentrale 
Gewinnung von Energie“ seien die 
Zukunft. 

Wie ein Philosoph einen anderen 
korrigiert, so tut dieses Hermann Scheer 
mit der konventionellen Energiewirt-
schaft. Es geht einem fast schlecht, 
wenn man das Buch liest, da es schon 
so lange so viele Möglichkeiten gibt, 
die nur warten, umgesetzt zu werden. 
Es wird einem wieder einmal klar, dass 
die Welt mehrere Hermann Scheers 
gebraucht hätte. 

Auch sein Stil gefällt dem geneigten 
Leser. Es gibt viele schöne Vergleiche, 
nur selten Zynismus und eine einfache, 
klare Sprache. Zudem erfährt man viele 
Hintergründe, die man nicht primär 
mit dem Thema verbindet. Historische 
Zusammenhänge und die Vorstellung 

von Speichertechnologien sind hier 
exemplarisch. Scheer stellt seinen gro-
ßen globalen Überblick eindrucksvoll 
unter Beweis. 

Desertec und Offshore-
Windparks keine Alternative

Die Großprojekte Seatec (Offshore-
Windenergie) und Desertec (Solarener-
gie) bekommen ein eigenes kritisches 
Kapitel. Die sogenannten Supergrids 
(neue, leistungsstarke Stromnetze) 
seien sehr teuer und man begebe sich 
in erneute Abhängigkeit. Diese Projekte 
erfüllen meist nicht die von Hermann 
Scheer beschriebenen immanenten 
Merkmale der erneuerbaren Energien, 
was beispielsweise Dezentralität und 
Bürgerbeteiligung angeht.

Des Weiteren kritisiert Scheer die 
globalen Konsensentscheidungen. Er 
ist der Meinung, dass unilaterale Be-
mühungen Wellenbewegung auslösen 
und dieses zu fördern sei. Im Bereich 
der regenerativen Energien sei jede 
installierte Anlage ein Fortschritt. Es 
sei für den lokalen Erfolg nicht vor-
dergründig relevant, dass alle Nationen 
dieser Welt gleichsam auf erneuerbare 
umrüsten, auch wenn das natürlich 
wünschenswert sei.

Hermann Scheer nennt die Null-
zinskredite als ein wichtiges Instrument 

Der energethische Imperativ
Das letzte große Werk von Hermann Scheer

auf dem Weg zu einer regenerativen 
Energieversorgung. 

Sein Fazit ist klar: Das Hauptargu-
ment gegen regenerative Energien vom 
Stromnetzumbau wird hinfällig, da er 
vor allem auf eine dezentrale Versor-
gung setzt, die intelligente lokale Lö-
sungen bevorzugt, die keine Supergrids 
erfordern. Er weist auf die schon hohe 
Akzeptanz und das große Vertrauen 
der Menschen in erneuerbare Energien 
hin, da nicht nur neue Technologien, 
sondern engagierte Menschen für eine 
Energierevolution nötig seien. 

Und im letzten Kapitel seines 
Buches resümiert Hermann Scheer: 
„Es gibt keine Ausreden mehr. Alle 
Schwierigkeiten auf diesem Weg sind 
leichter zu beseitigen als die Folgen 
des Weitermachens.“ (S. 257). Er hat 
recht! 

 Felix Eick

Hermann Scheer
Der energethische Imperativ 
100% jetzt 
Wie der vollständige Wechsel zu 
erneuerbaren Energien zu 
realisieren ist
Verlag Antje Kunstmann
München 2010
271 Seiten, 19,90 Euro
ISBN 978-3-88897-683-4
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Neue Energien freisetzen“ 
lautet die deutschspra-
chige Ausgabe des 2009 

vom Weltzukunftsrat herausge-
gebenen Buches „A Renewable 
World: Energy, Ecology, Equa-
lity“. Der Titel bringt es treffend 
zum Ausdruck: Die Welt braucht 
eine nachhaltige Wende von fos-
silen zu erneuerbaren Energien. 
Zwar sind die UN-Klimapolitik 
und der Klimaanpassungsprozess 
seit dem Gipfel von Kopenhagen 
und dem medial aufgebauschten 
Wissenschaftsdaten-Skandal in 
der Öffentlichkeit diskreditiert. 
Doch seit dem Gipfel von Cancún 
im vergangenen Dezember hoffen 
viele auf ein Wiederaufl eben des 
UN-Prozesses und auf globale 
Anpassungsstrategien an heutige 
und zukünftige Klimafolgen. 
Wie im Buch nachzulesen ist, 
hat die jüngste Klimaforschung 
gezeigt, dass die Verminderung 
von Kohlendioxidemissionen 
nicht ausreicht, um eine exis-
tenzielle Krise für den Planeten 
abzuwenden. Es geht darüber hinaus 
um den Abbau der CO2-Konzentration 
in der Atmosphäre und die Erneuerung 
der Ökosysteme.

Die Autoren Herbert Girardet 
und Miguel Mendonça wollen aber 
nicht nur Strategien und Methoden 
einer Klimastabilisierung zeigen, sie 
beleuchten auch die globalen, mitein-

ander verschränkten Probleme der 
Energie-, Finanz- und Armutskrise. 
Die zehn Kapitel bieten Laien wie 
Fortgeschrittenen dazu vielfältige 
Ein- und Ausblicke. Da geht es um 
Energiegerechtigkeit und Energie-
suffi zienz, um Grünes Wirtschaften 
und angepasste Technologien, um 
Dezentralisierung und Erneuerung 
der Städte. Zahlreiche grafische 
Übersichten und Tabellen machen 
den Band zu einem Kompendium, 
das sich auch gezielt zu Einzelfragen 
heranziehen lässt.

Das Werk besticht durch seinen 
ganzheitlichen Ansatz, der im ersten 
Kapitel auch die historischen Bedin-
gungen und Folgen der industriellen 
Revolution und der Ausbeutung fos-
siler Energieträger einbezieht. Die Ar-
gumentation anhand von praktikablen 
und durchsetzbaren Beispielen, die 
sich am Stand der Wissenschaft und 
an internationalen Regelwerken ori-
entieren, ist nachvollziehbar, hat aber 
auch kleinere Schwächen. Zu wenig 
hinterfragen Girardet und Mendonça 
die vorherrschende Wachstums- und 

Konsumlogik. Wie die politischen 
und ökonomischen Machtstrukturen 
aufgebrochen werden können, bleibt 
weitgehend offen. Die Autoren setzen 

neben dem Markt vor allem auf poli-
tische Triebkräfte. Hier benennen sie 
auch die Blockademaßnahmen, etwa 
durch unsinnige Subventionen. 

Das Buch ist äußerst empfehlens-
wert, gerade weil es auch konkrete 
Lösungsvorschläge enthält. Die Fülle 
der angesprochenen Möglichkeiten 
umfasst neben neueren Verfahren wie 
der Biosequestrierung auch notwendige 
Änderungen beim Verkehr oder der 
konventionellen Landwirtschaft. Es 
ist zu wünschen, dass möglichst viele 
Menschen, seien es Verantwortliche 
in Politik und Wirtschaft oder zivilge-
sellschaftliche Akteure, das Buch lesen 
und danach handeln. Denn obwohl die 
Autoren den Leser nicht mit düsteren, 
aber durchaus wahrscheinlichen Sze-
narien verschonen, setzt sich insgesamt 
ein hoffnungsvoller Tenor durch: Eine 
andere Welt ist möglich! 

Florian Quitzsch

Herbert Girardet, 
Miguel Mendonça
Neue Energien freisetzen 
Für eine ökologische und 
gerechte Welt
Rotpunktverlag, Zürich 2010
332 Seiten, 26 Euro
ISBN 978-3-85869-430-0

Neue Energien freisetzen
Für eine ökologische und gerechte Welt

Der neue Trinkspruch heiße 
„Zum Gemeinwohl!“, schreibt 

Christian Felber zu Beginn seines 
Buches augenzwinkernd. Auch 
wenn sich das noch nicht an allen 
Stammtischen herumgesprochen 
hat: Auf das Buch selbst kann man 
anstoßen, denn dem Sprecher von 
Attac Österreich ist etwas Beson-
deres gelungen: eine inspirierende 
Verbindung von Gegenwartskritik 
und visionärem Zukunftsentwurf. 
„Es gibt eine Alternative zu den re-
alsozialistischen Irrwegen und zum 
Kapitalismus, der uns in die Krise 
geführt hat“, heißt es bereits auf dem 
Buchdeckel. Diese Alternative ist die 
Gemeinwohl-Ökonomie. 

Ob man dieses Wirtschaftsmo-
dell einfach so einführen oder von 
unten erkämpfen kann, ohne auf 
erbitterte Gegenwehr des organi-
sierten Kapitalismus zu stoßen, sei 
mal dahingestellt. Das ist auch nicht 
Thema des Buches. Vielmehr will der 
Autor aufzuzeigen, dass eine andere, 
an gemeinnützigen Zielen orientierte 
Wirtschaft prinzipiell möglich ist. 

Felbers Ansatz ist verblüffend ein-
fach und deshalb auch so überzeugend. 
Er präsentiert neue sozialpsychologi-
sche Studien, wonach menschliches 

Glück durch Vertrauensbildung, Ehr-
lichkeit, Wertschätzung, Kooperation 
und Solidarität entsteht. Die kapita-
listische Konkurrenz aber befördert 
das Gegenteil: Egoismus, Gier, Geiz, 
Neid und Rücksichtlosigkeit. Ein gra-

vierender „Systemfehler“, der auf 
Dauer das Glück und die Freiheit aller 
Beteiligten untergräbt.

Felber versucht nun im Verbund 
mit rund 100 Attac-Unternehmer/-in-
nen aus Österreich, der Schweiz und 
Deutschland, das System theoretisch 
und praktisch „umzupolen“. Der erste 
Schritt dazu ist eine „Gemeinwohl-
bilanz“. Unternehmerischer Erfolg 
soll nicht länger in Geld, sondern an 
der Erreichung humaner Grundwerte 
und gemeinnütziger Ziele gemessen 
werden. Der Autor macht dafür viele 
praktische Vorschläge. Unter anderem 
sollen Betriebe mit Gemeinwohlpunk-
ten und (steuer)rechtlichen Privilegien 
belohnt werden, je mehr sie Mitbe-
stimmung fördern, Führungs-Frauen 
haben, regionale oder Bio-Vorpro-
dukte beziehen, Wissen weitergeben 
und so weiter. Das sind jedoch nur 
vorläufi ge Festsetzungen des Autors, 
denn die Gemeinwohlziele sollten 
in „Konventen“ direktdemokratisch 
festgelegt werden. 

Wow, denkt man beim Lesen, 
sofort damit anfangen! Zumal Felber 
funktionierende Gemeinwohlbetriebe 
aus aller Welt beschreibt. Aber ist das 
dann noch eine Marktwirtschaft? „Eine 
kniffl ige Frage“, fi ndet der Autor und 

Zum Gemeinwohl!
Eine ökonomische Alternative zu Krisenkapitalismus und realsozialistischen Irrwegen 

entscheidet sich schließlich für „Ge-
meinwohl-Marktwirtschaft“. 

Ute Scheub

Christian Felber
Die Gemeinwohl-Ökonomie 
Das Wirtschaftsmodell der Zukunft 
Deuticke-Verlag, Wien 2010 
160 Seiten, 15,90 Euro 
ISBN 978-3-552-06137-8 
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Fr 8.4.-So 10.4.

Zeitbombe Atomenergie 
- Atomausstieg jetzt! - 25 
Jahre nach Tschernobyl

Fr 19 Uhr - So 14 Uhr
Internationaler IPPNW-Kongress, 
Programm: Ausstellung, Lesun-
gen, Musikalisches, Workshops, 
Foren und Verleihung des NUC-
LEAR-FREE Future Awards 2011. 
Ort: URANIA Berlin, An der Urania 
17, 10787 Berlin. Kongressbeitrag: 
80 Euro, ermäßigt 40 Euro, Infos: 
www.tschernobylkongress.de

Sa 9.4.
Verführung am Wegesrand 
- Kräuterwanderung mit der 
GRÜNEN LIGA Berlin

14 Uhr
Mit der Pilzsachverständigen und 
Ernährungsberaterin Elisabeth 
Westphal. Ort: Botanischer 
Volkspark Blankenfelde (Berlin-
Pankow), Blankenfelder Chaussee 
5, Kosten: 5 Euro, Kinder/ GRÜNE 
LIGA-Mitglieder 4 Euro, Anmel-
dung: Tel. 030/ 44339148, oeko-
markt.kollwitzplatz@grueneliga.de

Die vom Hinterhof – ein 
Musical über Liebe, Intrigen, 
Müll und Nachhaltigkeit

19 Uhr
Ein witziges, schräges und moder-
nes Umwelt-Musical 
Ort: JugendKulturZentrum 
ALTE PUMPE, Lützowstr.42, 
10785 Berlin-Tiergarten,
Eintritt 5 Euro, ermäßigt 3 Euro 
Kartenvorbestellung: 
Tel. 030/ 20666181
www.theater-spiel-schule.de 
Weitere Termine: 
10.4. um 12 und 18 Uhr

So 10.4.
Der geheimnisvolle Müllitus 
und seine Parkbewohner

10-13 Uhr
Natur anders erfahren - mit Natur 
bewusst umgehen: Wanderungen 
mit Märchen und Erzählungen 
im Treptower Park. Start und 
Ziel: Figurentheater Grashüpfer, 
Puschkinallee 15a, 12435 Berlin-
Treptow, Kosten: 7 Euro; Schüler 
und Studenten 5 Euro. Nur mit 
Anmeldung: Tel. 030/ 53695150 
www.theater-grashuepfer.de
Weitere Termine: vorerst alle 
Sonntage bis zum 10.7. 

Di 12.4.
Podiumsdiskussion - „25 
Jahre Tschernobyl und kein 
bisschen weise“

17- 21 Uhr
Mit: Renate Künast (MdB, Grüne), 
Juri Andruchowytsch (Schriftstel-
ler, Dichter, Essayist), Rebecca 
Harms (MdB, Grüne), Walter 
Mossmann (Kurator der Ausstel-
lung „Die Straße der Enthusias-
ten“), Ort: Heinrich-Böll-Stiftung, 
Schumannstraße 8, 10117 Berlin 
www.boell.de

Mi 13.4.
Weltnaturerbe des Ostens. 
Naturschutzprojekte in 
Osteuropa, Kaukasien und 
Zentralasien

19.30 Uhr
Die Michael-Succow-Stiftung 
präsentiert ihre Projekte. Prof. 
Succow (Träger des Alternati-
ven Nobelpreises) ist berühmt 
für seinen Einsatz zum Schutz 
gefährdeter Ökosysteme. Kosten: 
6 Euro, ermäßigt: 5 Euro, Urania-
Mitglieder: 3,50 Euro. Ort: Urania, 
An der Urania 17, 10787 Berlin

Do 14.4. 
Das Naturschutzgebiet 
„Fauler See“

11 Uhr
Botanische Führung des Um-
weltbüros Pankow mit Dipl.-Ing. 
Tomas Blasig.
Treffpunkt: Haupteingang zum 
Naturschutzgebiet „Fauler See“, 
Suermondtstraße, 13088 Berlin, 
Eingang: Stadion Buschallee, 
Verkehrsverbindung: Tram 27
www.umweltbuero-pankow.
de/php/kalender.php

Fr 15.4.
Verführung am Wegesrand 
- Kräuterwanderung mit der 
GRÜNEN LIGA Berlin

14 Uhr
Ort: Botanischer Volkspark 
Blankenfelde (Berlin-Pankow), 
Blankenfelder Chaussee 5, 
Kosten: 5 Euro, Kinder/ GRÜNE 
LIGA-Mitglieder 4 Euro, Anmel-
dung: Tel. 030/ 44339148, oeko-
markt.kollwitzplatz@grueneliga.de

Sa 16.4.
„Guerilla Gardening“ - wie 
macht man das?

14-17 Uhr
Guerilla Gardening entstand als 
Protestbewegung und ist heute 
eine anerkannte Form bürger-
schaftlichen Engagements für 
mehr Grün in Städten. Entgelt: 
Kind 1 Euro, Erwachsene 3 Euro, 
Familie 6 Euro
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Teufelsseechaussee 22-24 
14193 Berlin, Tel. 030/ 3000050 
info@oekowerk.de
www.oekowerk.de

So 17.4.
Kindersonntag: Kleine Was-
serlebewesen ganz groß 

15-16 Uhr
Mikroskopieren im Humboldt- 
Exploratorium. Anmeldung: Tel: 
030/ 20938550, Kosten: Kinder 5 
Euro plus Eintritt, Erwachsene nur 
Eintritt. 
Ort: Naturkundemuseum 
Invalidenstraße 43, 10115 Berlin

Di 19.4.
Verführung am Wegesrand 
- Kräuterwanderung mit der 
GRÜNEN LIGA Berlin

11 Uhr
Ort: Botanischer Volkspark 
Blankenfelde (Berlin-Pankow), 
Blankenfelder Chaussee 5, Kos-
ten: 5 Euro, Kinder/ GRÜNE LIGA-
Mitglieder 4 Euro, Anmeldung: 
Tel. 030/ 44339148, oekomarkt.
kollwitzplatz@grueneliga.de

Do 21.4. 
Der Park am Weißen See

11 Uhr 
Botanische Führung des Um-
weltbüros Pankow mit Dipl.-Ing. 
Tomas Blasig.

Treffpunkt: Eingang Park am 
Weißen See auf Höhe der Berliner 
Allee 125, 13088 Berlin. 
Verkehrsverbindung: Tram M4, 
M13, 12, 27 und Bus 255, 259
www.umweltbuero-pankow.
de/php/kalender.php

Sa 23.4.
Ostermarsch Berlin - eine 
Zukunft ohne Atomwaffen 
und Atomkraftwerke

12 Uhr
Treffpunkt: Vattenfallzentrale, 
Chausseestr. 23, Berlin-Mitte, 
U-Bhf. Naturkundemuseum 
Infos: www.antiatomberlin.de 
www.naturfreunde.de

Mo 25.4.
Stilles Gedenken

21-22 Uhr
Das Aktionsbündnis 25 Jahre 
Tschernobyl ruft - gemeinsam mit 
vielen Partnerorganisationen in 
Europa - zum stillen Gedenken in 
Berlin am Vorabend des Jahresta-
ges des Reaktorunfalls auf. 
Ort: Pariser Platz vor dem 
Brandenburger Tor

Di 26.4.-Fr.29.4.

Ferien-Workshop - das Kli-
ma ist reif für den Wandel!

Jeweils 9-15 Uhr
Mit ausgefallenen Aktionen und 
viel Spaß retten Kinder das Klima 
der Erwachsenen! Flashmob-The-
ater, Wetterbotschafter, Klimafrüh-
stück und Antarktis-Forscher-
camps sind nur einige Highlights. 
Anmeldung: Tel. 030/ 3000050 
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Teufelsseechaussee 22-24, 
14193 Berlin, info@oekowerk.de 
www.oekowerk.de

Mi 27.4.
Film: YELLOW CAKE - die 
Lüge von der sauberen 
Energie -

19.30 Uhr-21.30 Uhr
Eine Veranstaltung in Anwesenheit 
des Regisseurs Joachim Tschirner 
Ort: Kino Babylon, Rosa-Luxem-
burg-Str. 30, 10178 Berlin-Mitte 
Infos: www.yellowcake-derfi lm.de

Do 28.4. 
Botanische Führung durch 
den Bürgerpark Pankow

11 Uhr
Botanische Führung des Umwelt-
büros Pankow mit Dipl.-Ing. Tomas 
Blasig. Treffpunkt: Haupteingang 
Bürgerpark Pankow, Wilhelm-
Kuhr-Straße, 13187 Berlin. 
Verkehrsverbindung: Tram M1 und 
Bus 107, 155 , 250 und 255
www.umweltbuero-pankow.
de/php/kalender.php

So 1.5.
Bahnbrechende Natur

11-13 Uhr
Führung durch den Natur-Park 
Schöneberger Südgelände. 
Tauchen Sie ein in eine verwun-
schene Welt. Kontakt: Tel. 030/ 
7879000. Kosten: 5 Euro, 
ermäßigt 3,50 Euro plus Parkein-
tritt 1 Euro 
Ort: Berlin-Schöneberg, Preller-
weg, Südeingang zum Naturpark 
Südgelände (S-Bhf. Priesterweg, 
Ausgang Prellerweg). 

Verführung am Wegesrand 
- Kräuterwanderung mit der 
GRÜNEN LIGA Berlin

15 Uhr
Ort: Botanischer Volkspark 
Blankenfelde (Berlin-Pankow), 
Blankenfelder Chaussee 5, Kos-
ten: 5 Euro, Kinder/ GRÜNE LIGA-
Mitglieder 4 Euro, Anmeldung: 
Tel. 030/ 44339148, oekomarkt.
kollwitzplatz@grueneliga.de

Mo 2.5.
Messe: WassErleben

9-18 Uhr
WASSER BERLIN ist eine interna-
tionale Fachmesse mit Kongress. 
Entgelt: 2 Euro, Ort: Messegelän-
de Berlin, Halle 1.1 
Infos: www.wasser-berlin.de.

Di 3.5.
Informationsveranstaltung 
„meine ernte“-
Gemüsegärten

19-20 Uhr
Das Team von „meine ernte“ bietet 
Familien, Naturbegeisterten und 
Städtern die Möglichkeit, sich 
einen eigenen Gemüsegarten für 
eine ganze Saison in Stadtnähe 
zu mieten. 
Treffpunkt: Gemüsegärten, Weg 
„Grüne Trift“, 13059 Berlin-Warten-
berg, Infos: www.meine-ernte.de

Mi 4.5.
Informationsveranstaltung 
- „meine ernte“ Gemüse-
gärten

19-20 Uhr
Ort: Hof Gericke, Klein-Ziethener 
Weg 17, 12355 Berlin-Rudow 
Infos:www.meine-ernte.de

Sa 7.5. 
Vortrag: Dr. Konrad Schily 
- Bildung in der globalisier-
ten Welt

16 Uhr
Ort: GLS Bank, Schumannstr. 10, 
10117 Berlin.
Infos: Thomas Brunner, Freie Bil-
dungsstiftung, Tel. 0355/ 4887480 
www.freiebildungsstiftung.de.

Die Nachtigall im Großen 
Tiergarten

22-24 Uhr
Eine Führung mit Christoph 
Schaaf vom NABU Berlin. 
Treffpunkt: Haupteingang Philhar-
monie, Herbert-von-Karajan Str.1, 
Berlin-Mitte

So 15.5.
ÖKOWERK-Frühlingsfest

11-18 Uhr
Mit vielen Veranstaltungen, Musik, 
Infoständen von Umweltverbän-
den und Biokostständen. Entgelt: 
Erwachsene 2 Euro, 
ermäßigt 1 Euro Kinder frei
Naturschutzzentrum Ökowerk, 
Teufelsseechaussee 22-24, 
14193 Berlin, Tel. 030/ 3000050 
info@oekowerk.de 
www.oekowerk.de

So 15.5.
Verführung am Wegesrand 
- Kräuterwanderung mit der 
GRÜNEN LIGA Berlin

15 Uhr
Ort: Botanischer Volkspark 
Blankenfelde (Berlin-Pankow), 
Blankenfelder Chaussee 5, Kos-
ten: 5 Euro, Kinder/ GRÜNE LIGA-
Mitglieder 4 Euro, Anmeldung: 
Tel. 030/ 44339148, oekomarkt.
kollwitzplatz@grueneliga.de

Mi 18.5.-Fr.20.5.

Berliner Energietage 2011
43 verschiedene Veranstaltungen 
in der ganzen Stadt. Infos: 
www.berliner-energietage.de.

Fr 20.5.
Lehmbauschnupperkurs

9-18 Uhr
Tageskurs in Theorie und Praxis, 
jedoch werden nur 1 bis 2 Pra-
xiseinheiten zeitlich möglich sein. 
Kosten 75 Euro, inklusive 3 Mahl-
zeiten, Infos: Tel. 0177/ 5836481 
beaortlepp@gmx.de.

Fr 20.5.-So. 22.5.

Attac-Kongress Jenseits 
des Wachstums?!

Fr 18 Uhr - So 13 Uhr 
Es diskutieren über 100 Referent/-
innen in über 70 Veranstaltungen 
mit den Kongressteilnehmer/-in-
nen darüber, wie eine Postwachs-
tumsökonomie aussehen könnte. 
Kontakt und Anmeldung: Matthias 
Schmelzer, orga@jenseits-des-
wachstums.de. Kosten: siehe 
www.jenseits-des-wachstums.de/
service .Ort: TU-Berlin, Straße des 
17. Juni 135, 10623 Berlin, Infos: 
www.jenseits-des-wachstums.de

Di 24.5.
Urbanität durch Naturschutz

19-21.30 Uhr 
Eine Diskussion der Umweltver-
bände mit Sprecher/innen von 
SPD, CDU, Die Linke, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP
Ort: Abgeordnetenhaus Berlin, 
Niederkirchner Str.5 (Nähe Pots-
damer Platz), Für Eintritt Personal-
dokument mitbringen!

Auswärts

Sa 9.4.
19 Uhr

Film: Water Makes Money
Ort: Historischer Bahnhof Chorin 
Bahnhofstr. 2, 16230 Chorin
 Infos: Tel. 033366/ 456

Di 12.4.
Abschlussveranstaltung der 
ökofi lmtour 2011

19 Uhr
Festlicher Abschluss der 6.Öko-
fi lmtour mit Preisverleihung
Ort: Potsdamer Filmmuseum
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Bio-Food Coop in der Dun-
ckerstr. sucht noch Mitkäu-
fer/innen. Monatsbeitrag 6,50 
EUR + Ladendienst. Tel: 
4415082

Ökologische Geldanlage für 
einen dem biologischen Land-
bau nahestehenden Menschen: 
Pachtland des Hofes steht zum 
Verkauf. Wer kann es kaufen 
und den Hof weiterverpachten? 
Auch Beteiligung, für fachkun-
dige Menschen, möglich. 
Chiffre: Geldanlage

Landwirt/Gärtner 51/170 
sucht (bioerfahrene) fröhliche 
Gefährtin zur partnerschaftli-
chen Weiterentwicklung eines 
vielfältigen Biohofes. Hast du 
Ideen, wozu du Land brauchst 
oder in Richtung eines Stadt-
Land Projektes oder anderes…, 
so sollten wir mal miteinander 
sprechen. Chiffre: Landwirt

Schlanke Frau 50+/1,65 NR, 
Übersetzerin, künstlerisch, 
christlich, mag Ausstausch, 
Natur, Stille, truelove4@gmx.
de

„Lust auf Land?“ Wir suchen 
Familie für 2-Zi-Wohnung 
(65m²) mit großem Garten 
und Laube, 180 Euro + BK, 
ca. 60km nördlich von Berlin 
im Naturpark Uckermärkische 
Seen. steffjoe@web.de

Private Kleinanzeigen kosten 
nicht die Welt, sondern 0,55 
Euro pro Zeile (ca. 30 Zeichen), 
bitte Vorkasse (Briefmarken, 
bar). Für 0,50 Euro zusätzlich 
schicken wir ein Belegexem-
plar. Redaktionsadresse siehe 
Impressum.

Kleinanzeigen

Landesgeschäftsstelle: 
Prenzlauer Allee 8
10405 Berlin-Prenzlauer Berg
Tel. 030 / 44 33 91-0, Fax -33
berlin@grueneliga.de

Projekte (Durchwahl, E-Mail):
Umweltbibliothek: -30
DER RABE RALF: -47
raberalf@grueneliga.de
Ökomarkt/Er näh rungs be ra tung: -48,-58
oekomarkt.kollwitzplatz@...

Presse/Öffentlichkeitsarbeit: -49
NATOUR Reisen: -50, Fax -53
natour@grueneliga.de
Lokale Agenda 21 Berlin: -65
berliner.agenda21@...
Beratung/Hofbegrünung: -49
hofberatung.berlin@...
Artenschutz an Gebäuden: -49
International: -70, 
internationales@...

GRÜNE LIGA Berlin e.V.

Öko-Märkte
Dahlem, Domäne

Mi 12-18, Sa 8-13 Uhr
Königin-Luise-Str. 49
Info-Tel. 666 300 24

Friedrichshain, Samariter-
str., Nähe Kirche

Fr 12-18 Uhr
Info-Tel. 39030477

Kreuzberg, Chamissoplatz
Sa 8-14 Uhr

Info-Tel. 843 00 43

Kreuzberg, Lausitzer Platz
Fr 12-18/18.30 Uhr

Info-Tel. 394 40 73

Kreuzberg, Zickenplatz
Di 12-18/18.30 Uhr

Hohenstaufenplatz/Schönleinstr.
Info-Tel. 394 40 73

Mitte, Zionskirchplatz
Do 12-18.30 Uhr

Kastanienallee/Veteranenstr.
Info-Tel. 394 40 73

Moabit, Thusneldaallee
Mi 12-18 Uhr

gegenüber dem Rathaus
Tiergarten
Info-Tel. 39 03 04 77

Prenzlauer Berg 
Kollwitzplatz

Do 12-19 Uhr
Kollwitz-/Ecke Wörther Str.
Info-Tel. 44 33 91 48

Zehlendorf, Kastanienhof
Sa 8.30-13 Uhr

Mi 12-17 Uhr (Kl. Markt)
Clayallee/Propst-Süßmilch-Weg
Info-Tel. 394 40 73

TERMINE/  KLEIN-
ANZEIGEN

NACH DEM LESEN

WEITERREICHEN!

Mittwochs
VCD Nordost Aktiventreffen

3. Mi, 18.30 Uhr
VCD LV Nordost
www.vcd-nordost.de

per pedes e.V. - Treffen
1. Mi, 19 Uhr

Parochialstr.1-3, Raum 203, Mitte

BISS-Treffen
2. Mi, 19 Uhr

Bürgerinitiative Stadtring Süd 
(BISS), Plesserstr. 4, Treptow
www.stop-A100.de

Anti Atom Berlin
1. Mi, 20 Uhr

Warschauer Str. 23
Friedrichshain, Tel. 61201791
www.antiatomberlin.de

Donnerstags
Ökomarkt am 
Kollwitzplatz

12-19 Uhr
Kollwitz-/Wörther Str. 
12-19 Uhr Ernährungsberatung 
Pilzberatung, Tel. 443391-48

Sonntags
ZDF-Umwelt

So, 13.30 Uhr
umwelt.zdf.de

Radtour zu
verkehrspolitischen
Schwerpunkten

1. So, 14 Uhr
Rotes Rathaus; Tel. 81887615
www.gruene-radler-berlin.de

Naturschutzjugend-Treff 
letzter So, 15 Uhr

Naturerlebnisgarten, am S-Bhf. 
Bornholmer Str., Bösebrücke 
Wedding; Tel. 51067134

Montags
VoKü und Treffen der 
Transition Town Initiative 
Friedrichshain-Kreuzberg

Mo 19.30 Uhr
Ort: Nachbarschaftstreff K19 
Kreutzigerstr. 19, info@soned
Tel. 2945401

Vegetarischer Runder Tisch
2. Mo 18 Uhr

Seerose, Mehringdamm 47
Kreuzberg, U Mehringdamm 
Tel. 3218184

Dienstags
Attac Berlin
Regiongruppentreffen

3. Di, 19 Uhr
Haus d. Demokratie, Greifswal-
der Str. 4, Prenzlauer Berg
Tel. 6946101

Verkehrs-
Rechtsberatung

Di, 19-20 Uhr
ADFC, Brunnenstr. 28
Mitte; Tel. 4484724
nur Mitglieder

Grüne Radler
Versammlung

1. Di, 19 Uhr
Crellestr. 43, Baubüro, Schönebg

Grüner Dienstag
19.30 Uhr

Veranstaltungsreihe im Kinder-
bauernhof Görlitzer Park, Offenes 
Treffen der Transiton- Town 
Energie-u. Kulturwende-
initiative in Kreuzberg SO36
www.Kiezwandler.de

Regelmäßig Breite Str. 13, 14467 Potsdam 
Infos: Tel. 0331/ 271810
www.oekofi lmtour.de

So 17.4.
Begrüßung der Weißstörche

14 Uhr
Führung zum Thema Zugvögel 
durchs Storchendorf bis ins Linu-
mer Teichland. Kosten: 5 Euro, 
Kinder und Schüler frei. Ort: Stor-
chenschmiede Linum, Nauener 
Str. 54, 16833 Linum, 
berlin.nabu.de/projekte/linum 

Mo 25.4.
Tschernobyl 25 - Demon-
stration in Lubmin 
„Sonne, Strand und See 
- Atomkraft nee!“

13 Uhr
Treffpunkt vor dem Zwischenlager 
Nord. Busse fahren ab Berlin 
(Kosten: 15 Euro).
Infos: www.anti-atom-reisen.de 
www.tschernobyl25.de

Do 12.5. 
Vortrag: „BBI ein neuer 
Bankenskandal“

19 Uhr
Frank Welskop (GRÜNE LIGA 
Berlin) stellt sein Buch und 
weitere aktuelle Recherchen zum 
Großfl ughafen BBI in Berlin-Schö-
nefeld vor.
Ort: Haus der Natur, Lindenstr. 34 
14467 Potsdam 

Sa 14.5.
Verführung am Wegesrand 
- Kräuterwanderung mit der 
GRÜNEN LIGA Berlin

11.30 Uhr
Mit der Pilzsachverständigen und 
Ernährungsberaterin Elisabeth 
Westphal. Ort: Lobetal, Bar-
nim, (Bus 869/903), Haltestelle 
Lobetal, Dorf, Kosten: 5 Euro, 
Kinder/ GRÜNE LIGA-Mitglie-
der 4 Euro, Anmeldung: Tel. 
030/ 44339148, oekomarkt.
kollwitzplatz@grueneliga.de

Auf Bibers Spuren 
19 Uhr

Wir wandern durchs Linumer 
Teichgebiet und suchen nach 
Spuren des größten europäischen 
Nagetiers. Kosten: 5 Euro, Kinder 
und Schüler frei. Ort: Storchen-
schmiede Linum, Nauener Str. 54 
16833 Linum, 
berlin.nabu.de/projekte/linum

Ausstellungen

1.1.-30.4. 
Mineralien aus Afrika, Euro-
pa und Südamerika

Mo-Do 10-15 Uhr,
Fr 10-12 Uhr

Umweltbüro Pankow, Han-
sastraße 182 A, 13088 Berlin
Tel. 030/ 92091007 oder 
030/ 92090480
umweltbuero@agrar-boerse-ev.de

Verkehrsverbindung: Tram M4, 27 
und Bus 156, 259
www.umweltbuero-pankow.
de/php/kalender.php

1.1.-30.4.
Ausstellung eines Herbari-
ums - Samen und Früchte 
der Bäume der Welt

Mo-Do 10-15 Uhr
Fr 10-12 Uhr

Umweltbüro Pankow, Hansastraße 
182 A, 13088 Berlin
Tel. 030/ 92091007 oder 030/ 
92090480, umweltbuero@agrar-
boerse-ev.de
Verkehrsverbindung: Tram M4, 27 
und Bus 156, 259
www.umweltbuero-pankow.
de/php/kalender.php

1.4.-30.4.
Fotoausstellung: 
“Internationales Jahr des 
Waldes 2011“

Mo-Do 10-15 Uhr
Fr 10-12 Uhr

Umweltbüro Pankow, Hansastraße 
182 A, 13088 Berlin, Tel. 030/ 
92091007 oder 030/ 92090480, 
umweltbuero@agrar-boerse-ev.de
Verkehrsverbindung: Tram M4, 27 
und Bus 156, 259
www.umweltbuero-pankow.
de/php/kalender.php

11.4.-15.5.
Ausstellung „Strom sparen“

Mo-Fr 8-20 Uhr
Zum Start der Kampagne „Strom 
sparen“ hat der Stadtvertrag 
Klimaschutz im September 2010 
einen Plakatwettbewerb ausgeru-
fen. In der Ausstellung sind nun 
die zehn besten Einsendungen, 
inklusive des Siegerplakats, zu 
sehen. Ansprechpartnerin: Kerstin 
Goldau, kerstin.goldau@tu-berlin.
de, Tel. 030/ 25903459
Ort: TU-Berlin, Straße des 17. Juni 
135, 10623 Berlin, Hauptgebäude, 
Foyer zwischen Audimax und 
Hörsaal H 104

16.4.-31.7.
Von Hüpferling bis 
Strudelwurm

Di-Fr 12-16 Uhr, Sa 11-16 
Uhr und So 10-16 Uhr

Eine Ausstellung über das Leben 
imTeich. 
Ort: Britzer Garten, Parkeingang 
Buckower Damm
Infos: Tel. 030/ 7039470

3.5.-27.5.
20 Jahre GRÜNE LIGA - 
„Grüner geht´s immer“

Mo-Fr 9-18 Uhr
Aus Anlass von 20 Jahren 
Umweltbewegung in den neuen 
Bundesländern wurde die Arbeit 
der vergangenen Jahre anhand 
von 20 beispielhaften Projekten 
veranschaulicht.
Haus der Natur, Lindenstr. 34, 
14467 Potsdam
Infos: www.grueneliga-berlin.
de/?page_id=10287

20.5.-26.2.2012
Die Welt der Palmen

Täglich 10-18 Uhr
Sonderausstellung im Botanischen 
Museum und Botanischen Garten 
in Kooperation mit dem Royal 
Botanics Garden, Kew, Großbri-
tannien.
Normaler Museumseintritt 2,50 
Euro, ermäßigt 1,50 Euro
Ort: Botanisches Museum und 
Botanischer Garten Berlin-Dah-
lem, Königin-Luise-Str. 6-8, 14195 
Berlin, www.bgbm.org



30 April / Mai 2011 NATUR

IMPRESSUM

 
Die Berliner Umweltzeitung

GRÜNE LIGA Berlin e.V.
Prenzlauer Allee 8, 10405 Berlin-Prenzlauer 
Berg (Tram M2 Metzerstr.; U2 Senefelderpl.)
Tel.: (030) 44 33 91-47, -0, Fax -33
E-Mail: raberalf@grueneliga.de 
www.raberalf.grueneliga-berlin.de

Herausgeber: GRÜNE LIGA Berlin e.V.
ISSN: 1438-8065
V.i.S.d.P.: Leif Miller 
Redaktion: Jochen Mühlbauer
Matthias Bauer, Vincent Nörig, Felix Eick, 
Christoph Vinz
Satz/Layout: Evelin Bulling
Karikaturen:  Freimut Woessner 
Vertriebsleitung: Vincent Nörig
Webseite: Jochen Mühlbauer

Post-Bezug: siehe Abo-Coupon im Heft
Konto: Nr. 306 05 02 
Bank für So zi al wirt schaft 
BLZ 100 205 00 
Adressenänderung bitte melden!

Erscheinen: zu Beginn gerader Mo na te
Re dak ti ons schluss: 5. des Vormonats, 
Anzeigen und Termine bis 15. des Vormonats

An zei gen ver tre tung: 
GRÜNE LIGA Berlin e. V.
Prenzlauer Allee 8, 10405 Berlin, 
Tel.: 030/443391-0, Fax: -33
raberalf@grueneliga.de
Grundpreis:0,60 Euro je Spal te und mm (netto) 
Klein an zei gen: über die Redaktion, je 30 Zei chen 
55 Cent, nur Vorkasse (Briefmarken, bar)

Aufl age: 10.000 
Druck: Union Druckerei, Berlin 

Mit Namen ge zeich ne te Ar ti kel geben nicht 
un be dingt die Mei nung der Re dak ti on bzw. des 
Her aus ge bers wieder. Die Redaktion be hält 
sich das Be ar bei ten von Beiträgen vor. Für 
unverlangt ein ge sand te Texte und Materia lien 
kei ne Haf tung. Bei trä ge bitte möglichst per 
E-Mail senden. Nach druck nach Rück spra che 
ge stat tet und er wünscht, bitte Quel le angeben, 
Be leg ex em plar schic ken. 

Eigentumsvorbehalt: Dieses Heft bleibt bis zur 
Aus hän di gung an den Adres sa ten Ei gen tum 
des Her aus ge bers. „Zur-Habe-Nahme" ist keine 
Aus hän di gung im Sin ne dieses Vor be halts. 
Nicht aus ge hän dig te Hefte sind unter Angabe 
des Grun des der Nicht aus hän di gung an den 
Her aus ge ber zurück zu senden.

Vor 30 Jahren war der Patient 
schwer krank. Viele glaubten, er 
würde sterben, Nachrufe lagen 

in den Schubladen. Entgegen den Erwar-
tungen lebt er jedoch immer noch, ganz 
munter, wenn auch angeschlagen. Aber 
nun drohen neue Gefahren. Da hilft es 
wenig, dass seinem Schutz weltweit ein 
eigener Tag und sogar ein ganzes Jahr 
gewidmet wurde: der „Internationale 
Tag des Waldes“ am 21. März und das 
„Jahr der Wälder 2011“, und dass das 
zuständige Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV) aus diesem Anlass das schö-
ne Wort „Waldkulturerbe“ in die Welt 
gesetzt hat.

Schöne Worte im Jahr der Wälder
Ministerium sieht keinen Widerspruch zwischen Waldidylle und Forstwirtschaft

Er lebt – aber wie?

Wie bedroht die Regenwälder am 
Amazonas, in Afrika und Indonesien 
sind, darüber gibt es immer neue 
Hiobsbotschaften. In Mitteleuropa 
schien mit der Rauchgasreinigung der 
Kraftwerksschlote und dem Ende des 
„sauren Regens“ die Gefahr gebannt, 
dass Wälder großfl ächig absterben.

Aber „nachhaltig“ gehen wir 
mit unserem „Waldkulturerbe“ 
auch nicht um (obwohl der 
Begriff aus der Forst-
wirtschaft stammt), und 
so ist zu befürchten, 
dass das wichtigste 
Ökosystem hierzu-
lande verkümmert. 
Klimawandel und 
Wald beeinflussen 
sich gegenseitig. Ei-
nerseits ist ein gesunder 
Wald die wirksamste 
Kohlendioxid-Senke 
überhaupt  und 
nimmt ungefähr 
so viel CO2 auf, 
wie sämtliche 
Autos abgeben. Andererseits setzt 
ihm der Klimawandel auch zu, und es 
geschieht allzu wenig, um ihn dagegen 
zu stabilisieren. Der Umbau in artenrei-
che Mischwälder, der vor allem nötig 
wäre, fi ndet kaum statt.

... über dunkle Kiefernwälder

Im „Schwarzbuch Umweltpolitik 
in Brandenburg“ (*) wird beklagt, dass 
73 Prozent der Wälder immer noch ein-
tönige Kiefernforsten sind. In anderen 
Gegenden herrschen Fichten-Mono-
kulturen vor. Werden mehr Laubbäume 
gepfl anzt, dann klagt die Holzwirtschaft, 
die mehr Nadelholz verlangt. Aber 
die zunehmend heißen und trockenen 
Sommer und die häufi geren Stürme 

können nur Mischwälder mit geeigneten 
Baumarten überstehen.

Die größte Bedrohung kommt 
von der ständig steigenden Nachfrage 
nach Holz und dem damit verbun-
denen Preisanstieg. Die klassischen 
Abnehmer waren Bauholzsägewerke 

und Furnierhersteller sowie die 
Spanplatten- und Papierindustrie. 
In bescheidenerem Umfang war 

auch Brennholz gefragt. Bis 
der große Run auf Holz als 

„klimafreundlicher“ Brenn-
stoff einsetzte, auf Holz 

für Kraftwerke, auf 
Pellets, Hackschnit-
zel und Holzbriketts 
zum Heizen, und 

auf Bio-Kraft-
stoffe. Und so 

w i r d  a u s 
dem Wald 
herausge-

räumt, was 
irgend möglich 
ist: Schwach- und 

Totholz, angefaulte 
Teile, Baumkronen und 

Reisig sollten theoretisch 
zwar liegen bleiben, um die 

Nährstoffe, die die Bäume aufgenom-
men haben, im richtigen Verhältnis 
wieder zurückzugeben. Aber die gestie-
genen Preise sind für die Waldbesitzer 
so verlockend, dass dieses sinnvolle 
Prinzip zunehmend auf der Strecke 
bleibt. „Holzrausch“ (**) nennt der 
Forstingenieur Peter Wohlleben sein 
Buch, in dem er detailliert beschreibt, 
wie der Wald unter den Verlusten leidet, 
weil ihm die Nährstoffe, die in allen 
Teilen der Bäume gespeichert sind, 
entzogen werden. Zugleich schwindet 
der Lebensraum für Insekten- und 
Pilzarten, die auf dem toten oder ab-
sterbenden Holz leben und für Vögel, 
die sich von den Insekten ernähren. 
Schwere Erntemaschinen, immer öf-

ter die überdimensionalen Harvester, 
werden eingesetzt und verdichten den 
Waldboden, so dass er - neben anderen 
wichtigen Funktionen - seine Fähigkeit, 
Wasser zu speichern, verliert.

Hobby und Lobby

Schließlich sorgt eine kleine aber 
mächtige Gruppe dafür, dass sich der 
Wald kaum mehr verjüngen kann. 
Gemeint sind die Jäger, die viel mehr 
Rehe und Hirsche aufpäppeln, als der 
Wald verträgt. Vor allem Buchen- und 
Eichensämlinge und der Frühjahrsaus-
trieb der jungen Laubbäume werden oft 
restlos abgefressen.

Und was sagt die Politik zu den 
Gefahren für ihr „Waldkulturerbe“? So 
gut wie nichts, etwa in einem Interview 
mit der zuständigen Ministerin Ilse 
Aigner zum Internationalen Jahr der 
Wälder. Sie sieht „keinen Widerspruch 
zwischen dem Bild der Waldidylle und 
der heutigen Forstwirtschaft“, die sich 
„an den Prinzipien des naturnahen Wald-
baus“ orientiere und dabei auf moderne 
Technik setze. „Gelebte Nachhaltigkeit 
hat in Deutschland eine nahezu 300-jäh-
rige Tradition ...“ und schließlich: „Die 
Messlatte muss sein, dass die Kraft und 
Schönheit des Waldes für unsere Kinder 
und Enkel erhalten bleiben.“
Na dann, weiter so?

Marianne Weno
 

Marianne Weno greift monatlich ak-
tuelle Entwicklungen im Umwelt- und 
Naturschutz auf und kommentiert sie 

auf stiftung-naturschutz.de.
 

* Gerhard Grützmacher: Von Kiefern-
kulturen, Hirschzuchten und Erntema-
schinen. In: Schwarzbuch Umweltpoli-
tik in Brandenburg, oekom verlag
** Peter Wohlleben: Holzrausch. Der 
Bioenergieboom und seine Folgen, 
Adatia Verlag

Bereits im Juni 2003 hatte ich im 
RABEN RALF von einer 100 

jährigen, schönen und schlanken Eibe 
in Pankow in der Kavalierstraße 28 
berichtet. Diese hatte ein Bauherr nach 
langen Gesprächen mit dem Pankower 
Grünfl ächenamt vor seinem geplanten 
Neubau stehen gelassen. 

Durch die „verschlechternde“ 
Änderung der Berliner Baumschutzver-
ordnung während der großen Koalition 
(CDU/SPD bis 2001) wurde der Schutz 
der Eibe in der Stadt aufgehoben. So 
konnte unser Baum wie viele andere 
Eiben Berlins in den letzten Jahren 
ersatzlos gefällt werden. Die Eibe ist 

im Wald fast ausgestorben, nun trifft 
die NABU-Kampagne „fast weg“ auch 
auf Berlin zu.

Die Eibe und viele beliebte klein-
kronige Stadtbäume, zum Beispiel 
Feldahorn, Felsenbirne, Weißdorn ha-
ben neben klimatischer Wirkung auch 
eine hohe Bedeutung als Niststandort 
und Unterschlupf für Vögel; dazu als 
winterlicher Futterspender.

Ich fordere von den Grünen, dass 
sie in der neuen Wahlperiode eine 
Korrektur der Berliner Baumschutz-
verordnung dahingehend durchset-
zen, dass kleinkronige Bäume wieder 
geschützt werden. Wolfgang Heger

Eiben müssen erhalten bleiben 
Forderungen an Bündnis 90/Die Grünen zu den Berliner Abgeordnetenhauswahlen

Fotos: H. Kosin-www.fl ickr.com

Einsame Eibe
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Aus Platzgründen kann hier nur ein
Auswahl von Umwelt-Adressen in Berlin
und Umgebung veröffentlicht werden.
Die grau unterlegten Adressen sind Mit-
glieder der GRÜNEN LIGA.

ADFC - Allgemeiner Deutscher Fahr-
rad-Club, Brunnen- 28, 10119 (Mitte) 
T 4484724, F 44340520 
www.adfc-berlin.de 

AG Kleinstlandwirtschaft und Gärten 
in Stadt und Land c/o FU 
Inst. für Soziologie 
http://userpage.fu-berlin.de/~garten

Agenda-Agentur Berlin Runge- 22-24 
10179 (Mitte) T 6128087-1/-2/-3, F -4 
www.agenda-agentur.de

Aktionsgemeinschaft Gleisdreieck c/o 
Büro Rheinlaender, Crelle- 43, 10827 
(Schöneberg) T 7883396, F 7811059 
Matthias Bauer, T 2151135 
www.gleisdreieck-blog.de

Aktion Tier - Menschen für Tiere e.V. 
Kaiserdamm 97, 14057(Charlotten-
burg), T 30103831, F -34

A-Laden Brunnen- 7, 10119 (Mitte) 
T 0176-20459418, www.a-laden.org

Anti-Atom-Plenum Waldemar- 46 
10999 (Kreuzberg) 
www.squat.net/aap-berlin

Anti Atom Berlin
c/o Stadtteilladen Friedrichshain
Warschauer- 23
10243 (Friedrichshain), T 61201791
www.antiatomberlin.de

Arbeitskreis Igelschutz Berliner - 79a 
13467 (Hermsdorf) 
www.igelschutzberlin.de

Arbeitskreis Nordkaukasus c/o Vitali 
Kovaljov, Str. d. Pariser Kommune 11 
10243 (Friedrichshain), T 4286925, 
F 42851659, vitalij.kovalev@nabu.de

Arbeitskreis Verkehr und Umwelt 
(UMKEHR) e.V. Exerzier- 20, 13357 
(Wedding), T 4927-473, F -972 
www.umkehr.de

Arbeitsstelle Frieden und Abrüstung 
e.V.  Kopenhagener- 71 

 10437 (Prenzl. Berg), T 44013028
 www.asfrab.de
Arche Plesser- 4, 12435 (Treptow), 

T 5337104, www.bekenntniskirche.de
Arge Autofrei Wohnen in Berlin c/o 

Markus Heller, T/F 2807940 
www.autofrei-wohnen.de

Attac Gneisenau- 2a, 10969 (Kreuz-
berg) T 69517791, F 6926590, 
www.attacberlin.de

autofrei leben! e.V. Koppenplatz 12 
10115 (Mitte), T 23135674 
www.autofrei.de

BANA mobil Projektbüro im Kotti e.V. 
Sibylle Trage, Adalbert - 95a, 
10999 (Kreuzberg), T 8514783 
bana-mobil@web.de

Barnimer Aktionsbündnis gegen gen-
technische Freilandversuche 
c/o DOSTO, Breitscheid- 43a 
16321 Bernau, T/F 03338/5590 
www.dosto.de/gengruppe

B.A.U.C.H. e.V. Verein für Umweltche-
mie, Wilsnacker - 15, 10559 (Moabit) 
T 394-4908, F -7379 
bauch@alab-berlin.de

BauFachFrau e.V. Ökolaube, Kom-
posttoilettenausstellung Lehder- 108 
13086 (Weißensee), T 92092176 
www.baufachfrau-berlin.de

Baumschutzgemeinschaft 
 c/o A. Solmsdorf, Windscheid- 40 
 10627 (Charlottenb.), T 0170/2147676
 kontakt@bmsgb.de
Berliner Entwicklungspolitischer 

Ratschlag Greifswalder- 4, 10405 
(Prenzl. Berg) T 4285-1587 
www.ber-landesnetzwerk.de

Berlin 21 Greifswalder - 4, 10405 
(Prenzl. Berg), T 420823-63, Fax -80 
www.berlin21.net

Berliner Tierbefreiungsaktion
www.tierbefreier.de 
berlin@die-tierbefreier.de

B.F.S.S. Büro für stadtteilnahe Sozial-
planung GmbH Müller- 155, 13353 
(Wedding), T 4617771 
www.bfss-berlin.de

BI Berliner Luft + Fahrgastbeirat Ho-
henschönhausen Ahrenshooper- 5/ 
Zi. 1, 13051, T/F 9621033

BI FREIe HEIDe c/o Benedikt Schirge 
Dorf- 27, 16831 Zühlen, T/F 033931-
2338, www.freie-heide.de

BI Müggelsee c/o Thomas Kasper, Bru-
no-Wille- 9, 12587 (Friedrichshgn.) 
T 6457673 (Rita Abert) 
jukunda@yahoo.de

BI „Nein zum Kohlekraftwerk“ Alte 
Schmiede, Spitta- 40, 10317 (Lichten-
berg), www.kraftwerksneubau.de

Biochemischer Verein Greifswalder - 4 
10405 (Prenzl. Berg), T 2044599 
www.biochemischerverein-berlin.de

BIP - Biomasse in Pankow Gundolf 
Plischke, Duncker- 46, 10439 (Prenzl. 
Berg), T 747682-36, F -37 
www.biomasse-in-pankow.de

BI Rettet die Marienfelder Feldmark 
M. Delor, Marienfelder- 85, 12309 
bimfeldmark@aol.com

Bürgerberatung Energie und Umwelt,
Berliner Energietelefon 3016090
Gesellschaft für Lärmbekämpfung e.V.
Sauerbruch-23, 14109 (Zehlendorf) 

UMWELTADRESSEN

Fehler gefunden?
Bitte melden!

Tel. 44 33 91-47,-0
Fax -33

raberalf@grueneliga.de
 

T-3016090, F 80602497, kostenloses 
Auskunftstelefon Di, Do 10-14 Uhr

Bürgerinitiative (BISS) Plesser- 3 
12435 (Treptow), Bürgertel: 70121004 
(AB) www.stop-A100.de

BI Westtangente (BIW) Crelle- 43 
10827 (Schöneberg), T 7883396 
F 7811059, www.bi-westtangente.de

B-Laden Lehrter - 27-30 
10557 (Moabit), T/F 3975238

BLN - Berliner Landesarbeitsgemein-
schaft Naturschutz Potsdamer - 68 
10785 (Tiergarten), T 2655-0864 
-0865, F -1263, www.bln-berlin.de

BLUE 21 - Berliner Landesarbeitsge-
meinschaft Umwelt und Entwick-
lung c/o FDCL, Gneisenau- 2a
10961 (Kreuzberg), T 6946101 
F 6926590, www.blue21.de

Botanischer Verein Königin-Luise- 6 
14195 (Dahlem), T 7748437, www. 
botanischer-verein-brandenburg.de

Britzer Umweltforum Fulhamer Allee 
53, 12359, T 6079338

BUND Crelle- 35, 10827 (Schöneberg) 
T 787900-0, F -18 
www.bund-berlin.de

BUNDjugend LandesGSt Erich-Wei-
nert- 82, 10439 (Prenzl. Berg) 
T 392-8280, F -7997 
BundesGst Am Köllnischen Park 1
10179 (Mitte), T 275865-0, F -55 
www.berlin.bundjugend.de 

Bundesumweltministerium Alexan-
derstr. 3, 10178 (Mitte), T 18305-0 
F -4375, www.bmu.de 

Bündnis 90/Die Grünen Landesverb., 
Bereich Umwelt Kommandanten- 80 
10117 (Mitte), T 615005-0, F -99, Grü-
ne Jugend -43, www.gruene-berlin.de

Abgeordnetenhaus Niederkirchner- 5 
10111 (Mitte), T 232524-00, F -09 
Umwelt -06/-62, Verkehr -12

Bundestag, Bereich Umwelt, Luisen- 
32-34, 10117 (Mitte), T 2275-8939 
F -6911, ak2@gruenefraktion.de

Bürgerverein Brandenburg-Berlin 
(BVBB) gegen Flughafen Schönefeld 
Wilhelm-Grunewald- 48-50, 15827 
Blankenfelde, www.bvbb-ev.de

Cöllnische Heide e.V. c/o Dr. Erxleben 
Steinbach- 11, 12489 (Adlershof) 
T 67198381

Deutsche Friedensgesellschaft - Ver-
einigte KriegsdienstgegnerInnen 
(DFG-VK) c/o BamM (Buchladen 
Schwarze Risse) Gneisenau- 2a 
10961 (Kreuzberg), www.dfg-vk.de

Deutsche Umwelthilfe (DUH) Ha-
ckescher Markt 4, 10178 (Mitte) 
T 2400867-0, F -19, www.duh.de

Deutscher Bahnkundenverband 
(DBV) Kurfürstendamm 11, 10719 
(Charlottenburg), 634970-76, F -99 
www.bahnkunden.de

Deutscher Naturschutzring (DNR) 
Marien-19/20, 10117 (Mitte) 
T 6781775-70, F -80, www.dnr.de

Diözesanrat der Katholiken, Sachaus-
schuss Eine Welt und Bewahrung 
der Schöpfung, Niederwall- 8/9 
10117 (Mitte), T 32684-206, F -203 
www.dioezesanrat-berlin.de

ecovillage e.V. c/o H.-R. Brinkmann 
Diepholzer - 2, 49088 Osnabrück 
T/F 0541/445941, www.ecovillage.de

European Network for Mobility 
and Local Agenda 21, Benda-15 
12051(Neukölln)
info@mobilocal21.org

Fachverband Biogas c/o Roland 
Schnell, Graefe- 14, 10967 (Kreuzbg.) 
T 707198-60, F -62, www.graskraft.de
roland@graskraft.de

FIAN - Food First Information and 
Action Network 
Ute Stephani, T 51635868 
www.fi an-berlin.de

Fördergemeinschaft Ökologischer 
Landbau (FÖL) e.V. Marien- 19-20 
10117 (Mitte), T 28482440, F -48 
www.bio-berlin-brandenburg.de

Förderverein Naturpark Südgelände 
c/o Hans Göhler, Sophie-Charlotten- 
59, 14057 (Charlottenb.), T 3217731

Förderverein Landschaftspark Nord-
ost Dorf- 4a (Dorfkate Falkenberg) 
13057, T/F 9244003 
www.dorfkate-falkenberg-berlin.de

Forum Umwelt  Entwicklung
Marien-19-20, 10117 (Mitte)
T 6781775- 89, -74
info@forumue.de, www.forumue.de

Forum Ökologisch-Soziale Marktwirt-
schaft e.V. (FÖS), Schweden- 15a 
13357 (Wedding), T 7623991-30 
F -59, foes@foes.de, www.foes.de

FUSS e.V. - Fußgängerschutzver-
ein, Exerzier- 20, 13357 (Wedding) 
T 4927-473, F -972, www.fuss-ev.de

Future-on-Wings e.V. c/o Afrikahaus 
Bochumer - 25, 10555 (Moabit) 
T 3928567, www.future-on-wings.net

Gen-ethisches Netzwerk (GeN) 
Brunnen- 4, 10119 (Mitte) 
T 6857073, F 6841183 
www.gen-ethisches-netzwerk.de

Germanwatch Schiffbauerdamm 15 
10117 (Mitte), T 288835-60, F -61 
www.germanwatch.org

Gesellschaft für Ausbildung, innova-
tiven Landbau und Arbeit - GAIA 
e.V., Plauener - 160, 13053 (Hohen-

schönhausen), T 981992-0, F -37 
www.gaia.de

Gesellschaft Naturforschender 
Freunde c/o Inst. f. Zoologie der FU 
Königin-Luise- 1-3, 14195 (Dahlem) 
T 8383917, F -16

Gesundheitsladen Veteranen- 21 
10119 (im ACUD), T 6932090
www.gesundheitsladen-berlin.de

Graswurzelrevolution c/o BAOBAB
Christburger - 38, 10405 (Prenzl. 
Berg), T 4426174, F 44359066 
gwrbln@mailandnews.com

Greenhouse Infopool Duncker- 14 
10437 (Prenzl. Berg), 
www.jpberlin.de/greenhouse

Greenpeace Chaussee- 131 
10115 (Mitte), T 283915-50, F -51 
www.greenpeace-berlin.de

GRÜNE LIGA e.V. BundesGSt., Red. 
ALLIGATOR Greifswalder - 4, 10405 
(Prenzl. Berg), T 2044-745, F -468 
www.grueneliga.de

GRÜNE LIGA Berlin e.V. LandesGSt. 
Prenzlauer Allee 8, 10405 (Prenzl. 
Berg), T 443391-0 
www.grueneliga-berlin.de

Grüne Radler Crelle- 43, 10827 (Schö-
neberg), Klaudia Kristine Schmidt 
T 81887615, Dieter Hertwig, T 
6236833, www.gruene-radler-berlin.de

Grünes Haus für Hellersdorf Boizen-
burger - 52-54, 12619, T 56298081
F 56499950 
www.gruenes-haus-hellersdorf.de

Habitat-Informationsbüro Greifs-
walder - 33 A, 10405 (Prenzl. Berg) 
T 428515-85, F -86 
habitat-infobuero@berlinet.de

Haus der Natur Potsdam Linden- 34 
14467 Potsdam, T 0331/20155-25, 
F-27, www.hausdernatur-branden-
burg.de
Arbeitsgemeinschaft Natur- und 
Umweltbildung (ANU) T -15, F -16
Arbeitskreis Naturschutzgeschich-
te T -25, F -27
ARGUS Umweltbiblioth., T -11, F -12
Förderverein für Öffentlichkeitsar-
beit im Natur- und Umweltschutz 
(FÖN) T -35, F -36
GRÜNE LIGA Brandenburg T -20 
F -22
Landesbüro anerkannter Natur-
schutzverbände T -50, F -55
NaturFreunde Brandenburg T -40 
F -44
Naturschutzbund NABU LV 
Brandenburg T -70, F -77
Naturschutzjugend LV Brandenburg 
T -75, F -78
VCD - Verkehrsclub Deutschland 
LV Brandenburg T -60, F -66
HOLON e.V. Friedrich-Engels- 26 
15711 Königs Wusterhausen 
T/F 03375/294636

HU-RefRat Referat Ökologie und 
Umwelt, Unter den Linden 6, 10099 
(Mitte), T 2093-2603, -2614, -1749 
F -2396, www.refrat.hu-berlin.de/oeko

IUGR e.V. Studienarchiv Umweltge-
schichte, Brodaer - 2, 17033 Neu-
brandenburg, T 0395/5693-224, -255 
F -299, www.iugr.net 

IGEB e.V. Fahrgastverband S-Bhf. 
Lichtenberg, Weitling- 22, 
10317 (Lichtenberg), T 787055-11 
F -10, www.igeb.org

IG Saubere Energie Berlin, Haupt- 72 
10317 (Lichtenberg)
kontakt@ig-biomasse.de
www.ig-biomasse.de

IG Wuhletal c/o Angele Schonert, 
Sewan- 181, 10319 (Friedrichsfelde) 
T 5122816

Infrastrukturelles Netzwerk Umwelt-
schutz (INU) Dorf- 36, 13057 (Falken-
berg), T 934427-10, F -29 
www.inu-ggmbh.de

Initiative gegen die Verletzung öko-
logischer Kinderrechte Wundt- 40 
14057 (Charlottenburg), T 3257443

Institut für ökologische Wirtschafts-
forschung (IÖW) Potsdamer - 105 
10785 (Tiergarten), T 884594-0 
F 8825439, www.ioew.de

Institut für Zukunftsstudien und 
Technologiebewertung (IZT) Scho-
penhauer- 26, 14129 (Nikolassee) 
T 803088-43, F -88, www.izt.de

Internationale Weiterbildung und 
Entwicklung gGmbH (inWent) Abt. 
Umwelt, Energie, Wasser Lützow- 
6-9, 10785 (Tiergarten), T 25482-101 
F -103, www.inwent.org

IPPNW Ärzte gegen Atom Körte- 10 
10967 (Kreuzberg), T 6980740 
F -8166, www.ippnw.de

Jugendfarm Moritzhof Schwedter- 90 
10437 (Prenzl. Berg) T 44024220 
F -22, www.jugendfarm-moritzhof.de

Jugendnaturschutzakademie 
Brückentin, 17237 Dabelow, T/F 
039825/20281, www.brueckentin.de

KATE Kontaktstelle für Umwelt und 
Entwicklung Greifswalder - 4, 10405 
(Prenzl. Berg), T 440531-10, F -09 
www.kate-berlin.de

Kerngehäuse Architektenbüro Ökolo-
gische Bauberatung 
Kastanienallee 25, 10435 (Pankow) 
T 47374642
www.kerngehaeuse-architekten.de

Kinderbauernhof „Pinke Panke“ 
Am Bürgerpark 15-18, 
13156 (Pankow), T 47552593
www.kinderbauernhof-pinke-panke.de

KMG Gestaltung nachhaltiger Entwick-
lung Reichenberger - 150, 10999 
(Kreuzberg), T 293679-40, F -49 
www.kmgne.de

Kunst-Stoffe-Berlin
Berliner -17, 13189 Berlin
T 0049(0)30-34089840

Linkspartei Kl. Alexander- 28
10178 (Mitte) Ökologische Plattform 
T 24009542, F 2411046 
www.oekologische-plattform.de 
Abgeordnetenhaus, AG Umwelt c/o 
Marion Platta MdA, Niederkirchner- 5 
10111 (Mitte), T 232525-50, F -39 
platta@linksfraktion-berlin.de

Lokale Agenda 21 siehe Berlin 21 und 
GRÜNE LIGA Berlin 
www.agenda21berlin.de

LÖPA - Linksökologische pazifi sti-
sche Anarchisten c/o M99 
Manteuffel- 99, 10999 (Kreuzberg)
www.geocities.com/theloepa

Mahlsdorfer Schulbildungsverein c/o 
Lutz Reineke, Stepenitzer Weg 45 
12621 (Kaulsdorf), T 5662477

Messzelle e.V. (Umweltanalytik) Müller-
Breslau- 10, 10623 (Charlottenburg) 
T 3142-5806, F -6863 
www.tu-berlin.de/~messev

Moabiter Ratschlag e.V. Rostocker - 
32, 10553, T 390812-0, F -29 
www.moabiter-ratschlag.de

NaturFreunde Deutschlands e.V. War-
schauer- 58a, 10243 (Friedrichshain) 
T 29773260, F -80 
www.naturfreunde.de
info@naturfreunde.de

Naturfreundejugend Berlin e.V. 
Gryphius- 23, 10245 (Friedrichshain) 
T 325327-70 F-71 
www.naturfreundejugend-berlin.de 
info@naturfreundejugend-berlin.de

Naturschutz- und Grünfl ächenämter 
siehe Gelbe Seiten: Berlin-Service 
(vorn) oder Telefonbuch: „Landesre-
gierung - Bezirksämter“ (grau) oder 
www.berlin.de/verwaltungsfuehrer

NABU Wollank- 4, 13187 (Pankow) 
T 986-08370, F -7051 
www.berlin.nabu.de
Bezirksgr. Pankow T -083728
Freilandlabor Flughafensee 4325155 

Naturschutzstation Malchow/Förder-
verein Dorf- 35, 13051, T 927998-30 
F -31 
www.naturschutzstation-malchow.de

Naturschutzzentrum Schleipfuhl 
Hermsdorfer - 11a 
12627 (Hellersdorf), T 9989184

NETZ für Selbstverwaltung PF 
620553, 10795, T/F 2169105 
www.netz-berlin-brandenburg.de

Netzwerk SPIEL/KULTUR Kollwitz- 35 
10405 (Prenzl. Berg), T 44356851 
www.netzwerkspielkultur.de

Neue Lebenswelt e.V. Josua Norren-
brock, Hindenburgdamm- 4 
12203 Berlin

Nichtraucherbund Greifswalder - 4
10405 (Prenzl. Berg), T 2044583 
www.nichtraucher-berlin.de

Ökologisch-Demokratische Partei
 ödp Erich-Weinert-- 134, 10409 
(Prenzl. Berg), T 49854050 
www.oedp.de

ÖkoLeA Ökol. Lebens- und Arbeits-
gemeinschaft Hohensteiner Weg 3 
15345 Klosterdorf, T 03341-3593930 
F -309998, www.oekolea.de

Ökowerk Naturschutzzentrum 
Teufelsseechaussee 22-24, 14193 
(Grunewald), T 300005-0, F -15 
www.oekowerk.de

Pankgräfi n e.V./Wagendorf Karow 
Pankgrafen- 12d, 13125 (Buchholz) 
T 475996-24, F -25 
www.pankgraefi n.de

Permakultur-Akademie
Kreutziger- 19, 10247 (Friedrichs-
hain), T 89208488 
www.permakultur-akademie.net

per pedes e.V. (Im Rathaus Tiergarten) 
Mathilde-Jakob-Platz 1
10551 (Moabit), T 57707707 
buero@perpedes-ev.de

PINiE e.V. Pankow, c/o NABU 
Wollank- 4, 13187 (Pankow) 
F 9867051, www.pinie-pankow.de

pro agora - Gesellschaft für nach-
haltige Stadtkultur Mühlen- 62-65 
13187 (Pankow), T/F 4257731 
www.proagora.de

Robin Wood T 20687813 
berlin@robinwood.de 
www.robinwood.de

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Clayallee 226a, 14195 (Dahlem) 
T 8329-137, F -236

Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung (SenStadt) Am Köllnischen Park 
3, 10179 (Mitte), T 9025-0, F -1073 
Umwelt-Tel. 9025-1111 
www.stadtentwicklung.berlin.de

Solarverein Berlin e.V. Paulsen- 55/56 
12163 (Steglitz), T 82097-236,F -366 
www.solarverein-berlin.de

Stiftung Naturschutz Berlin Pots-
damer - 68, 10785 (Tiergarten) 
T 26394140, F 2615277 

www.stiftung-naturschutz.de
Tauschring Friedrichshain Boxhage-

ner - 89, 10245, T 44359575 
www.tauschringe-berlin.de

Tierschutzverein - Tierheim Berlin 
Hausvaterweg 39, 
13057 (Falkenberg), T 76888-0 
www.tierschutz-berlin.de

Tierversuchsgegner Dahlmann- 16 
10629 (Wilmersdorf), T 3418043
info@tierversuchsgegner-berlin-
brandenburg.de

TU-Energieseminar March- 18, 10587 
(Charlottenb.), T 314-25280, F -73379
www.tu-berlin.de/fb6/energieseminar

TU-Kooperations- und Beratungsstel-
le für Umweltfragen - kubus Fran-
klin- 28-29, 7. OG, TUB Sekr. FR 7-1 
10587 (Charlottenburg), T 314-24378 
F -24276, www.tu-berlin.de/zek/kubus

Dr. Turgut Altug, Leiter des Umwelt-
zentrums, Prinzen- 23, 10969(Kreuz-
berg), T 69535293, F 56935889 
Träger des Umweltzentrums: 
Türkisch-Deutsches Zentrum e.V.

Ufa-Fabrik/id22 Victoria- 10-18, 12105 
(Tempelhof), T 75503-0, F -110 
www.ufafabrik.de

UMKEHR e.V. siehe ArbeitskreisVerkehr
Umsonstladen Brunnen- 183, 10119 
(Mitte), www.umsonstladen.info

UfU - Unabhängiges Institut für 
Umweltfragen Greifswalder - 4 
10405 (Prenzl. Berg), T 428499332 
F 42800485, www.ufu.de

Umwelt und Bildung e.V. Storkower 
- 36, 15537 Gosen, T/F 03362/8432 
www.umbi.de

Umweltämter der Bezirke siehe Gelbe 
Seiten: Berlin-Service (vorn) oder 
Telefonbuch: „Landesregierung - 
Bezirksämter“ (grau) oder 
www.berlin.de/verwaltungsfuehrer

Umweltbeauftragter der ev. Kirche  
Pfr. Reinhard Dalchow, Pufendorf- 11 
10249 (Friedrichshain), T 526802128 
F -29, rdalchow@t-online.de

Umweltberatungsstelle Berlin e.V. Ni-
kolsburger Pl. 6, 10717 (Wilmersdorf) 
T 8618778, F 8621885

Umweltbüro Berlin Pankow
Hansa- 182A, 13088 (Weißensee)
T 92091007 oder 92090480 
F 92093007, umweltbuero@agrar-
boerse-ev.de

Umweltforum Berlin Auferstehungs-
kirche Pufendorf- 11, 10249 (Fried-
richshain), T 5268021-0, F -10 
www.besondere-orte.de

Umweltforum Karlshorst c/o Warn-
heim, Heiligenberger - 12, 10318 
T 5083266

UmweltKontaktstelle Lichtenberg am 
Interkulturellen Garten, Liebenwalder 
Str. 12-18, 13055 (Lichtenberg)
T 818590-98, F -97, umwelt@sozdia.
de, www.umwelt.sozdia.de

Umweltladen Lichtenberg Markt- 7 
10317, T 55669587

Umweltladen Mitte See- 49 
13347 (Wedding) 
T 2009460-81, F -80 
www.berlin.de/ba-mitte/org

Urgewald e.V. Marien- 19/20 
10117 (Mitte), T 28482271 
www.urgewald.de

VCD - Verkehrsclub Deutschland 
LandesGSt Yorck- 48 
10965 (Schöneberg), T 4463-664 
F -703 
www.vcd-nordost.de 
BundesGSt Koch- 27, 10969 (Kreuz-
berg), T 280351-0, www.vcd.org

Vegetarische Alternative 
c/o Ingo Seubert, Mehringdamm 47 
10961 (Kreuzberg), T 34389159 
www.vega-vebu-berlin.de

Verbraucher Initiative Elsen- 106 
12435 (Treptow), T 536073-3, F -45 
www.verbraucher.org

Verbraucherzentrale Berlin Harden-
bergplatz 2, 10623 (Charlottenb.) 
T 214850, F 2117201 
www.vz-berlin.de

Volksbund Naturschutz Königin-Luise-
- 6-8, 14195 (Zehlend), T 84107131 
F 83229321, www.vbnev.de 

WEED Weltwirtschaft, Ökologie 
Entwicklung Eldenaer- 60 
10247 (Friedrichshain), T 275-82163 
F -96928, www.weed-online.org

Wurzelwerk e.V. Food-Coop Oder- 10 
10247 (Friedrichshain), T/F 2941216

WWF Reinhardt- 14, 10117 (Mitte)
T 308742-0 



An zei gen

VERÄNDERUNG BLEIBT

www.taz.de/abo | abo@taz.de | T (0 30) 25 90 25 90 

AB SOFORT KÖNNEN SIE DIE GEDRUCKTE TAZ FÜNF WOCHEN LANG 
FÜR NUR 10 EURO PROBEWEISE ABONNIEREN. DAS E-PAPER DER TAZ
ERHALTEN SIE EINEN MONAT LANG FÜR 10 EURO IM DIGITALEN ABO. 

Kosten: 5 Euro, ermäßigt Kinder 
und GRÜNE LIGA-Mitglieder 4 Euro
Voranmeldung: 030-443391 –0 /48 
oekomarkt.kollwitzplatz@grueneliga.de

Gruppentermine / weitere Termine nach Vereinbarung

Berlin 
Botanischer Volkspark Blankenfelde
Blankenfelder Chaussee 5
13158 Berlin-Pankow
Samstag 09.04.   14.00 Uhr
Freitag 15.04.   14.00 Uhr
Dienstag 19.04.   11.00 Uhr
Sonntag 01.05.   15.00 Uhr
Sonntag 15.05.   15.00 Uhr
Freitag 10.06.   11.00 Uhr
Anreise: Bus 107, 124
Haltestelle Botanische Anlage 

mit Elisabeth Westphal
GRÜNEN LIGA

2011Kräuter
wanderungen
der

Lobetal/Barnim 

Anreise: Re 3 oder S 2 Bernau / 
dann Bus 869 / 903, Haltestelle Lobetal Dorf

Samstag 14.05.   11.30 Uhr
Samstag 11.06.   11.30 Uhr


